STADT LAMPERTHEIM

NIEDERSCHRIFT
Uber die 15. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Lampertheim
am Mittwoch, dem 08.03.2023,

im Sitzungssaal des Stadthauses, Rémerstralle 102, 68623 Lampertheim
Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr Sitzungsende: 20:30 Uhr

Auller den personlichen Einladungen an die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses,
der Stadtverordnetenversammlung sowie an die Mitglieder des Magistrats wurde die
Einladung gem. der Hauptsatzung der Stadt Lampertheim veréffentlicht.

Haupt- und Finanzausschuss:

Galvagno, Lisa (CDU) - Ausschussvorsitzende

Dr. Griesheimer, Stefan (CDU) — stellv. fur Stadtv. Hofmann

Klingler, Jens (SPD)

Knecht, Marco Werner (CDU) — stellv. fur Stadtv. Volkert

Kronauer, Barbel (SPD)

Nickel, Stefan (Griine)

Scholl, Alexander (CDU)

Simon, Gregor (Griine)

Strubel, Lara (SPD) — stellv. fur Stadtv. Kettler

Teufel, Stefanie (FDP)

Thomas, Erich (SPD)

Stadtentwicklungs- und Bauausschuss:

Bittner, Thomas (FDP)

Brandt, Petra (SPD)

Morawetz, Alexander (Griine) — stellv. fir Stadtv. Aberle
Rinkel, Helmut (Griine)

Stadtverordnetenversammlung:
Korb, Franz (CDU)

Magistrat:
Stormer, Gottfried - Blirgermeister

Schmidt, Marius — Erster Stadtrat
Hauller, Uwe - Stadtrat
Meyer, Jirgen - Stadtrat

Verwaltung:
Adam, Alexandra — Schriftfiihrung

Kriha, Michael (FB 65)

Muller, Ralf (FB 10)

Ruh, Gregor (FB 20)

Scherer, Wolfgang (Gremienbiiro)
Schmidt, Ulrich (FB 65)

Vilgis, Sabine (FB 70)
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Gast:

Kaus, Frank — ENERGIERIED GmbH & Co. KG

Die Ausschussvorsitzende Stadtv. Lisa Galvagno eroffnet die heutige Sitzung und stellt vor
Beginn der Beratungen die Ordnungsmafigkeit der Einladung sowie die Beschlussfahigkeit
des Ausschusses fest. Hiergegen werden keine Einwande erhoben. Die Vorlagen sind den
Ausschussmitgliedern mit der Einladung zugegangen.

Tagesordnung:

1.

4.1
4.2

4.3
4.4

Standortentscheidung fir den Neubau Betriebshof in das Gewerbegebiet (2023/39)
Wormser Landstralle

Fusion ENERGIERIED und GGEW (2023/24)

Antrag Vereinbarungen Belegungs- und Mietpreisbindung - mittelbare (2023/13)
Belegung BV Weinheimer Weg 19-23 und Daimlerstralle 6a

Mitteilungen und Anfragen
Anfrage von Stadtv. Simon - Hundesteuermarken

Anfrage von Stadtv. Simon - Baufortschritt
Eleonorenstralie/Wilhelmstralie

Anfrage von Stadtv. Strubel - Vergabeverfahren OPNV

Anfrage von Ausschussvorsitzende L. Galvagno - Verkaufsoffener
Sonntag am Muttertag

Grundstiicksangelegenheiten
Antrage auf Verleihung einer Stadtplakette der Stadt Lampertheim (2023/32)

Standortentscheidung fiir den Neubau Betriebshof in das (2023/39)
Gewerbegebiet Wormser Landstralle

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschlieBt als Standort fiir den Neubau
Betriebshof eine Flache im Gewerbegebiet Wormser LandstraBe. Der Fachbereich
wird mit der Priifung einer TU(GU)-Vergabe beauftragt. Die zusitzlichen Mittel
werden im Haushalt zur Verfiigung gestelit.

Beratungsergebnis: 10 Ja-Stimmen, 1 Stimmenthaltung

Zu diesem TOP besteht eine Mitbeteiligung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses
gem. der GeschO.

Burgermeister Stormer erinnert an die Vorberatungen zu den BaumalRnahmen und den
damit verbundenen Kosten. Der Weiterbau in der Industriestralle 40 hat sich als nicht
zukunftsweisend herausgestellt und wurde daher am 21.10.2022 durch die
Stadtverordnetenversammlung gestoppt. Daraufhin hat die Verwaltung den Auftrag
erhalten, Alternativen, namlich einen Neubau an der Wormser Landstrale zu prifen und
die Kosten zu ermitteln. Unter Einbeziehung des Projektteams Bauhof waren auch die
politischen Fraktionen in die Diskussion eingebunden. Die Unterlagen sind in der Vorlage
enthalten.



Niederschrift: Haupt- und Finanzausschuss vom 08.03.2023 Seite - 3 -

In Zusammenarbeit mit dem Beratungsunternehmen Dress und Sommer wurden mogliche
Kosten gegenubergestellt. Durch die Verwaltung konnte ein Uberblick Gber die
Kostensteigerung insgesamt dargestellt werden

Bei einer Begehung mit der Unfallkasse Hessen wurde in einem Gutachten festgestellt,
dass der bisherige Standort in der Industriestral’e 33 nicht mehr tragbar ist. Daher ist eine
zeitnahe Entscheidung erforderlich. Um ein Weiterarbeiten zu ermdglichen, bittet
Burgermeister Stormer darum, eine Entscheidung in dieser Sitzung zu treffen und sich
dem Vorschlag eines Neubaus in der Wormser Landstralle anzuschlief3en. Sollte durch
die Stadtverordnetenversammlung am 31.03.2023 ein entsprechender Beschluss gefasst
werden, konnte die juristische Prufung erfolgen und das Vergabeverfahren bis Ende 2023
abgeschlossen werden, um im kommenden Jahr mit den Planungen und der Umsetzung
zu beginnen. Somit ware ein Umzug bis 2026 mdglich.

Stadtv. Teufel bedankt sich fir die transparent gestaltete Vorlage, stellt aber kritisch fest,
dass die geschatzten Kosten von 15 Mio. Euro inkl. Grundstick, die urspriingliche
Kostenschatzung von 6,7 Mio. Euro in der Industriestralle bei Weitem Ubersteigen. Die
Verdoppelung der Kosten stellt fur den stadtischen Haushalt eine enorme Belastung dar.
Eine Deckelung der Kosten auf 8 Mio. Euro ware wiinschenswert. Um Abwicklungsrisiken
zu minimieren, wirde die FDP-Fraktion eine Ausschreibung als GU-Vorhaben massiv
begriiBen. Stadtv. Teufel befiirchtet, dass auch die Uberwachung eines GU-
Unternehmens eine Herausforderung fir die Verwaltung darstellt. Aufgrund der
gestiegenen Kosten mahnt Stadtv. Teufel an, dass die Haushaltskonsolidierung als
Respekt vor dem Steuerzahler weiterhin Ziel sein muss. Stadtv. Teufel findet es fahrlassig,
nicht nochmal zu hinterfragen, ob der Bauhof vollumfanglich erforderlich ist.
Biirgermeister Stormer dankt Stadtv. Teufel flir die kritische Begleitung und stellt
gleichzeitig klar, dass bereits aus Respekt vor dem Steuerzahler eine kritische Prufung
seitens der Verwaltung erfolgt ist. Dabei wurde bereits auf ein einfaches
Ausstattungsniveau geachtet. Der Kostenanstieg von ca. 6,7 Mio. Euro auf knapp 14 Mio.
Euro fir einen Bau in der Industriestralle ist gem. Biirgermeister Stérmer auch auf die
Inflation zuriickzufihren. Die Ausgaben sind bei gleicher Leistung stellenweise um fast
60% gestiegen. Die Beauftragung eines Generalunternehmers mit der Vorgabe, 8 Mio.
Euro nicht zu Uberschreiten, halt Birgermeister Stormer flr schwierig.

Stadtv. Scholl bedankt sich ebenfalls fur die Vorlage und stellt klar, dass es richtig war,
die damalige Entscheidung zu hinterfragen. Gegentber den urspriinglichen Planungen
haben sich die Kosten flir einen Neubau in der Industriestral’e 40 nahezu verdoppelt.
Stadtv. Scholl wiinscht sich eine differenziertere Betrachtungsweise, da in 6,7 Mio. Euro
das Grundstiick noch nicht enthalten ist, in 15 Mio. Euro aber schon. Bereits in der
Vergangenheit hat sich abgezeichnet, dass ein Neubau nicht im einstelligen
Millionenbereich zu realisieren ist. Auch Stadtv. Scholl wiirde die Entscheidung fir einen
Generalunternehmer grundsatzlich begrifen. Gleichwohl fuhrt die heutige Debatte
lediglich zu einer Standortentscheidung. Um die gréRtmaogliche Flexibilitat zu wahren und
um Kompromisslésungen oder Fehlplanungen zu vermeiden, sei eine nachhaltige Planung
auf der ,griinen Wiese* am sinnvollsten.

Stellv. Ausschussvorsitzender Stadtv. Nickel betont, dass diese Planung richtig, wichtig
und zukunftsweisend ist, um Planungssicherheit fur die Mitarbeiter des Bauhofs
herzustellen. Zunachst misse eine Grundsatzentscheidung fir den Standort getroffen
werden, wobei stellv. Ausschussvorsitzender Stadtv. Nickel die Standortentscheidung
fur die Wormser Landstrale begrif3t. Ebenso kénne der Prifauftrag gem.
Beschlussvorlage erteilt werden. Schliellich sei die Hohe der erforderlichen
Haushaltsmittel und deren Beschaffung festzulegen.
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Stellv. Ausschussvorsitzender Stadtv. Nickel geht davon aus, dass ein
Nachtragshaushalt erforderlich werden wird und erinnert daran, dass eine
Kostendeckelung bereits im Projektteam Bauhof diskutiert wurde. Die Frage der
Finanzierung sei nochmal zu klaren.

Ausschussvorsitzende Stadtv. L. Galvagno bittet Herrn Ruh um Erlauterungen zum
Thema ,Nachtragshaushalt®.

Herr Ruh erklart, dass eine pauschale Aussage nicht mdglich ist. Sollte der Auftrag an
einen Generalunternehmer vergeben werden, wird ein Nachtragshaushalt allein durch die
Hohe des Gesamtbetrags erforderlich. Gleichzeitig gibt Herr Ruh zu bedenken, dass im
Nachtrag ein Ausgleich erzielt werden muss. Auf Nachfrage der Ausschussvorsitzenden
Stadtv. L. Galvagno erwidert Herr Ruh, dass entweder ein Nachtrag fur 2023 erforderlich
wird oder die Summe im Jahr 2024 zu bertcksichtigen ist.

Auf Nachfrage des stellv. Ausschussvorsitzenden Stadtv. Nickel teilt Herr Ruh mit,
dass mit der Genehmigung des Haushalts fir 2023 bis kommenden Dienstag, 14.03.2023,
Zu rechnen ist, sodass diese auf jeden Fall bis zur nachsten
Stadtverordnetenversammlung am 31.03.2023 vorliegen wird.

Stadtv. Klingler stellt fest, dass sowohl die Politik, als auch die Verwaltung den Zeitfaktor
im Blick hat, damit eine Beschlussfassung am 31.03.2023 mdglich ist. SchlieRlich begleite
die SPD-Fraktion den Prozess fur den Neubau des Bauhofs seit vielen Jahren. Die
Entscheidung flr den Standort in der Industriestrale 40 wurde urspringlich von der
sozialliberalen Koalition gegen die Stimmen von CDU und Grinen durchgesetzt.
Zwischenzeitlich sind die Kosten fur den Neubau in der Industriestral’e 40 auf mittlerweile
14 Mio. Euro explodiert. Die Schatzungen fir den eigentlich zu kleinen Standort haben sich
folglich verdoppelt. Eine erneute Diskussion um die Finanzierung befurwortet Stadtv.
Klingler nicht.

Ausschussvorsitzende Stadtv. L. Galvagno erinnert nochmal an die Begehung, die den
dringenden Handlungsbedarf aufgezeigt hat.

Stadtv. Bittner zeigt sich enttauscht, dass die Planungen nach drei Jahren immer noch
nicht abgeschlossen sind. Er findet, Corona sei keine Entschuldigung; vielmehr ist Stadtv.
Bittner der Meinung, dass die Kostensteigerung zum Teil auf die Verwaltung
zurlckzufuhren ist.

Biirgermeister Stormer stellt nochmal klar, dass die Plane fir die IndustriestralRe bereits
vorliegen. Aufgrund der sich abzeichnenden Kostensteigerung ist der Stopp nicht seitens
der Verwaltung, sondern seitens der Politik erfolgt.

Stadtv. Scholl erinnert daran, dass die Verwaltung bereits den Vorgaben zur Reduzierung

gefolgt ist, was sich in der Flachenreduktion von derzeit genutzten 14.000m? auf 10.200m?
abbilden [&sst.

2. Fusion ENERGIERIED und GGEW (2023/24)

Beschlussvorschlag:

Die Anwachsung der ENERGIERIED GmbH & Co. KG (,ENERGIERIED*) auf die
Gruppen-Gas - und Elektrizititswerk Aktiengesellschaft (,GGEW AG*) sowie den im
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Vorfeld notwendigen und nachfolgend dargestellten gesellschaftsrechtlichen
Vorgangen wird beschlossen:

1.

Die Beteiligungsgesellschaft Lampertheim (BGL) griindet zusammen mit der
ENERGIERIED Verwaltungs GmbH (,ENERGIERIED VERWALTUNG") die
WASSERRIED GmbH & Co. KG (,,WASSERRIED). Sie und die Stadt Burstadt
haben ihre Kommanditanteile an der ENERGIERIED an die WASSERRIED
gegen Gewahrung von Kommanditanteilen an der WASSERRIED im Rahmen
einer Ausgliederung zu libertragen. (Anlage 1 S. 4 Nr. 1 u. 2)

Die BGL hat die von ihr an der GGEW AG gehalten Aktien ebenfalls an die
WASSERRIED zu iibertragen. (Anlage 1 S. 6 Nr. 4)

Die ENERGIERIED hat ihre Wasserversorgungsanlagen an die WASSERRIED
mitsamt den dazugehorigen Vertragen
(Abrechnungsdienstleistungsvertrage, Kundenvertrage etc.) zu veraufern.
Zusatzlich hat die WASSERRIED das Eigenkapital der ENERGIERIED zu
starken. (Anlage 1 S. 7/8 Nr. 5 u. 6)

Die WASSERRIED hat die von ihr an der ENERGIERIED gehaltenen
Kommanditanteile an die GGEW AG gegen Gewahrung von Aktien an der
GGEW AG im Rahmen einer Einbringung zu iibertragen. (Anlage 1 S. 9 Nr. 7)
Die GGEW AG wird durch den Austritt der ENERGIERIED VERWALTUNG als
Komplementarin der ENERGIERIED Rechtsnachfolgerin der ENERGIERIED
im Wege der Anwachsung nach § 738 BGB werden. (Anlage 1 S. 10 Nr. 8)
Der Gesellschaftsvertrag der ENERGIERIED VERWALTUNG wird angepasst.
Die Firma wird in ,,WASSERRIED Verwaltungs-GmbH" geandert und die die
notwenigen Anpassungen wegen des Ausscheidens der GGEW AG werden
vorgenommen. (Anlage 1 S. 10 Nr. 9)

Die Anderung der §§ 5 (Grundkapital und Aktien) und 8 (Zahl, Wahl und Ausscheiden
der Mitglieder) der Satzung der GGEW AG wird beschlossen.

Der Magistrat wird mit dem Abschluss eines Konsortialvertrags mit folgenden
wesentlichen Eckpunkten beauftragt:

Es wird eine partnerschaftliche, konstruktive und loyale Zusammenarbeit
vereinbart.

Ziel ist ein integriertes Versorgungsunternehmen, das den Burger*innen und
den Unternehmen wettbewerbsfahige Leistungen aus einer Hand anbieten
kann.

Das Unternehmen wird nach wirtschaftlichen Grundsadtzen gefuhrt. Die
GGEW AG wird unter Beachtung der Grundsitze ordnungsgemaRer
Unternehmensfiihrung das kulturelle Leben in den Partnergemeinden auch
weiterhin fordern.

Der Unternehmensname GGEW AG und die Rechtsform einer
Aktiengesellschaft bleiben erhalten.

Es gibt nur einen Vorstand. Der bisherige Geschiftsfiihrer der ENERGIERIED
wird Bereichsleiter mit Prokura.

Der Aufsichtsrat wird auf 15 Sitze erweitert. Ein Sitz erhalt — zunachst auf zwei
Jahre befristet - eine Energiewirtschaftsexpert*in.

Die GGEW AG hat ihren Sitz in Bensheim, der Standort Lampertheim bleibt
erhalten.

Die Produktmarke ,,ENERGIERIED“ wird in ihrer jetzigen Form drei Jahre
fortgefiihrt.

Jeglicher Leistungsaustausch zwischen der GGEW AG und den
Partnergemeinden erfolgt stets zu marktiiblichen Bedingungen.

Der Steuerliche Querverbund mit der bisherigen Verrechnungspraxis wird
fortgefiihrt.

Das Wassergeschaft der ENERGIERIED wird in die sich ausschlieBlich im
Besitz der Stidte Lampertheim und Biirstadt befindliche neue Gesellschaft
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WASSERRIED transferiert. Dort werden auch die Anteile der beiden
Geselilschafter an der GGEW AG gebiindelt.

- In Bezug auf den heutigen Wasserliefervertrag von ENERGIERIED mit der
EWR sichert die WASSERRIED der GGEW AG im Sinne einer
»Freistellungserklarung” vertraglich zu, fiir alle Risiken/Kosten aus dem
laufenden Verfahren aufzukommen.

- Die Gewerbesteuer wird anhand der bestehenden Strukturen verteilt, damit
implizit Umsatze und Ertragskraft in den Konzessionsgebieten,
Gesellschafterstellung und Sonderaspekte (z.B. Mitarbeiter*innen)
beriicksichtigt werden.

- Bei Klarungsbedarf zum Konsortialvertrag hat jede Kommune das Recht den
Konsortialbeirat, bestehend aus den Biirgermeister‘innen der sieben
Kommunen, einzuberufen.

- Der Erstvertragslaufzeit betragt 20 Jahre.

Beratungsergebnis: Einstimmig

Biirgermeister Stdormer gibt einen Uberblick Uber die Historie des Beschlusses.
Intensiven Verhandlungen ging der Austausch mit Energieried und der GGEW voraus.
Wirtschaftsprifer beider Unternehmen standen begleitend zur Seite. Als Ergebnis konnte
die vorliegende Beschlussvorlage erstellt werden, die eine Abspaltung von Wasser und
Abwasser und eine Verschmelzung des Energieparts und Abgabe an die GGEW AG
vorsieht. Biirgermeister Stormer weist darauf hin, dass der anwesende Geschéftsfihrer
von Energieried, Herr Kaus, ebenfalls fiir Fragen zur Verfigung steht.

Biirgermeister Stérmer betont, dass die Politik friihzeitig in die Uberlegungen einbezogen
wurde und ist sicher, dass umfassende Vorbereitungen getroffen werden konnten.

Auf Nachfrage erlautert Burgermeister Stormer, dass die Kommunalaufsicht ebenfalls
einbezogen wurde. Da seitens der Kommunalaufsicht unklar ist, ob es sich um einen
anzeigepflichtigen Vorgang handelt, wurden die entsprechenden Unterlagen bereits zur
Prufung Obermittelt. Eine Auswirkung auf den geplanten Fusionsprozess mit Grindung
einer Wassergesellschaft wirde sich dadurch allerdings nicht ergeben.

Biirgermeister Stormer betont, dass eine Priifung durch das Fachbiro Schillermann und
Partner ergab, dass eine Teilfusion mehr Vorteile bietet, als eine vollumfangliche Fusion.

Stadtv. Teufel hinterfragt, ob Wasserried die erheblichen Verluste von Energieried, die
durch die ungliicklichen Gasgeschéfte i. H. v. 6 Mio. Euro entstanden sind, zu tragen hat.
Stadtv. Teufel macht deutlich, dass Energieried durch falsche Entscheidungen in
Schieflage geraten ist, wodurch den Stadten Lampertheim und Burstadt als Gesellschafter
ein erheblicher Verlust durch die fehlende Ausschiittung entstanden ist.

Dem Steuerzahler ist hierdurch ein massiver Schaden entstanden. Stadtv. Teufel
befiirchtet, dass diese Schieflage an der neuen Wasserried hangenbleiben wird und
bemangelt, dass bisher keine personellen Konsequenzen gezogen wurden.

Biirgermeister Stormer bittet Stadtv. Teufel darum, Personalien nicht 6ffentlich zu
diskutieren.

Er bestatigt die fehlende Ausschittung, wobei der Verlust bei ca. 4,6 Mio. Euro liegt, betont
aber, dass Energieried so stabil ist, dass das Unternehmen trotz Defiziten noch am Markt
ist.

Biirgermeister Stormer erinnert daran, dass in den letzten Jahren Ausschittungen von
bis zu 300.000,00 Euro netto in den stadtischen Haushalt geflossen sind. Diese fehlen
tatsachlich in den Jahren 2021 und 2022. Fir das Jahr 2023 ist allerdings wieder mit einer
Ausschittung zu rechnen. Diese wird wahrscheinlich sogar hdéher sein, als in den
Vorjahren.
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Gleichwohl handelt es sich bei Energieried um ein eigenstéandiges Unternehmen, dessen
Prasidium im Aufsichtsrat unabhangige Entscheidungen, auch personeller Art, trifft.
Biirgermeister Stormer erinnert daran, dass sehr wohl personelle Konsequenzen
gezogen wurden, auch wenn es andere, als erwartet waren.

Zwischen der Ausschussvorsitzenden Stadtv. L. Galvagno und Stadtv. Teufel
entwickelt sich anschlielend eine Diskussion Uber die zuldssigen Themen.

Stadtv. Klingler teilt mit, dass die SPD-Fraktion der Teilfusion zustimmen wird.
Gleichzeitig pflichtet er Blirgermeister Stormer bei. Die beiden letzten Jahre haben
gezeigt, dass Energieried mit GGEW AG besser aufgestellt sein wird und die Versorgung
der Lampertheimer Birgerinnen und Bdrger mit Strom, Gas und Wasser somit besser
moglich sein wird. Aufgrund der UnternehmensgréRe war es Energieried nicht maoglich,
entsprechend am Markt zu agieren. Stadtv. Klingler bemangelt, dass es seitens des
Gesetzgebers fur kleinere Unternehmen fast unmdglich ist, sich auf Stromkonzessionen
zu bewerben. Alleine ware es flir Energieried nicht moglich, sich am Markt zu behaupten.
Stadtv. Klingler bedauert, dass es bisher nicht moglich war, bei den erneuerbaren
Energien Fuld zu fassen, hofft aber, auf eine bessere Umsetzung im Verbund mit der
groBeren GGEW.

Biirgermeister Stérmer gibt Stadtv. Klingler auf Nachfrage einen Uberblick tber die
Gremien, die der Teilfusion bereits zugestimmt haben. Von der Zustimmung der Gbrigen
Kommunen an der Bergstralle ist ebenfalls auszugehen, da sich fir diese Kommunen
wenig verandert.

Bzgl. der Stromkonzessionen stimmt Blirgermeister Stormer Stadtv. Klingler zu.
Gleichwohl ist es erforderlich auf die Veranderungen am Markt zu reagieren. Gas wird
kiinftig eine untergeordnete Rolle spielen. Die Verstromung wird umso wichtiger. Daflr hat
die GGEW mehr Kapazitaten. Gleichzeitig freut sich Biirgermeister Stérmer, dass die
SPD-Fraktion dem Vorschlag zustimmen wird.

Stellv. Ausschussvorsitzender Stadtv. Nickel lobt das sehr transparente Verfahren, in
dem Chancen und Risiken gut abgewogen worden seien. Er nimmt Bezug auf die
Ausflihrungen von Stadtv. Klingler. Da aber die Chancen Uberwiegen, werde die Fraktion
Blndnis 90/Die Grinen der Beschlussvorlage zustimmen.

Stadtv. Scholl teilt mit, dass die CDU-Fraktion der Beschlussvorlage zustimmen wird, da
die Chancen Uberwiegen. Er ist der Meinung, dass eine frihere Fusion vielleicht zu einem
vorherigen Zeitpunkt bereits Vorteile verschafft hatte. Da der Markt in der jlingsten
Vergangenheit schwieriger geworden ist, sollte ein Energieversorger sinnvoll aufgestellt
sein. Stadtv. Scholl begrif3t die damit verbundene Blndelung von Kompetenzen und ist
sicher, dass die Stadt Lampertheim durch die Teilfusion profitieren wird.

3. Antrag Vereinbarungen Belegungs- und Mietpreisbindung - (2023/13)
mittelbare Belegung BV Weinheimer Weg 19-23 und Daimlerstralle
6a

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lampertheim beschlieBt, dass der
Antrag der Baugenossenschaft, Ersatzwohnungen im Rahmen der mittelbaren
Belegungsrecht in der GroBe der forderfahigen Wohnflache bereitzustellen,
abgelehnt wird und entsprechend der bestehenden stadtischen Richtlinie die
Ersatzwohnungen in der GroBe der Gesamtwohnflache bereitzustellen.
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Beratungsergebnis: 8 Ja-Stimmen, 3 Stimmenthaltungen

Vor Beginn des TOP verlasst Stadtv. Klingler aufgrund der Befangenheit nach § 25 HGO
den Raum.

Stadtv. Thomas findet den Beschlussvorschlag schwierig, da hier sowohl stadtische als
auch Richtlinien des Landes Hessen aufeinandertreffen. Die angespannte
Wohnungssituation sei auch in Lampertheim immer schwerer zu bewaltigen. In einem
Bericht hat der FB 65 den schlechten Zustand der stadtischen Wohnungen bereits
dokumentiert. Die Baugenossenschaft konne als verlasslicher Partner zum bezahlbaren
Wohnraum und Sozialwohnungsbau beitragen. Stadtv. Thomas blickt in diesem
Zusammenhang auf seine Tatigkeit im Vorstand der Baugenossenschaft zurlick. Es sei
erforderlich neue Ideen zu entwickeln, um bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Die
Baugenossenschaft sei in dieser Situation ein verlasslicher Partner und Stadtv. Thomas
mahnt an, dass kommunale Unterstltzung sichergestellt sein sollte. In der Vergangenheit
wurde das ortsansassige Gewerbe durch die Auftragsvergaben seitens der
Baugenossenschaft gestarkt. Stadtv. Thomas geht davon aus, dass dadurch auch die
Gewerbesteuereinnahmen hoher ausgefallen sind. Stadtv. Thomas bedauert fiir die SPD-
Fraktion, dass die aktuelle Rechtslage diese Entscheidung erforderlich macht. Aus diesem
Grund wird sich die SPD-Fraktion der Stimme enthalten.

Die Ausschussvorsitzende Stadtv. L. Galvagno weist darauf hin, dass die
Baugenossenschaft kein Teil der Stadt Lampertheim ist.

Biirgermeister Stormer dankt Stadtv. Thomas fiir den Ruckblick auf 40 Jahre
Baugenossenschaft. Als Mitglied der Baugenossenschaft hat die Stadt Lampertheim mit
der Formulierung der Vorlage gehadert, die allein der Gesetzeslage geschuldet ist. Diese
sieht keine Ausnahmen vor, wodurch die Baugenossenschaft lediglich zu einem
Mitbewerber am Markt wird.

Herr Ruh erklart, dass es zwei Grundlagen gibt. Durch die mittelbare Belegung wird kein
neuer Wohnraum geschaffen, da alter fir neuen Wohnraum eingesetzt wird. Durch die
Richtlinien des Landes ist fir die mittelbare Belegung nur noch eine Férderung zu 80%
mdglich. Seitens der Stadt Lampertheim wird allerdings von einer 100% Fdrderung
ausgegangen. Dadurch entsteht eine Differenz. Gem. Herrn Ruh ist eine standige
Evaluation erforderlich.

Stadtv. Scholl erklart, dass die CDU-Fraktion zustimmen wird und findet die rechtliche
Seite nachvollziehbar.

Stellv. Ausschussvorsitzender Stadtv. Nickel nimmt Bezug auf die schwierige Situation,
in der sich die Stadt Lampertheim befindet und teilt mit, dass die Fraktion Blindnis 90/Die
Grinen ebenfalls zustimmen wird.

Fir die FDP-Fraktion erklart Stadtv. Teufel ebenfalls Zustimmung.

Mitteilungen und Anfragen
Anfrage von Stadtv. Simon - Hundesteuermarken

Stadtv. Simon mdchte wissen, ob es stimmt, dass die Hundesteuermarken ausgegangen
sind und wenn ja, wie es dazu kam. Gleichzeitig stellt er die Frage nach dem weiteren
Vorgehen.
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4.2

4.3

4.4

Herr Ruh teilt daraufhin mit, dass neue Marken bestellt sind.

Anfrage von Stadtv. Simon - Baufortschritt EleonorenstraBe/WilhelmstraBe

Im Anschluss stellt Stadtv. Simon fest, dass an der Baustelle Eleonoren-/Ecke
Wilhemstralte kein Baufortschritt erkennbar ist. Hier handle es sich nicht um eine
stadtische Baustelle, gleichwohl werden aber stadtische Parkplatze durch die Baufirma in
Anspruch genommen. Er stellt die Frage, ob diese gemal Sondernutzungssatzung durch
den Bautrager bezahlt werden mussen und wenn ja, in welcher H6he und wenn nein,
warum nicht und ob dies der Sondernutzungssatzung entspricht.

Biirgermeister Stormer erklart, dass in der Regel eine Nutzung kostenpflichtig ist, kann
aber im vorliegenden Fall keine Aussage darlber treffen, ob eine Bezahlung erfolgt.
Burgermeister Stormer wird diese Information aber Stadtv. Simon zukommen lassen.
Allerdings stellt er klar, dass eine Genehmigung bis 31.12.2023 vorliegt, um diese
Parkplatze als Bauvorbereitungsflache in Anspruch zu nehmen.

Anfrage von Stadtv. Strubel - Vergabeverfahren OPNV

Stadtv. Strubel stellt eine Anfrage zum aktuellen Vergabeverfahren fiir den OPNV. Sie
wundert sich, dass dieser Punkt nicht auf der Tagesordnung des UMEA am 15.03.2023
steht, obwohl durch die Stadtverordnetenversammlung am 31.03.2023 eine Entscheidung
getroffen werden soll. Sie geht aber davon aus, dass die Frist dennoch eingehalten werden
kann. Dabei bemangelt sie den fehlenden Informationsfluss an den Fahrgastbeirat, der per
Satzung eine beratende Funktion hat. Fur eine effizientere zeitliche Planung winscht sich
Stadtv. Strubel einen besseren Informationsfluss.

Burgermeister Stormer beschreibt die weitere Vorgehensweise, wobei Anfang April eine
Vorabbekanntmachung in einer Aufsichtsratssitzung der VTL erfolgen kann. Uber den
Gremienlauf kann im Anschluss eine Einbindung des Magistrats, des UMEA und
Stadtverordnetenversammlung erfolgen. Der Fahrgastbeirat kdnne jederzeit Einblick
nehmen.

Anfrage von Ausschussvorsitzende L. Galvagno - Verkaufsoffener Sonntag am
Muttertag

Ausschussvorsitzende Stadtv. L Galvagno mochte wissen, wie die Stadt Lampertheim
mit dem ,versemmelten verkaufsoffenen Sonntag an Muttertag umgehen méchte und ob
eine Lésung gefunden wurde.

Biirgermeister Stormer teilt mit, dass eine Losung gefunden wurde, ohne darauf naher
einzugehen.
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5. Grundstiicksangelegenheiten

Zu diesem TOP liegen keine Beratungsgegenstande vor.

6. Antrage auf Verleihung einer Stadtplakette der Stadt Lampertheim (2023/32)

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschlieBt, Herrn Helmut Walter, geb. am
12.10.1932, Romerstrae 142 A, 68623 Lampertheim; Herrn Hans-Ulrich Guldner,
geb.: 13.11.1952, Espenweg 12, 68623 Lampertheim mit der Stadtplakette in Silber
und Herrn Gerhard Baum, geb. 29.04.1947, Glefsweilerstr. 27, 68623 Lampertheim
mit der Stadtplakette in Bronze gemaR der Satzung liber Ehrungen und Stiftungen
der Stadt Lampertheim vom 04.08.2009 auszuzeichnen.

Beratungsergebnis: Einstimmig

Zur Vermeidung der Herstellung der Nichtoffentlichkeit bei diesem TOP, schlagt
Ausschussvorsitzende Stadtv. L. Galvagno vor, gem. Vorlage abstimmen zu lassen.
Dieser Vorschlag wird von den Ausschussmitgliedern befirwortet.

Lampertheim, den 03.04.2023

Die Vorsitzende: Die SchriftfGhrerin:

(Lisa Galvagno) (Alexandra Adam)
Stadtverordnete
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Federflhrung: FB 65 Immobilienmanagement
Bearbeiter/in: Herr Lidke/Herr Kriha

Datum: 10.02.2023

Beratungsfolge Termin Bemerkungen / Mitbeteiligung gem. GeschO
Magistrat der Stadt Lampertheim 27.02.2023

Haupt- und Finanzausschuss 08.03.2023 | Zuladung SEBA
Stadtverordnetenversammlung 31.03.2023

Standortentscheidung fiir den Neubau Betriebshof in das Gewerbegebiet Wormser Land-
straBe

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschlieft als Standort fiir den Neubau Betriebshof
eine Flache im Gewerbegebiet Wormser LandstraBe. Der Fachbereich wird mit der Pri-
fung einer TU(GU)-Vergabe beauftragt. Die zusitzlichen Mittel werden im Haushalt zur
Verfiigung gestellit.

Sachdarstellung:

Die MafRnahme Neubau Bauhof Industriestral’e 40 wurde mit dem Beschluss in der Stadtver-
ordnetenversammlung am 21.10.2022 gestoppt. Gemal den Abstimmungen hat der FB-
Immobilienmanagement nun eine Firma beauftragt, die die Kosten fur einen Neubau in der
Wormser LandstralBe ermittelt und die vergaberechtliche Priifung vornimmt, ob eine TU(GU)-
Vergabe moglich ist.

In der Sitzung des Projektteams am 08.02.2023 wurde die Kostenschatzung der Firma
Drees&Sommer vorgestellt und diskutiert. Dabei zeigte sich, dass noch ein paar Punkte (Raum-
programm, Qualitaten) zu klaren sind. Diese sind nun von Seiten der Firma Drees&Sommer
ermittelt und sind dieser Vorlage als Anlage beigefiigt ebenso die Beantwortung der weiteren
Fragen zur Thematik Aufwand TU(GU)-Vergabe und des damit verbundenen Aufwandes.

Eine abschlieRende Entscheidung hinsichtlich der TU(GU)-Vergabe ist zum Zeitpunkt der Erstel-
lung der Vorlage noch nicht abschliefsend zu treffen. Hier bereitet die Firma Drees&Sommer
einen Entscheidungsmatrix auf, die auch vergaberechtlich zu prifen ist. Danach kann auch eine
verbindliche Aussage zur Kostensituation und Abbildung im Haushalt getroffen werden. Hier
wird die Verwaltung zeitnah mit einer weiteren Entscheidungsvorlage auf die Politik zukommen.

M. Kriha D. Lidke S. Vilgis G. Stérmer
FB 65.2 FBL 65 FBL 70 Blrgermeister
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Anlagen
Kostendarstellung
Beantwortung der Fragen aus dem Projektteam

Besondere Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche (§ 3 Kinderrechtesatzung):

Finanzielle Auswirkungen zu Lasten des stadtischen Haushalts:

1. Buchungsstelle

bereitgestellte Mittel EUR
noch verfiigbare Mittel EUR

2. Nicht ausreichende verfligbare Mittel

Bei nicht ausreichenden verfligbaren Mitteln kann die Mittelde-

() ckung durch Mehrertrage / Wenigeraufwendungen in Hohe von EUR
bei der Buchungsstelle
erfolgen.

() Die Mitteldeckung muss in Hhe von EUR
durch Uber- / auRerplanmaBige Bewilligung gemal Beschlussvor-
schlag erfolgen

3. InvestitionsmaRnahmen

() Die bisherigen Auftragsvergaben bewegen sich im Rahmen des
Kostenvoranschlages und es ist derzeit keine Uberschreitung der
Gesamtkosten erkennbar.

() Die bisherigen Auftragsvergaben lassen erkennen, dass die ur-
sprunglich projektierten Mittel nicht ausreichend sein werden.
Nach dem derzeitigen Stand werden sich die Gesamtkosten um EUR
erhdhen.

4. Folgekosten

() Die MalRnahme verursacht keine Folgekosten in kommenden
Haushaltsjahren

() Die MalRnahme verursacht Folgekosten in kommenden Haushalts-
jahren, bestehend aus
Personalaufwendungen EUR
Betriebs- und Unterhaltungsaufwendungen EUR
Finanzierungsaufwendungen EUR
Sonstige Aufwendungen EUR

5. () Keine finanziellen Auswirkungen

Die Begriindung fiir die Entstehung der Folgekosten ist aus dem Vorlagentext zu entnehmen.




Beantwortung der Fragen aus dem Projektteam

1. Preissteigerungen und Vergleich der beiden Kostenschatzungen

Mit der Vorlage 2023/1 hat der FB 65 Uber die Preissteigerungen und deren Einfluss auf die

Projekte informiert.

Die Corona- und Ukrainekrise fuhrt zu erheblichen Kostensteigerungen. Hier sind folgende

Beispiele zur Verdeutlichung angefiihrt. Ab Marz 2022 wurden viele Baumaterialien noch

teurer. Im Vormonatsvergleich und Vorjahresvergleich bedeutet das die folgenden

Preissteigerungen bei Baustoffen (Quelle: zdb):

Baumaterialien

Betonstahl in Staben, warmgewalzt
Bitumen aus Erdol

Asphaltmischgut auf Grundlage von
Schotter, Splitt

Polymere des Vinylchlorids (Plaste, KG-
Rohre, Folien)

Erzeugnisse aus Beton, Zement und Gips
Polyurethane, in Primarform (Schaum)
Kies, Sand, gebrochene Natursteine

Polymere des Styrols, in Primarformen
(Dammung)

Zement, Kalk, gebrannter Gips
Bauholz, nach DIN 4074/S10 KVH

DuISTATIS |

Statistisches Bundesamt

&

Preise

Anderung von Mérz 2021 auf Miarz 2022
in Prozent

+60,4 Prozent
+45,3 Prozent

+13,9 Prozent

+28,0 Prozent

+9,7 Prozent
+21,0 Prozent
+8,6 Prozent

+41,9 Prozent

+9,5 Prozent
+44,0 Prozent

Erzeugerpreisindex gewerblicher Produkte

+34,5 %

Erzeugerpreise gewerb-
licher Produkte

+85,6 %

Energie

+15,9 %

Vorleistungsgiiter


https://www.zdb.de/positionen/materialknappheit

21. November 2022

Efzeugerpreise Oktober 2022: +34,5 % gegenuber
Oktober 2021

Die Erzeugerpreise gewerblicher Produkte waren im Oktober

2022 um 34,5 % hoher als im Oktober 2021. Wie das Statistische
Bundesamt (Destatis) mitteilt, hat sich der Preisauftrieb auf
Erzeugerebene damit verlangsamt. Im August und September
hatte die Veranderungsrate gegenuber dem Vorjahresmonat

jeweils bei +45,8 % gelegen. Gegenuber dem Vormonat

Mit der Vorlage 2022/165 wurde die STVV Uber die aktualisierte Kostenschatzung flir das
Projekt Neubau Bauhof Industriestr. 40 informiert. Dieser Kostenschatzung liegen die
Preissteigerungen bis Ende Januar 2022 vor. In der aktuellen Kostenschatzung der Firma
Drees&Sommer sind die Steigerungen bis Ende 4 Quartal 2022 mit eingerechnet. Diese
Preissteigerungen sind, um eine Vergleichbarkeit der beiden Kostenschatzungen
herzustellen, nun der Kostenschatzung aus der Vorlage 2022/165 hinzuzurechnen. Die
Firma Drees&Sommer hat in ihrer Kostenschatzung eine Annahme von ca. 13,5% getroffen.
Damit ware als neue Kostenschatzung fur die Industriestr. 40 ein Betrag von 13.731.155

Euro anzusetzen.

2. Aufwand losweise Vergabe und TU (GU)-Vergabe

Auf Basis der vorgenannten Erwagungen zu einer Generalplanervergabe und
Generalunternehmervergabe stellt sich auch die Vergabe an einen Generalibernehmer
als Ausnahme gegenuber der gesetzlich vorgesehenen losweisen Vergabe nach § 97
Abs. 4 GWB dar. Diese bedarf daher ebenfalls einer gesonderten Begrindung. Unter
einem GeneralUubernehmer wird im Allgemeinen ein Auftragnehmer verstanden, der als
einziger Vertragspartner des Bauherrn samtliche Bauleistungen flr ein Bauprojekt
Ubernimmt. Die Bauleistungen werden an Nachunternehmer vergeben und von diesen
ausgefluhrt. Besteht somit das Beschaffungsziel nicht isoliert in der Planung oder im Bau,
sondern soll beispielsweise neben der Planung und Herstellung auch noch eine
Optimierung der Planungsziele, z.B. in Form einer Reduzierung der Kosten oder
Optimierung der zeitlichen Ablaufe erfolgen, so umfasst das Beschaffungsziel auch die
Realisierung von Einsparpotenzialen, welche nur dann erreichbar sind, wenn die
Planung und Umsetzung durch ein einziges Unternehmen optimiert wird. Im Ergebnis ist
daher vergaberechtlich eine Generalibernahmevergabe bei entsprechender Begrindung

ebenso zulassig wie eine Vergabe an einen Generalunternehmer.



Werden Bauleistungen gewerkeweise als Einzelvergaben vergeben, erfordert das die
Durchfuihrung einer Vielzahl von Ausschreibungen. Dies bedingt einen hohen Aufwand des
Auftraggebers zur prazisen Definition von Leistungsschnittstellen und der Koordination der
verschiedenen Einzelunternehmen. § 5 EU VOB/A verpflichtet 6ffentliche Auftraggeber zu
einer sorgfaltigen Entscheidung iber die Losbildung und den Leistungsumfang etwaiger
Lose. Der Grundsatz der Einheitlichkeit der Ausfihrung und der Grundsatz des
Mittelstandsschutzes sind miteinander in Einklang zu bringen. Hier besteht die Chance der
TU (GU)-Vergabe darin, den Aufwand des Auftraggebers in die Definition und Kontrolle der
Schnittstellen zwischen den einzelnen Gewerken zu reduzieren. Je zahlreicher die
Schnittstellen sind und je komplexer ihre Definition und je schwacher umgekehrt die
Bauherrenkompetenz des Auftraggebers ist, desto starker sprechen die Argumente flr eine
TU (GU)-Vergabe. Insbesondere wenn der Bauherr (iber nicht geniigend qualifiziertes
Personal verfligt, erscheint eine TU (GU)-Vergabe sinnvoll, da der personelle Aufwand fiir
die Koordination der einzelnen Gewerke und deren Schnittstellen auf den TU (GU) verlagert
wird und damit Managementaufwand beim Auftraggeber entfallt. Eine TU (GU)-Vergabe ist

zielfuhrend, wenn dies eine hohe Anzahl von Ausschreibungen erfordert.

Diese Punkte sind bei beim Projekt Bauhof gegeben. Die bisherigen Planungen zum
Geléande Industriestr. 40 zeigten einen erheblichen Aufwand innerhalb der Verwaltung fur
das Ausfertigen von Ausschreibungen und Beauftragungen bis hin zur Koordination der
Planer. Erfahrungswerte in der Bauphase, hier vor allem beim Thema Nachtrage liegen nicht

vor, aber Erfahrungen aus anderen Projekten lassen einen erheblichen Aufwand erwarten.

3. Abbildung der zusatzlichen Kosten im Haushalt

Die Kostensteigerungen 2023 kdénnten grundsatzliche durch einen Nachtrag abgebildet

werden, wenn diese erheblich waren.

Im Rahmen der flexiblen Haushaltsfiihrung/Budgetierung besteht jedoch die Méglichkeit
durch Einsparungen bei anderen MalRnahmen und unter Beachtung der gesamtstadtischen

Kreditobergrenze Kostensteigerungen zu kompensieren.

Grundséatzlich muss in der Haushaltsplanung 2024 eine Anpassung des Mittelbedarfs und

des Gesamtausgabevolumens in der Investitionsplanung vorgenommen werden.

Eine Auftragsvergabe, insbesondere im Investitionsbereich setzt voraus, dass die

Haushaltsmittel in Hohe der Auftragssumme zur Verfugung stehen.



Dies kann einerseits Uber eine entsprechende Veranschlagung im Haushaltsjahr oder bei
Mafinahme, die sich Gber mehrere Jahre erstrecken, Giber eine entsprechende
Verpflichtungserméachtigung vorgenommen werden. Diese schafft die Voraussetzung, um fur

Folgejahre Verpflichtungen einzugehen.

Die Auftragsvergabe an einen GU (TU) beim ,Neubau Bauhof* bedarf vor Auftragserteilung
die entsprechende Mittelbereitstellung. Der Neubau des Bauhofes betrifft mehrere
Haushaltsjahre und die Auftragsvergabe an den GU (TU) soll in Héhe der Gesamtsumme

vorgenommen werden.

Dies setzt voraus, dass die Mittel fiir das Gesamtinvestitionsvolumen (bspw. 12 Mio. €) als

Teilbetrag im Jahr der Vergabe und der Restbetrag tUber VEs im Haushalt eingeplant sind.

Sollte die Vergabe an den GU (TU) im aktuellen Haushaltsjahr vorgenommen werden, steht
diese Gesamtvergabesumme (Ansatz und VEs) nicht zur Verfigung. Dies hatte zur
Konsequenz, dass die Vergabe nur vorgenommen werden kann, wenn ein
Nachtragshaushaltsplan mit der entsprechenden Mittelbereitstellung aufgestellt und

beschlossen wird.

4. Uberarbeitung der Kostenschitzung, Erlauterung der Kostendarstellung und
Flachendarstellung

Aus den Reihen der Teilnehmer der Sitzung Projektteam wurde der Wunsch geaulert die
Kostenschatzung nochmals zu Uberarbeiten. Der FB 65 hat diese mit der Fa.

Drees&Sommer Uberarbeitet.

Dabei wurde nochmals folgende Anpassungen vorgenommen. Im Vergleich zum
Zwischenstand vom 06.02.2023 wurden auf Basis von neuen Vorgaben Flachen noch einmal

geprift und einige Optimierungen bzw. Qualitdtsanpassungen vorgenommen.

Die Bruttogrundflache (BGF) wurde auf 5.400 m? reduziert (vormals 5.660 m?, insb. durch
Anpassung Flure, Nebenflachen etc.) Davon sind nun 760 m? als witterungsgeschiitztes
Aulenlager ohne besondere thermische oder technische Anforderungen ausgefihrt. Daraus

ergibt sich nun die folgende Kostenschatzung:



Alle Angaben netto, ochne Mehrwertstewer, Preisbasis 04/2022

Investitionskostenschitzung Drees & Sommer auf Basls von Referenzprojekten Kostenkennwerte Literatur
Batriebs- & Werkstitten
Gesamtkosten nach Kostengruppen i m_lhmm“ "
B 2022, 5. 790, Index, auf Q4/22
mitteberer Standard

KGR 100 Grundstilck T Kaufpreis nicht bekannt
KGR 200 Merrichten und Erschliefen I Grundstlck gem. B-Plan erschhossen
KGR 300 Bauwerk-Baukonstruktionen 5.640.000 € L0454/m" 5,250,000 € 972 ¢/m'| einfacher bis mittherer Standard

Baugrube und Verbau 190,000 € Von BGF ca, 760 m* Lagerfliche aks AuBenlager,

Rohbau 2. 250,000 € 123/ m? Uberdacht, witterungsgeschiitst, kein HELS

Dach 730.000 €

Fassade .00 ¢

Auslfau 2170000 € 402 /!
KGR 400 Bauwerk Technbsche Anlagen 1.710.000 € Nnrgm* 2.010.000 € 372 €/m'| inkl. PV-Anlage
KGR 300+400 natto 1.350.000 € L362¢/m" 7.260.000 € 134 i/m'
KGR 500 AuBenanlagen 380,000 € 380,000 € AuBenflichen antedig
KGR 600 Ausstattung und Kunstwarke - L kein Ansatz berlcksichtigh
KGR 700 Bauncbenkosten (22,4%, inkl, TU Zuschlag) 1.730.000 € L710.000€ anteilig auf Bauwerkskasten
KGR 700 TU Verfahrenskosten 450,000 € 450,000 € vil. Prisentation Nuttwertanalyse
Zwhchensummae 100-700 netto 9.920.000 ¢ 5,800,000
Lwhchensummae 100-700 brutto 11.800.000 ¢ 11660000 €

Pralssteigerung + Unvorhergeschanes 580000 980,000 € anteilig auf Projekthosten (ca, 10%)
KGR 100-800 + UVG netto 10.900.000 ¢ 1019 ¢/m* 10.780.000 € 199 ¢/m*
KGR 100-800 + VG brutto 12.970.000 € 1402 8/m’ 12.820.000 € LIt

In der Untersuchung der Firma Achtgrad wurden die sogenannten Nutzflachen bei der
Analyse zugrunde gelegt. In der Definition von Nutzflachen sind die Konstruktionsflachen im

Gegensatz zu der Definition BGF nicht enthalten.

Der Firma Drees&Sommer hat deshalb nochmals gepriift und die BGF passt nun auch mit
der urspringlichen Nutzflachenaufstellung unter Berlicksichtigung eines entsprechenden

Konstruktionsflachenanteils zusammen.

In dem Gutachten von Achtgrad wurden 500 gm flir die Blro- und Sozialgebaude
angenommen. Dieser Wert wurde aufgrund der Vorgaben aus der Arbeitsstattenrichtlinien
und der Anforderungen an Buroarbeitsplatze entsprechend auf die benétigten 950 gm

angepasst.

Aufgrund dieser Anderungen ergaben sich zusétzlich ca. 800 gm und damit der

anzusetzende Wert von ca. 5.400 gm.

Weiterhin ist darauf hinzuweisen, dass nach Empfehlung der Firma Drees&Sommer folgende
Positionen mit in die Betrachtung aufzunehmen waren. Dies sind

Preissteigerung und Unvorhergesehenes 980.000 Euro

GU (TU-) Verfahrenskosten und Gewinnzuschlag 800.000 Euro.

Diese sind in der Kostenschatzung Industriestralle nicht enthalten.



Investitionskostenschdtzung
Magistrat der Stadt Lampertheim
Neubau Technische Betriebsdienste

DREES &
SOMMER

Stand: 15.02.2023/roc

Alle Angaben netto, ohne Mehrwertsteuer, Preisbasis Q4/2022

Investitionskostenschatzung Drees & Sommer auf Basis von Referenzprojekten

Benchmark

Kostenkennwerte Literatur

Betriebs- & Werkstatten

Gesamtkosten nach Kostengruppen (hoher Ha.llenanteil) AR
€/BGF BKI 2022, S. 790, index. auf Q4/22
5.400 m? mittelerer Standard

KGR 100 Grundstiick - € Kaufpreis nicht bekannt
KGR 200 Herrichten und ErschlieBen - € Grundstiick gem. B-Plan erschlossen
KGR 300 Bauwerk-Baukonstruktionen 5.640.000 € 1.045 €/m? 5.250.000 € 972 €/m?|einfacher bis mittlerer Standard

Baugrube und Verbau 190.000 € Von BGF ca. 760 m? Lagerfliche als AuRenlager,

Rohbau 2.290.000 € 423 €/m? Uberdacht, witterungsgeschutzt, kein HKLS

Dach 730.000 €

Fassade 270.000 €

Ausbau 2.170.000 € 402 €/m?
KGR 400 Bauwerk-Technische Anlagen 1.710.000 € 317 €/m? 2.010.000 € 372 €/m?| inkl. PV-Anlage
(GR 3004400 netto 7350000¢  1362¢/m
KGR 500 AuBenanlagen 380.000 € 380.000 € AuBenflachen anteilig
KGR 600 Ausstattung und Kunstwerke - € - € kein Ansatz bertcksichtigt
KGR 700 Baunebenkosten (22,4%, inkl. TU Zuschlag) 1.730.000 € 1.710.000 € anteilig auf Bauwerkskosten
KGR 700 TU Verfahrenskosten 450.000 € 450.000 € vgl. Prasentation Nutzwertanalyse
Zwischensumme 100-700 netto 9.920.000 € 9.800.000 €
Zwischensumme 100-700 brutto 11.800.000 € 11.660.000 €

Preissteigerung + Unvorhergesehenes 980.000 € 980.000 € anteilig auf Projektkosten (ca. 10%)

KGR 100-800 + UVG netto 10.900.000 €

12.970.000 €

2.019 €/m?
2.402 €/m?

10.780.000 € 1.996 €/m?

2.374 €/m?

KGR 100-800 + UVG brutto 12.820.000 €

Disclaimer:
- Die Kostenschatzung wurde nicht auf Basis von konkreten Planungs- und Entwurfsangaben erstellt. Die Ermittlung der Mengen und Kennwerte fiir die wesentlichen Grobgewerke (Baugrube / Rohbau / Fassade / Dach / Ausbau /
Technik) erfolgte auf Basis von abgestimmten Raum- und Funktionsprogrammen unter Berticksichtigung kostenrelevanter Funktionsbereiche. Es wurde ein einfacher bis mittlerer Qualitdtsstandard angenommen.
- Die Basis fur diese angesetzten Preise bilden Kostenkennwerte von abgeschlossenen Projekten aus der Drees & Sommer Datenbank. Die Vergleichsprojekte sind gleicher Nutzung und aus der Umgebung des Planprojektes.
Zusatzlich wurde auf Wunsch des Bauherrn ein Literaturkennwert des BKI zur Gegenuiberstellung herangzogen. Alle Preise sind auf Q4/2022 indexiert. Eine mogliche Preissteigerung bis zum Vergabeschwerpunkt wird durch die
Risikoposition "Preissteigerung + Unvorhergesehenes" berticksichtigt.
- D&S empfiehlt ausreichende Riickstellungen fir Unvorhergesehenes zu bilden. Die Erfahrungen aus zahlreichen Vergleichsprojekten zeigen, dass hierfiir ein zusatzlicher Budgetbedarf von mindestens 8-10% (projektspezifisch)
erforderlich werden kann. Die Ruckstellungen dienen beispielsweise zur Deckung von Unwégbarkeiten im Bauablauf, Behinderungen, Massenmehrungen, Risiken aus dem Boden, Auflagen aus der Baugenehmigung, etc.) Der
Anbietermarkt ist derzeit sehr inhomogen. Die Preisentwicklung hat sich teilweise vom Baupreisindex vollstandig entkoppelt, die Kapazitdten der Baufirmen und die steigenden Materialpreise bestimmen den Marktpreis. Wir
empfehlen aufgrund dieser Situation weitere Ricklagen vorzusehen.
- Sdmtliche in diesem Dokument angestellten Prognosen und Einschédtzungen erfolgen ohne Berlicksichtigung besonderer wirtschaftlicher Entwicklungen bspw. durch Pandemie oder Krieg. Grundsatzlich steht zu erwarten, dass die
wirtschaftlichen Entwicklungen in diesem Zusammenhang deutliche Auswirkungen z.B. auf Kosten und Termine haben kénnen.
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Drucksache 2023/24

Produkt: 16.05.01

Federflhrung: FB 20 Finanzen

Bearbeiter/in: Brechenser

Datum: 26.01.2023

Beratungsfolge Termin Bemerkungen / Mitbeteiligung gem. GeschO
Magistrat der Stadt Lampertheim 27.02.2023

Haupt- und Finanzausschuss 08.03.2023

Stadtverordnetenversammlung 31.03.2023

Fusion ENERGIERIED und GGEW

Beschlussvorschlag:

Die Anwachsung der ENERGIERIED GmbH & Co. KG (,,ENERGIERIED*) auf die Gruppen-
Gas - und Elektrizitaitswerk Aktiengesellschaft (,GGEW AG“) sowie den im Vorfeld not-
wendigen und nachfolgend dargestellten gesellschaftsrechtlichen Vorgiangen wird be-
schlossen:

1.

Die Beteiligungsgesellschaft Lampertheim (BGL) griindet zusammen mit der
ENERGIERIED Verwaltungs GmbH (,ENERGIERIED VERWALTUNG®) die
WASSERRIED GmbH & Co. KG (,WASSERRIED®). Sie und die Stadt Biirstadt ha-
ben ihre Kommanditanteile an der ENERGIERIED an die WASSERRIED gegen Ge-
wahrung von Kommanditanteilen an der WASSERRIED im Rahmen einer Ausglie-
derung zu ubertragen. (Anlage 1 S. 4 Nr. 1 u. 2)

Die BGL hat die von ihr an der GGEW AG gehalten Aktien ebenfalls an die
WASSERRIED zu libertragen. (Anlage 1 S. 6 Nr. 4)

Die ENERGIERIED hat ihre Wasserversorgungsanlagen an die WASSERRIED mit-
samt den dazugehoérigen Vertragen (Abrechnungsdienstleistungsvertrage, Kun-
denvertrage etc.) zu verauBern. Zusatzlich hat die WASSERRIED das Eigenkapital
der ENERGIERIED zu stéarken. (Anlage 1 S. 7/8 Nr. 5 u. 6)

Die WASSERRIED hat die von ihr an der ENERGIERIED gehaltenen Kommanditan-
teile an die GGEW AG gegen Gewahrung von Aktien an der GGEW AG im Rahmen
einer Einbringung zu ubertragen. (Anlage 1 S. 9 Nr. 7)

Die GGEW AG wird durch den Austritt der ENERGIERIED VERWALTUNG als Kom-
plementarin der ENERGIERIED Rechtsnachfolgerin der ENERGIERIED im Wege der
Anwachsung nach § 738 BGB werden. (Anlage 1 S. 10 Nr. 8)

Der Gesellschaftsvertrag der ENERGIERIED VERWALTUNG wird angepasst. Die
Firma wird in ,,WASSERRIED Verwaltungs-GmbH" gedndert und die die notweni-
gen Anpassungen wegen des Ausscheidens der GGEW AG werden vorgenommen.
(Anlage 1 S. 10 Nr. 9)

Die Anderung der §§ 5 (Grundkapital und Aktien) und 8 (Zahl, Wahl und Ausscheiden der
Mitglieder) der Satzung der GGEW AG wird beschlossen.

Der Magistrat wird mit dem Abschluss eines Konsortialvertrags mit folgenden wesentli-
chen Eckpunkten beauftragt:
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- Es wird eine partnerschaftliche, konstruktive und loyale Zusammenarbeit verein-
bart.

- Ziel ist ein integriertes Versorgungsunternehmen, das den Biirger*innen und den
Unternehmen wettbewerbsfihige Leistungen aus einer Hand anbieten kann.

- Das Unternehmen wird nach wirtschaftlichen Grundsatzen gefuhrt. Die GGEW AG
wird unter Beachtung der Grundsitze ordnungsgemaiafer Unternehmensfiihrung
das kulturelle Leben in den Partnergemeinden auch weiterhin fordern.

- Der Unternehmensname GGEW AG und die Rechtsform einer Aktiengesellschaft
bleiben erhalten.

- Es gibt nur einen Vorstand. Der bisherige Geschaftsfiihrer der ENERGIERIED wird
Bereichsleiter mit Prokura.

- Der Aufsichtsrat wird auf 15 Sitze erweitert. Ein Sitz erhélt — zunachst auf zwei Jah-
re befristet - eine Energiewirtschaftsexpert*in.

- Die GGEW AG hat ihren Sitz in Bensheim, der Standort Lampertheim bleibt erhal-
ten.

- Die Produktmarke ,,ENERGIERIED* wird in ihrer jetzigen Form drei Jahre fortge-
fiihrt.

- Jeglicher Leistungsaustausch zwischen der GGEW AG und den Partnergemeinden
erfolgt stets zu marktiiblichen Bedingungen.

- Der Steuerliche Querverbund mit der bisherigen Verrechnungspraxis wird fortge-
fiihrt.

- Das Wassergeschift der ENERGIERIED wird in die sich ausschlieBlich im Besitz
der Stadte Lampertheim und Biirstadt befindliche neue Gesellschaft WASSERRIED
transferiert. Dort werden auch die Anteile der beiden Gesellschafter an der GGEW
AG gebiindelt.

- In Bezug auf den heutigen Wasserliefervertrag von ENERGIERIED mit der EWR si-
chert die WASSERRIED der GGEW AG im Sinne einer ,Freistellungserklarung*
vertraglich zu, fiir alle Risiken/Kosten aus dem laufenden Verfahren aufzukommen.

- Die Gewerbesteuer wird anhand der bestehenden Strukturen verteilt, damit implizit
Umsaétze und Ertragskraft in den Konzessionsgebieten, Gesellschafterstellung und
Sonderaspekte (z.B. Mitarbeiter*innen) beriicksichtigt werden.

- Bei Klarungsbedarf zum Konsortialvertrag hat jede Kommune das Recht den Kon-
sortialbeirat, bestehend aus den Biirgermeister*innen der sieben Kommunen, ein-
zuberufen.

- Der Erstvertragslaufzeit betragt 20 Jahre.

Sachdarstellung:
Die Stadt Lampertheim ist Gber die BGL aktuell mit 4,08 % Aktionarin der GGEW AG.

Die GGEW AG beabsichtigt, mit der ENERGIERIED, Lampertheim, gesellschaftsrechtlich zu-
sammenzugehen. Davon ausgenommen ist lediglich die Wassersparte der ENERGIERIED, die
in einer eigenstandigen Gesellschaft (in 100% Besitz der Stadte Lampertheim und Burstadt)
verankert wird.

An der ENERGIERIED halt die GGEW AG bereits einen Anteil von 34,5 %. Die anderen Anteile
liegen bei der Stadt Lampertheim (40,4 %) und der Stadt Burstadt (25,1 %). In dieser Beteiligung
sowie in der Uberkreuzbeteiligung GGEW AG/ ENERGIERIED (die Stadt Lampertheim ist Gber
die Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampertheim zu 4,08% an der GGEW AG beteiligt) spie-
gelt sich bereits die strategische Ausrichtung der GGEW AG wider.

Die Verschmelzung der ENERGIERIED auf die GGEW AG zielt darauf ab, die GGEW AG lang-
fristig als integriertes Versorgungsunternehmen am Markt zu platzieren, das den Blirgern und
den Unternehmen der beteiligten Partnergemeinden wettbewerbsfahige Leistungen aus einer
Hand anbieten kann. Gegenstand des Unternehmens ist im Rahmen der allgemeinen Daseins-
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vorsorge die Versorgung der Bevdlkerung mit Energie, Wasser und Warme einschlieRlich aller
damit jeweils zusammenhangenden Tatigkeiten sowie die Erbringung von Dienstleistungen in
diesen Geschaftsfeldern. Hierzu zahlen u. a. der Betrieb von Elektrizitats-, Gas- und Wasserver-
sorgungsanlagen, die Errichtung, der Erwerb, die Pacht und der Betrieb von Anlagen zur Erzeu-
gung, zum Bezug und zur Abgabe von Elektrizitat, Gas, Wasser, Warme sowie Nebenprodukten
aller Art. Die Gesellschaft kann in diesem Rahmen auch in verwandten Wirtschaftszweigen, ins-
besondere in den Bereichen Bader, Telekommunikation, Verkehr und Immobilienwirtschaft tatig
werden. Die GGEW AG hat den Anspruch, die Kommunen bei der Bewaltigung der Energie-
wende (insbesondere Warmewende) und bei infrastrukturellen Herausforderungen zu unterstit-
zen.

Die GGEW AG ist insoweit berechtigt, sofern rechtlich moéglich und wirtschaftlich sowie tech-
nisch sinnvoll, u.a. ékologisch und energetisch nachhaltige und verbrauchsarme Stadtquartiere
mit Hilfe von zukunftsfahigen Energiekonzepten (z. B. Nahwarmenetze) zu errichten. Dies gilt
sowohl fir den Bereich der ErschlieRung neuer Baugebiete als auch fir die nachhaltige Verdich-
tung von Bestandsgebieten.

Des Weiteren ist man sich in der Branche ebenfalls einig, dass die kommunal zersplitterte
Stadtwerkelandschaft mdglichst regional gebindelt werden muss, um langfristig den Wettbe-
werbsdruck im Vertrieb, dem Kostendruck in den Netzen und schlieRlich den Investitionsnot-
wendigkeiten bei der Energiewende (Smart Grids, E-Mobilitat, Warmewende etc.) und dem er-
forderlichen Ausbau der Erneuerbaren Energien erfolgreich zu begegnen.
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Gesellschaftsrechtlich notwendige Schritte
Das gesellschaftsrechtliche Vorgehen gliedert sich in folgende Schritte:

1. Die GGEW AG verauliert die von ihr an der ENERIGERIED VERWALTUNG gehaltenen
Geschéftsanteile an die BGL und die Stadt Burstadt.

2. Die BGL griindet zusammen mit der ENERGIERIED VERWALTUNG die WASSERRIED
GmbH & Co. KG (,WASSERRIED"). Sie und die Stadt Birstadt haben ihre Kommanditan-
teile an der ENERGIERIED an die WASSERRIED gegen Gewahrung von Kommanditan-
teilen an der WASSERRIED im Rahmen einer Ausgliederung Ubertragen.

3. Die BGL hat die von ihr an der GGEW AG gehalten Aktien ebenfalls an die WASSERRIED
Ubertragen.

4. Die ENERGIERIED hat ihre Wasserversorgungsanlagen an die WASSERRIED mitsamt
den dazugehdérigen Vertragen (Abrechnungsdienstleistungsvertrage, Kundenvertrage etc.)
verdulRert. Zusatzlich hat die WASSERRIED das Eigenkapital der ENERGIERIED ge-
starkt.

5. Die WASSERRIED hat die von ihr an der ENERGIERIED gehaltenen Kommanditanteile
an die GGEW AG gegen Gewahrung von Aktien an der GGEW AG im Rahmen einer Ein-
bringung Ubertragen.

6. Die GGEW AG ist durch den Austritt der ENERGIERIED VERWALTUNG als Komplemen-
tarin der ENERGIERIED Rechtsnachfolgerin der ENERGIERIED im Wege der Anwach-
sung nach § 738 BGB geworden.

Nach dem Wirksamwerden der unter 1. bis 5. zuvor beschriebenen Vorgange sind folgende Ak-
tionare an der GGEW AG beteiligt:

Anzahl Beteiligungs Nominaler Anteil
Nr. Aldtionar Stijckaktien |quote (gerundet) am Grl..lnlikﬂprtal
in

1 Stadt Bensheim 38.046 54, 5294 3.804. 600,00
2. |Stadt Zwingenberg 7.481 10,78% 748.100,00
3. |Gemeinde Seeheim-Jugenheim 4.950 7,13% 495.000,00
i Germeinde Bickenbach 4. 687 6,75% 46 8.700, 00
5. |Gemeinde Alsbach-Hahnlein 3.638 5, 24% 363.800,00
6. |WASSERRIED KG 10.507 15,27% 1.054.700, 00
Gesamt bg.399 100, 00% £.939.500,00

Die einzelnen Schritte kdnnen nochmals den als Anlage 1 beigefligten Erlauterungen entnom-
men werden.

Chancen und Risiken der Fusion

Mit der Fusion sollen die GGEW AG und die ENERGIERIED zukunftsfahig aufgestellt werden,
um gemeinsam flr die Herausforderungen in der Zukunft geristet zu sein. SchlieRlich kann die
GGEW AG durch die Integration mit der ENERGIERIED das geplante werthaltige Wachstum in
der Region umsetzen. Dadurch, dass sich beide Unternehmen Uber die schon jahrelange Zu-
sammenarbeit gut kennen, sind Erlds- und Kostensynergien gut zu realisieren und bilden ge-
meinsam mit der Verbesserung des Chancen-Risiko-Profils durch die weitere Verbreiterung der
Geschéftsbasis, die Grundlage fir eine stabile und wachsende Ausschittungs- und Gewerbe-
steuerbasis zugunsten der beteiligten Kommunen. Arbeitsplatzsicherheit, geblndeltes energie-
wirtschaftliches Know-how und die Unterstitzung der Kommunen bei der Warmewende sind
weitere wichtige Attribute des Vorhabens.

In Summe entsteht ein schlagkraftiges Energieversorgungsunternehmen - eines der groften in
Hessen - mit klarer regionaler Verwurzelung und vollstandig in kommunalem Besitz.
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Fir das neue Unternehmen wird eine stabile, wachsende Ertragsbasis erwartet. Daraus lassen
sich fir alle Aktionare steigende Dividenden ableiten. Auf die bereits vorliegende Prasentation
zur Infoveranstaltung am 14.10.2022, Folie 32, wird verwiesen.

Fir die Gewerbesteuerzerlegung wird gemeinsam ein Schlussel festgelegt. Der Schlussel wurde
anhand der bestehenden Strukturen austariert, damit implizit Umsatze und Ertragskraft in den
Konzessionsgebieten, Gesellschafterstellung und Sonderaspekte (z.B. Mitarbeiter*innen) be-
rucksichtigt werden. In regelmaRigen Abstanden (alle 3 Jahre) ist die Verteilungssystematik im
Hinblick auf die Angemessenheit zu Uberprifen.

Insgesamt gehen die Planungsrechnungen von einer Steigerung der Gewerbesteuereinnahmen
fur alle Aktionare aus. Auf die bereits vorliegende Prasentation zur Infoveranstaltung am
14.10.2022, Folie 34, wird verwiesen.

Darlber hinaus liegt der Fokus der Verschmelzung eindeutig auf der Region (insbesondere auf
den Landkreisen Bergstrale und Darmstadt/Dieburg). Das bedeutet insbesondere, dass fir die
fusionierte Gesellschaft GGEW AG der Schwerpunkt der fur den Geschaftsbetrieb notwendigen
Beauftragungen bei regionalen Handwerksbetrieben, Dienstleistern und Baufirmen liegt. Auch
bei ihren bisherigen Engagements (u.a. Netzbetrieb, Bau von PV-Anlagen, Glasfaserausbau und
Immobilien) beauftragt die GGEW AG bevorzugt regionale Firmen. Zudem bietet das ver-
schmolzene Unternehmen ein Vehikel zur Starkung der interkommunalen Zusammenarbeit.

Satzungsédnderung

Fir die Verschmelzung ist eine Anderung der Satzung der GGEW AG u.a. in folgenden Punkten
notwendig:

- § 5 Grundkapital und Stiickaktien
- § 8 Zahl der Mitglieder des Aufsichtsrates

Eine Gegeniiberstellung der bisherigen Satzung und der zu beschlieRenden Anderungen ist der
Vorlage als Anlage 2.1 beigeflgt.

Der Gesellschaftsvertrag der neu zugrindenden WASSERRIED entspricht vollstandig dem Ge-
sellschaftsvertrag der ENERGIERIED. Die wegen der Anderung des Unternehmensgenstandes
und der alleinigen Kommanditistenstellung der BGL und der Stadt Birstadt in der
WASSERRIED erforderlichen Anpassungen sind in der beigefugten Synpose dargestellt. Ent-
sprechendes gilt fiir die Anderungen im Gesellschaftsvertrag ENERGIERIED VERWALTUNG.

Die Synopsen sind der Vorlage als Anlage 2.1, 2.2 und 2.3 beigeflgt.

Konsortialvertrag

Weiterhin soll auch ein Konsortialvertrag abgeschlossen werden. Dieser dient dazu, dass Innen-
verhaltnis der an der Fusion beteiligten Partner zu regeln. Rechte und Pflichten untereinander
werden festgelegt.

Die wesentlichen Eckpunkte ergeben sich aus dem Beschlussvorschlag.
Wir mdchten darauf hinweisen, dass der Konsortialvertrag auf der engen Zeitschiene weiteren

klarstellenden Anderungen unterliegen kann. Diese werden im Einklang mit dem Unternehmens-
und Fusionskonzept vom 14. September 2022 stehen.
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Einbindung der kommunalen Entscheidungstrdager*innen

Es war den Beteiligten (Energieversorgungsunternehmen wie auch Burgermeister*innen der
Aktionarskommunen) sehr wichtig, die Kommunalpolitik der Aktionarskommunen mitzunehmen
und uber die Absichten einer Fusion zu informieren und Fragen umfassend zu beantworten.

Aus diesem Grunde gab es fur alle Entscheidungstrager (insbesondere fir die Mitglieder der
Gemeindevorstande, Magistrate bzw. Fraktionsvorsitzende und HFA-Mitglieder) drei Informati-
onsveranstaltungen am 23.03.2022, am 25.07.2022 und am 14.10.2022, in denen Uber den ak-
tuellen Sachstand berichtet und Fragen beantwortet wurden.

Im Vorfeld zur finalen Beschlussfassung im ersten Quartal 2023 in jeder Aktiondrskommune die
Méglichkeit der Einreichung von weiteren Fragen eingeraumt, die beantwortet wurden. Weiterhin
fanden in jeder Aktionarskommune weitere Info-Termine mit dem Vorstand der GGEW AG bzw.
Energieried zusammen mit den Fraktionen statt. In Lampertheim war dies z. B. am 25.01.2023.
Auch wurde umfangreiches Info-Material (Prasentationen zu den Info-Veranstaltungen -Konzept
Fusion- den Mandatstragern zur Verfligung gestellt).

Stellungnahmen der o6rtlichen Handwerkskammern, Industrie- und Handelskammern so-
wie Verbanden

Ferner ist nach § 121 Abs. 6 HGO vor der Befassung in der Gemeindevertretung den ortlichen
Handwerkskammern, Industrie- und Handelskammern sowie Verbanden Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben, soweit ihr Geschaftsbereich betroffen ist. Die Stellungnahmen sind der
Gemeindevertretung zur Kenntnis zu geben.

Mit Schreiben von 06.12.2022 haben wir daher die IHK Darmstadt Rhein Main Neckar und die
Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main Main - wie mit der Kommunalaufsicht besprochen - mit
der Bitte um Stellungnahmen zur geplanten Fusion angeschrieben. Die entsprechenden Stel-
lungnahmen sind als Anlagen 3 und 4 beigefigt.

Einbindung Kommunalaufsicht

Die geplante Fusion wurde vorab mit der Kommunalaufsicht des Kreises Bergstrale erortert. Es
besteht zwar keine Genehmigungspflicht durch die Kommunalaufsicht, jedoch ist die Fusion
nach § 127a HGO anzuzeigen. Dies erfolgt formal nach der Beschlussfassung in den kommuna-
len Gremien.

Vorab wurde bereits von der Kommunalaufsicht signalisiert, dass grundsatzlich keine Bedenken
bestehen.

Anlagen:

Anlage 1: Erlauterungen Schritte der Fusion

Anlage 2.1: Synopse Satzung der GGEW AG

Anlage 2.2: Synopse Gesellschaftsvertrage WASSERRIED VERWALTUNGS-GmbH
Anlage 2.3: Synopse Gesellschaftsvertrage WASSERRIED GmbH & Co.KG

Anlage 3: Stellungnahme der IHK Darmstadt Rhein Main Neckar

Anlage 4: Stellungnahme der Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main
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Erstellt Gesehen freigegeben
(Brechenser) (Ruh) (Stérmer)
Sachbearbeitung Fachbereichsleitung Blrgermeister

Besondere Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche (§ 3 Kinderrechtesatzung):

Finanzielle Auswirkungen zu Lasten des stadtischen Haushalts:

1. Buchungsstelle

bereitgestellte Mittel EUR
noch verfiigbare Mittel EUR

2. Nicht ausreichende verfligbare Mittel

Bei nicht ausreichenden verfligbaren Mitteln kann die Mittelde-

() ckung durch Mehrertrage / Wenigeraufwendungen in Hohe von EUR
bei der Buchungsstelle
erfolgen.

() Die Mitteldeckung muss in Héhe von EUR
durch Uber- / aulerplanmaRige Bewilligung gemal Beschlussvor-
schlag erfolgen

3. InvestitionsmaRnahmen

() Die bisherigen Auftragsvergaben bewegen sich im Rahmen des
Kostenvoranschlages und es ist derzeit keine Uberschreitung der
Gesamtkosten erkennbar.

() Die bisherigen Auftragsvergaben lassen erkennen, dass die ur-
springlich projektierten Mittel nicht ausreichend sein werden.
Nach dem derzeitigen Stand werden sich die Gesamtkosten um EUR
erhdhen.

4. Folgekosten

() Die MalRnahme verursacht keine Folgekosten in kommenden
Haushaltsjahren

() Die MaRnahme verursacht Folgekosten in kommenden Haushalts-
jahren, bestehend aus
Personalaufwendungen EUR
Betriebs- und Unterhaltungsaufwendungen EUR
Finanzierungsaufwendungen EUR
Sonstige Aufwendungen EUR

5. () Keine finanziellen Auswirkungen

Die Begriindung fiir die Entstehung der Folgekosten ist aus dem Vorlagentext zu entnehmen.




Anlage 1. Erlauterungen Schritte der Fusion
TEIL1 DURCHFUHRUNG DER UMSTRUKTURIERUNG

Durch die im Folgenden beschriebene Umstrukturierung entsteht eines
der grofdten hessischen Energieversorgungsunternehmen mit klarer regi-
onaler Verwurzelung und vollstandig kommunalem Besitz. Hierzu werden
die Aktivitaten der GGEW Gruppen-Gas- und Elektrizitdtswerk Bergstrale
Aktiengesellschaft, DammstralRe 68, 64625 Bensheim (im Folgenden:
~GGEW") und der ENERGIERIED GmbH & Co. KG, Wilhelm-Herz-Ring g,
68623 Lampertheim (im Folgenden: ,ENEGIERIED KG"), ohne ihr Wasser-
geschaft, in der GGEW integriert aufgestellt. Das Wassergeschaft der
ENERGIERIED KG wird in der neu zu grindenden WASSERRIED GmbH &
Co. KG, Wilhelm-Herz-Ring 9, 68623 Lampertheim (im Folgenden: , WAS-
SERRIED KG") fortgefthrt.

Hierzu werden alle beteiligten Kommunen und Gesellschaften die notariell
zu beurkundende Mantelurkunde unterzeichnen. Die Mantelurkunde um-
schlie3t die einzelnen Vertrage und BeschlUsse, die zur Umsetzung der
einzelnen, im Folgenden unter Ziff. lll. dargestellten, Schritte erforderlich
sind.

l. Sachstand

Die Ausgangstruktur der beiden Gesellschaften stellt sich wie folgt dar:

Stadt emeinde Seeheim Gemeinde

Zwingenberg - Jugenheim Bickenbach Stadt Biirstadt

Stadt Bensheim

ENERGIERIED E: #__ Menercienio 69

Verwaltungs-GmbH

Nach DurchfGhrung der unter folgender Ziffer Ill. naher beschriebenen
Schritte wird folgende Zielstruktur erreicht sein:

001360-22/8099930



Gemeinde Seeheim
-Jugenheim

. Stadt Gemeinde
SladiBenshein Bi Cke nhaCh

WIR SIND ENERGIE. 7% 28,3%

L WR&S&RE;D :-

Eskal » fais « anckhaliy.
Verwaltungs-GmbH

Strategische Zielsetzung des Zusammenschlusses

Die Energieversorgung der Bevélkerung ist Teil der kommunalen Daseins-
vorsorge. Mit der Beteiligung bzw. Umstrukturierung bezwecken die Kom-
munen die Gewahrleistung einer mdéglichst sicheren, preisginstigen, ver-
braucherfreundlichen, effizienten und umweltvertraglichen Energiever-
sorgung (vgl. § 1 EnWG). Entsprechendes gilt fir die Wasserversorgung.

Die Verschmelzung der ENERGIERIED GmbH & Co. KG auf die GGEW zielt
darauf ab, die GGEW langfristig als integriertes Versorgungsunternehmen
am Markt zu platzieren, das den Burgern und den Unternehmen der betei-
ligten Partnergemeinden wettbewerbsfahige Leistungen aus einer Hand
anbieten kann. Gegenstand des Unternehmens ist im Rahmen der allge-
meinen Daseinsvorsorge die Versorgung der Bevdlkerung mit Energie,
Wasser und Warme einschlie3lich aller damit jeweils zusammenhéangen-
den Tatigkeiten sowie die Erbringung von Dienstleistungen in diesen Ge-
schaftsfeldern. Hierzu zahlen u. a. der Betrieb von Elektrizitdts-, Gas- und
Wasserversorgungsanlagen, die Errichtung, der Erwerb, die Pacht und der
Betrieb von Anlagen zur Erzeugung, zum Bezug und zur Abgabe von Elekt-
rizitat, Gas, Wasser, Warme sowie Nebenprodukten aller Art. Die Gesell-
schaft kann in diesem Rahmen auch in verwandten Wirtschaftszweigen,
insbesondere in den Bereichen Bader, Telekommunikation, Verkehr und
Immobilienwirtschaft tatig werden. Die GGEW hat den Anspruch, die
Kommunen bei der Bewaltigung der Energiewende (insbesondere Warme-
wende) und bei infrastrukturellen Herausforderungen zu unterstitzen.

Die GGEW ist insoweit berechtigt, sofern rechtlich méglich und wirtschaft-
lich sowie technisch sinnvoll, u.a. 6kologisch und energetisch nachhaltige
und verbrauchsarme Stadtquartiere mit Hilfe von zukunftsfahigen Ener-
giekonzepten (z. B. Nahwarmenetze) zu errichten. Dies gilt sowohl fir den
Bereich der ErschlieBung neuer Baugebiete als auch fir die nachhaltige
Verdichtung von Bestandsgebieten.
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Der Unternehmensname der GGEW und die Rechtsform einer Aktienge-
sellschaft bleiben erhalten..

Gewinnung von Synergien

Durch Zusammenschluss der GGEW und der ENERGIERIED KG werden
insbesondere folgende gréfRere Vorteile/Synergien in den letzten Aktivita-
ten erschlossen:

e Gemeinsame Steuerungs- und Verwaltungsfunktionen
e Bessere Auslastung von Planung und technischen Funktionen

e Kostenvorteile bei der Beschaffung von Material und Dienstleistungen,
z.B. eine Netzleitstelle, ein GIS, ein technisches Sicherheitsmanage-
ment

Zusammenarbeit

Zusatzlich werden weitere Vorteile durch intensive Zusammenarbeit auch
in anderen Wertschopfungsstufen erreicht:

e Vertrieb: VergréfRerung des Kernmarktes (um 50.000 Einwohner), Re-
duzierung Lizenzkosten ERP-System, Zusammenlegung Vertriebslei-
tung, Einsparung Rechts- und Beratungskosten

¢ Energieeinkauf: Einsparung Dienstleistungszentren, Reduzierung Pro-
zesskosten

e Kaufmannische Bereich: Einsparung Regulierungsberatung und Jah-
resabschlussprifung, Zusammenlegung Forderungsmanagement

e Verwaltung: Zusammenlegung von Einkauf und Lager, Einsparung von
Versicherungspramien.

Vorteil des getrennten Wassergeschaftes

Das Wassergeschdft der ENERGIERIED KG wird in der eigens hierfir er-
richtetem WASSERRIED KG fortgefUhrt. Insofern erfolgt eine , Zellteilung"
des Geschaftes der ENERGIERIED KG. Der Vorteil gegeniber einer Vollfu-
sion der ENERGIERIED KG auf die GGEW AG liegt darin, dass die WASSER-
RIED KG eine reine Wasserversorgungsgesellschaft ohne Umsatze aus
Strom- und Gasgeschaft (,Drittumsatze") darstellt.

e Dadurchist esmaglich, dass die Stadte Lampertheim und Birstadt eine
~Inhouse-Vergabe" der Wasser-Konzessionen ohne die strengen Vor-
gaben des Vergaberecht durchfihren kann.

e Dieses Modell kann optional auch fir die Vergabe von Warmekonzessi-
onen und die Vergabe von StraRenbeleuchtungsdienstleistungen an-
gewendet werden.
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e Die Gesellschafter der WASSERRIED und die Gesellschaft WASSER-
RIED tragen im Rahmen Ihrer rechtlichen Méglichkeiten dazu bei, dass
die kaufmannische und technische Dienstleistung fir die WASSERRIED
von der GGEW durchgefihrt wird. Die GGEW wird in diesem Zuge ein
wettbewerbsfdhiges Angebot unterbreiten

e Inder WASSERRIED KG werden aufserdem die Aktien der kommunalen
Gesellschafter der Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampertheim
mbH, Romerstralde 102, 68623 Lampertheim (im Folgenden: ,BGL")
und der Stadt Burstadt an der GGEW gebindelt.

Der Weg zur Zielstruktur
Grindung der WASSERRIED KG

Zuerst erfolgt die Grindung der WASSERRIED KG. Aus organisatorischen
Grinden wird diese Gesellschaft durch die BGL als alleinige Kommanditis-
tin zusammen mit der ENERGIERIED GmbH als alleinige und nicht am Ver-
mogen der WASSERRIED KG beteiligte Komplementarin gegrindet. Der
bestehende Geschéftsfihreranstellungsvertrag des Geschaftsfihrers der
ENERGIERIED GmbH, der urspringlich eine Laufzeit bis zum 31.12.2024
hat, wird bis zum 30.06.2030 verlangert. Auf die WASSERRIED KG werden
wie unter Ziffer 3 beschrieben die Kommanditanteile an der ENERGIERIED
KG ausgegliedert. Die Grindung der WASSERRIED GmbH & Co. KG wird
erst stattfinden, wenn alle Mitglieder der Gemeinderate und Stadtverord-
netenversammlungen der Ubrigen beteiligten Stadte und Gemeinden die-
ser Transaktion insgesamt zugestimmt haben. Entsprechend der Transak-
tionsdramaturgie erfolgt die Grindung erst im Rahmen des Notartermins.
Die WASSERRIED wird erst nach dem Wirksamwerden der im Folgenden
beschriebenen weiteren Transaktionsbestandteile operativ tatig.

Anteilskauf- und Abtretungsvertrag Uber Geschaftsanteile an der
ENERGIERIED Verwaltungs-GmbH

In diesem Zusammenhang wird der Anteilskauf- und Abtretungsvertrag
zwischen der GGEW als Verkauferin und der BGL und der Stadt Birstadt
als Kauferinnen abgeschlossen.

Die VeraulRerung der Anteile an der ENERGIERIED Verwaltungs-GmbH
(im Folgenden: ,ENERGIERIED GmbH") in Hohe von 34,5% durch die
GGEW erfolgt im Wege eines Verkaufs der Geschéaftsanteile (,Share-
Deal"), sodass die BGL und die Stadt Birstadt in demselben Verhaltnis an
der ENERGIERIED GmbH beteiligt sind, wie sie in der Zielstruktur an der
WASSERRIED KG beteiligt sein werden.

Die Abtretung der Geschaftsanteile erfolgt mit wirtschaftlicher Wirkung
zum 01.01.2023. Der Kaufpreis entspricht dem Buchwert des Eigenkapitals
der Gesellschaft, welcher sich ausschlief3lich aus dem Stammbkapital in
Hohe von € 25.000,00 und den aufgelaufenen Ergebnissen ergibt.

Seite 4/11



Nach der Ubertragung stellen sich die Beteiligungen schematisch wie folgt
dar:

Stadt Biirstadt

WIR SIND ENERGIE.

\GoEW

28,3%

34,5%

ENERGIE ) : o% ENERGIERIED E:
” Ap—— ok
lokal - fair - uackhaltis —AT A

Ausgliederungsvertrag Uber die Kommanditanteile an der ENER-
GIERIED KG

Fir die Ausgliederung der Kommanditbeteiligung der Stadt Birstadt an
der ENERGIERIED KG, die dort einen Betrieb gewerblicher Art darstellt, ist
es erforderlich, dass die Kommanditbeteiligung im Rahmen eines Regie-
betriebs gefuhrt wird.

Die BGL und die Stadt Birstadt werden dann jeweils im Wege der Ausglie-
derung zur Aufnahme gemdafl §123 Abs.3 Nr.1 Umwandlungsgesetz
(UmwG@) ihre jeweiligen Kommanditanteile an der ENERGIERIED KG auf
die WASSERRIED KG Ubertragen. Gegenleistung ist die Erhohung des
Kommanditanteils der BGL an der WASSERRIED KG und der Gewahrung
eines neuen Kommanditanteils fir die Stadt Birstadt an der WASSERRIED
KG. Weitere Gegenleistungen werden nicht gewahrt.

Danach werden die Stadt Birstadt und die BGL jeweils Kommanditisten
mit einer Beteiligung in Hohe von 62,0% (BGL) und 38,0% (Stadt
Birstadt) an der WASSERRIED KG beteiligt sein. Komplementarin ohne
Kapitalanteil wird die ENERGIERIED GmbH.

Grundlage fir die Ermittlung der Anteilsverhaltnisse in der vorliegenden
Transaktionsstruktur sind die Ergebnisse aus den Unternehmensbewer-
tungen der GGEW AG und der ENERGIERIED KG sowie des Wasserbe-
reichs der ENERGIERIED KG zum Stichtag 01.01.2023. In die Ermittlung
der Anteilsverhdltnisse sind die bestehenden gesellschaftsvertraglichen
Regelungen in Bezug auf die disquotalen Ricklagenbestdnde bei der
ENERGIERIED KG eingeflossen. Der Unternehmenswert der ENER-
GIERIED KG ist zum 01.01.2023 T€ 27.517, wobei der Anteilswert der BGL
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T€11.108 und der Stadt Birstadt T€ 6.809 betragt. Daraus ergeben sich
die Anteilsquoten in der nachfolgenden Tabelle:

Anteile Einbringung

Anteilseigner WASSERRIED ENERGIERIED KG ENERGIERIED KG
Beteiligungsgesellschaft Lampertheim mbH 11.108 62,0%
Stadt Biirstadt 6.809 38,0%
Gesamt 17.916 100,0%

Diese von den Beteiligungsquoten an der ENERGIERIED GmbH (71,7% /
28,3 %) abweichenden Beteiligungsquoten (62 % /38 %) werden im nachs-
ten Schritt unter 4. angepasst. Die BGL und die Stadt Birstadt werden
dann sowohl an der WASSERRIED KG als auch an deren Komplementarin
ENERGIERIED GmbH beteiligungsidentisch im Verhaltnis (71,3% / 28,3 %)
beteiligt sein.

Nach Eintritt der Wirksamkeit der Ausgliederungen stellen sich die Beteili-

, Stadt Biirstadt

4

gungen schematisch wie folgt dar:

62,00 38,0%

4,08%

0 GGEW J WASSCR RIEO 63

WIR SIND ENERGIE.

28,3%

34,5%

ENERGIERIED E: . o% ENERGIERIED E:

lrkal - tair - uachhe altig Venﬂaltungs GmbH

In diesem Zusammenhang werden die Ausgliederungsvertrage zwischen
der BGL und der Stadt Birstadt als Ubertragende Rechtstrager zur Auf-
nahme durch die WASSERRIED KG als aufnehmende Gesellschaft nebst
der notwendigen Zustimmungsbeschlisse abgeschlossen bzw. gefasst
und die entsprechenden Verzichtserklarungen abgegeben.

Einbringung der Aktien der BGL an der GGEW in die WASSERRIED KG

Die BGL Ubertragt mit Zustimmung der Stadt Birstadtihre Aktien an der
GGEW an die WASSERRIED KG gegen eine weitere Erhéhung ihres Kom-
manditanteils an der WASSERRIED KG. Der Ubertragung der Aktien der
BGL an der GGEW auf die WASSERRIED KG wird von der Hauptversamme-
lung der GGEW zugestimmt. Ferner erklart die GGEW, dass auf alle etwa-
igen Vorerwerbs-, Andienungs- und Vorkaufsrechte hochstvorsorglich ver-
zichtet wird; dem stimmt die Hauptversammlung de GGEW zu. Dies hat
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zur Folge, dass die Beteiligungsquote der Stadt Birstadt an der WASSER-
RIED KG zwar sinkt, der tatsachliche Wert ihres Kommanditanteils bleibt
hingegen gleich, da die geringere Beteiligung an einem grofieren Gesell-
schaftsvermogen den identischen Wert hat wie die grof3ere Beteiligung an
einem kleineren Gesellschaftsvermogen.

Der Unternehmenswert der GGEW AG betragt zum 01.01.2023 insgesamt
T€ 151.056 und umfasst auch die Beteiligung an der ENERGIERIED KG. So-
mit betragt der Anteilswert (4,08 %) der BGL an der GGEW AG, der in die
WASSERRIED KG eingebracht wird, T€ 6.163. Daraus ergeben sich — zu-
sammen mit den Anteilen an der ENERGIERIED KG - die folgenden An-
teilsquoten an der WASSERRIED KG:

neue
Anteilseigner WASSERRIED ‘ GGEW AG ENERGIERIED KG | Anteilsquote an

WASSERRIED KG
Beteiligungsgesellschaft Lampertheim mbH 6.163 11.108 71,72%
Stadt Biirstadt 6.809 28,28%
Gesamt 6.163 17.916 100,00%

Nach Eintritt der Wirksamkeit der Kapitalerhohung stellen sich die Beteili-
gungen schematisch wie folgt dar:

’ Stadt Biirstadt

+

7.7% 28,3%

0 GGEW |—=— J cr . WASSERRIED G o

WIRSIND ENERGIE.

28,3%

34,5%

ENERGIERIED E: 0 WENERGiERo 69

kal - - wachhaltig Verwaltungs-GmbH

In diesem Zusammenhang wird der Einbringungsvertrag zur Ubertragung
der Aktien der BGL an der GGEW auf die WASSERRIED KG gegen Gewah-
rung von Geschéftsanteilen nebst den erforderlichen Kapitalerhohungsbe-
schluss abgeschlossen.

Kaufvertrag Gber das Wassernetz der ENERGIERIED KG

Die Verauf3erung des Wassergeschéftes wird durch Ubertragung der ein-
zelnen Anlageguter (,Asset Deal") mit zivilrechtlicher Wirkung im 3. Quar-
tal 2023, mit wirtschaftlicher Wirkung zum o1.01.2023 erfolgen. Da der ge-
naue Zeitpunkt unter anderen vom Eintritt der Wirksamkeit der oben ge-
nannten Ausgliederungen und der Kapitalerhohung im Zeitpunkt der Ein-
tragung im Handelsregister abhangt, ist hier nur die Angabe einer Zeit-
spanne moglich. Etwaige stille Reserven im Geschaftsbereich Wasserver-
sorgung werden, soweit vorhanden, aufgedeckt.
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Nach der Ubertragung des Wassergeschéftes stellen sich die Strukturen
schematisch wie folgt dar:

Stadt Biirstadt

- WGSSER RIED

WIR SIND ENERGIE. ! 28,3%
VerdulRerung
Wasserversorgungs-
anlagen

71,7%
65,5%

34,5% / /

ENERGIE J : 1——0% ENERGIERIED E: 0%
N al re _ ————————
lokal - fair - wac t Verwaltungs-GmbH

In diesem Zusammenhang wird der Kaufvertrag zwischen der ENER-
GIERIED KG und der WASSERRIED KG zur Ubertragung der Wasserversor-
gungsanlagen der ENERGIERIED KG abgeschlossen.

Um die laufenden Ergebnisse aus der ENERGIERIED verursachungsge-
recht aufzuteilen, werden die Gesellschafter der ENERGIERIED einen Be-
schluss fassen, um die Ergebnisse aus dem laufenden Geschaftsjahr fir die
Sparte Wasserversorgung der ENERGIERIED bis zum Zeitpunkt der Uber-
tragung der Wasserversorgungsanlagen an die WASSERRIED an diese aus-
zukehren. Demgegentber verbleiben die Ergebnisse der ENERGIERIED
(Gas, Strom und Warme) in der ENERGIERIED und kommen der GGEW im
Rahmen der Anwachsung zugute.

Kapitalerhohungsbeschluss der ENERGIERIED KG zur Starkung ihres
Eigenkapitals

Zur Herstellung der avisierten Beteiligungsquoten an der GGEW — unter
anderem auch aus steuerlichen Grinden —ist es erforderlich, den Wert der
ENERGIERIED KG zu erhéhen. Diese Wertsteigerung der ENERGIERIED
KG erfolgt durch die Starkung ihres Eigenkapitals. Zu diesem Zweck er-
kldrt zundchst die WASSERRIED KG fir Darlehensschuld der ENER-
GIERIED KG gegeniber den Kreditinstituten die Schuldibernahme.

Die entsprechenden Kreditinstitute haben der Schuldibernahme zuge-
stimmt. Damit wird die ENERGIERIED KG von ihrer Verbindlichkeit gegen-
Uber den Kreditinstituten befreit. Gleichzeitig entstehen aber Verbindlich-
keiten derselben Hohe gegeniber ihrem Gesellschafter WASSERRIED KG,
da diese zunachst einen Anspruch auf Ausgleich aus der Schuldibernahme
gegenUber der ENERGIERIED KG hat.

Seite 8/11


Eifertinger, Oliver
Gegebenenfalls kann vor der Anwachsung an die GGEW ausgeschüttet werden - die könnte zu einem laufenden Ergebnis führen (noch zu prüfen)


Durch den Kapitalerhdhungsbeschluss wird nun die Ubernahme von Ver-
bindlichkeit bzw. der enthaltene Ausgleich in Liquiden Mitteln der ENER-
GIERIED KG gegeniber der WASSERRIED KG in Hohe von insgesamt
€ 2.035.755,43 in Eigenkapital der ENERGIERIED KG umgewandelt (,debt
to equity swap").

Nach DurchfGhrung der Kapitalerhdhung stellen sich die Beteiligungen
schematisch wie folgt dar:

Stadt Burstadt

063 -

28,3%

WIR SIND ENERGIE.

Einlage

67,5%

) : o% ENERGIERIED E: o%
[ ) _ ‘ —_—
';w’,, Verwaltungs-GmbH

ENERGIER

In diesem Zusammenhang wird der entsprechende Gesellschafterbe-
schluss der ENERGIERIED KG gefasst.

Sachkapitalerhohungsbeschluss bei der GGEW

Das Grundkapital der GGEW wird gegen Sacheinlage erhoht, damit die
WASSERRIED KG neue Aktionarin der GGEW werden kann. Zur Uber-
nahme der neuen Aktien wird nur die WASSERRIED KG zugelassen, die b-
rigen Aktionare verzichten auf ihr Bezugsrecht. Zwar verringert sich damit
die Beteiligungsquote der Ubrigen Aktionare am Grundkapital der GGEW.
Der Wert ihrer Aktien hingegen andert sich nicht, da die geringere Beteili-
gung an einem groReren Gesellschaftsvermdgen (siehe hierzu im Folgen-
den) den identischen Wert hat wie die grof3ere Beteiligung an einem klei-
neren Gesellschaftsvermodgen (vgl. wie oben 4.)

Auf diese neuen Aktien muss die WASSERRIED KG als Gegenleistung eine
Einlage leisten. Diese Einlage auf die von der WASSERRIED KG Ubernom-
menen Aktien wird durch Ubertragung des Kommanditanteils der WAS-
SERRIED KG an der ENERGIERIED KG an die GGEW geleistet (sog. Sach-
einlage). Die GGEW ist danach die einzige Kommanditistin der ENER-
GIERIED KG.

Nach der Ubertragung stellen sich die Beteiligungen schematisch wie folgt
dar:
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Stadt Biirstadt
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In diesem Zusammenhang wird der entsprechende Hauptversammlungs-
beschluss der GGEW gefasst.

Austritt der ENERGIERIED GmbH aus der ENERGIERIED KG (,Ver-
schmelzung")

Durch den Austritt der ENERGIERIED KG geht das Vermdgen der ENER-
GIERRIED KG von Gesetzes wegen im Wege der Anwachsung automatisch
auf die GGEW als Rechtsnachfolgerin Gbergehen. Die ENERGIERIED KG
erlischt.

In diesem Zusammenhang wird die Austrittsvereinbarung zwischen der
GGEW und der ENERGIERIED GmbH als einzige Gesellschafter der ENER-
GIERIED KG abgeschlossen.

Umfirmierung der ENERGIERIED GmbH

Die ENERGIERIED GmbH wird durch Gesellschafterbeschluss in WASSER-
RIED Verwaltungs-GmbH umfirmiert. Eine erneute Bestellung des Ge-
schaftsfUhrers der ENERGIERIED GmbH ist nicht erforderlich; vielmehr
bleibt der bisher bestellte Geschaftsfihrer unverdndert weiter im Amt.

Abschluss Konsortialvertrag der Aktionare der GGEW

Aufschiebend bedingt auf die Eintragung der Kapitalerh6hung nach vor-
stehender Ziff. 7 werden bestehende Konsortialvertrage der Gesellschaf-
ter der ENERGIERIED, insbesondere der Vertrag vom 19.12.2005, sowie et-
waige Konsortialvertrage der Aktiondre der GGEW. ggf. auch mit der
GGEW selbst, vollinhaltlich und vollumfanglich aufgehoben und der Kon-
sortialvertrag abgeschlossen.

Ablauf des Notartermins

Zur DurchfGhrung der Umstrukturierung und zur notariellen Beurkundung
der notwendigen Vertrdge und Beschlisse, wird Ende Juli 2023 ein
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Notartermin stattfinden. Damit die Vertretungsorgane der beteiligten
Kommunen und Gesellschaften nicht am gesamten, zeitaufwandigen Be-
urkundungsvorgang teilnehmen mussen, ist beabsichtigt, dass die Vertre-
tungsorgane lediglich am Ende des Notartermins die beurkundeten Ver-
trage und Beschlisse in einem Akt nachgenehmigen.
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Anlage 2

Synopse zur Satzungsanderung der GGEW AG nach Anwachsung der Energieried bei der GGEW AG

.Satzung (alt)

‘ Satzung (neu)

§1

Firma und Sitz der Gesellschaft

1. Die Aktiengesellschaft tragt die Firma ,GGEW;
Gruppen-Gas- und Elektrizitatswerk
Aktiengesellschaft".

2. Sie hat ihren Sitz in Bensheim a. d. B.

§1

Firma und Sitz der Gesellschaft

1. Die Aktiengesellschaft tragt die Firma ,GGEW;
Gruppen-Gas- und Elektrizitatswerk
Aktiengesellschaft".

2. Sie hat ihren Sitz in Bensheim a. d. B.

§2

Gegenstand des Unternehmens

1. Gegenstand des Unternehmens ist im Rahmen
der allgemeinen Daseinsvorsorge die Versorgung
der Bevolkerung mit Energie, Wasser und Warme
einschlieflich aller damit jeweils
zusammenhangenden Tatigkeiten sowie die
Erbringung von Dienstleistungen in diesen
Geschaftsfeldern. Die

Gesellschaft kann in diesem Rahmen auch in
verwandten Wirtschaftszweigen, insbesondere in
den Bereichen Bader, Telekommunikation, Verkehr
und Immobilienwirtschaft tatig werden. Die
Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschafte,
Handlungen und Mafl3nahmen vorzunehmen, die
mit dem

Gegenstand des Unternehmens Zusammenhangen
oder ihm unmittelbar oder mittelbar zu dienen
geeignet sind.

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, sich bei anderen
Unternehmen zu beteiligen, solche Unternehmen
zu grinden und zu erwerben, sowie alle Geschafte
einzugehen und alle Mal3nahmen zu treffen,

die geeignet sind, den Geschaftszweck der
Gesellschaft zu fordern.

3. Die Gesellschaft ist dazu berechtigt, sich aktivam
Handel, inklusive Borsenhandel von Elektrizitat,
Gas, Wasser zu betdtigen, soweit dies mit dem
eigentlichen Geschéaftszweck der Gesellschaft laut
Abs. 1 vereinbar ist.

4. 1m Bereich der Immobilienwirtschaft ist die
Tatigkeit auf die Landkreise Bergstraf3e und
DarmstadtDieburg sowie auf einen Bestand von
insgesamt bis zu 10% der Konzernbilanzsumme
beschrankt

In der Vergangenheit auf Grundlage dieser
Regelung erworbene und/oder errichtete Objekte
bleiben von einer Reduzierung der
Konzernbilanzsumme unberihrt und haben
Bestandsschutz.

§2

Gegenstand des Unternehmens

1. Gegenstand des Unternehmens ist im Rahmen
der allgemeinen Daseinsvorsorge die Versorgung
der Bevolkerung mit Energie, Wasser und Warme
einschlief3lich aller damit jeweils
zusammenhangenden Tatigkeiten sowie die
Erbringung von Dienstleistungen in diesen
Geschéftsfeldern. Die

Gesellschaft kann in diesem Rahmen auch in
verwandten Wirtschaftszweigen, insbesondere in
den Bereichen Bader, Telekommunikation, Verkehr
und Immobilienwirtschaft tatig werden. Die
Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschafte,
Handlungen und Mafldnahmen vorzunehmen, die
mit dem

Gegenstand des Unternehmens Zusammenhangen
oder ihm unmittelbar oder mittelbar zu dienen
geeignet sind.

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, sich bei anderen
Unternehmen zu beteiligen, solche Unternehmen
zu grinden und zu erwerben, sowie alle Geschafte
einzugehen und alle Maf3nahmen zu treffen,

die geeignet sind, den Geschaftszweck der
Gesellschaft zu fordern.

3. Die Gesellschaft ist dazu berechtigt, sich aktivam
Handel, inklusive Bérsenhandel von Elektrizitat;
Gas, Wasser zu betdtigen, soweit dies mit dem
eigentlichen Geschaftszweck der Gesellschaft laut
Abs. 1 vereinbar ist.

4. Im Bereich der Immobilienwirtschaft ist die
Tatigkeit auf die Landkreise Bergstralde und
DarmstadtDieburg sowie auf einen Bestand von
insgesamt bis zu 10% der Konzernbilanzsumme
beschrankt

In der Vergangenheit auf Grundlage dieser
Regelung erworbene und/oder errichtete Objekte
bleiben von einer Reduzierung der
Konzernbilanzsumme unberihrt und haben
Bestandsschutz.




§3

Bekanntmachung
1. Die durch das Aktiengesetz vorgeschriebenen
Bekanntmachungen erfolgen im Bundesanzeiger.

§3

Bekanntmachung
1. Die durch das Aktiengesetz vorgeschriebenen
Bekanntmachungen erfolgen im Bundesanzeiger.

S4

Dauer der Gesellschaft
1. Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit
errichtet.

S4

Dauer der Gesellschaft
1. Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit
errichtet.

§5
1. Das Grundkapital der Gesellschaft betragt

6.130.200,00 EURO (in Worten:
SechsmillioneneinhundertdreiRigtausendzweihund
ert EURO) und ist eingeteilt in 61.302 Stuckaktien.
2. Die Aktien der Gesellschaft sind Namensaktien.
3. Die Ubertragung der Aktien ist nur mit
Zustimmung der Hauptversammlung zuldssig.

4. Es kdnnen Zwischenscheine ausgegeben werden,
fur deren Ubertragbarkeit dasselbe gilt.

5. Haben einzelne Aktionare die Absicht, ihre Aktien
zu verkaufen, dann kann dies nur geschehen,

wenn sie die Aktien vorher der Gesellschaft zum
Nennwert angeboten haben. Erst wenn die
Gesellschaft auf den Ankauf der Aktien verzichtet,
ist eine VerdufRerung an Dritte maglich.

6. Werden Aktien Uber pari verkauft, dann ist der
den Nennwert Ubersteigende Betrag an die
Gesellschaft abzufihren.

§5
1. Das Grundkapital der Gesellschaft betragt

6.939.900 EURO (in Worten: Sechs Millionen
neunhundertneununddreifdigtausend neunhundert
EURO) und ist eingeteilt in 69.399 Stickaktien.

2. Die Aktien der Gesellschaft sind Namensaktien.
3. Die Ubertragung der Aktien ist nur mit
Zustimmung der Hauptversammlung zuldssig.

4. Es kdnnen Zwischenscheine ausgegeben werden,
fur deren Ubertragbarkeit dasselbe gilt.

5. Haben einzelne Aktionare die Absicht, ihre Aktien
zu verkaufen, dann kann dies nur geschehen,

wenn sie die Aktien vorher der Gesellschaft zum
Nennwert angeboten haben. Erst wenn die
Gesellschaft auf den Ankauf der Aktien verzichtet,
ist eine Verdulderung an Dritte moglich.

6. Werden Aktien Uber pari verkauft, dann ist der
den Nennwert Ubersteigende Betrag an die
Gesellschaft abzufihren.

§6

Organe der Gesellschaft

1. Die Organe der Gesellschaft sind
der Vorstand,

der Aufsichtsrat und

die Hauptversammlung.

§6

Organe der Gesellschaft

1. Die Organe der Gesellschaft sind
der Vorstand,

der Aufsichtsrat und

die Hauptversammlung.

§7

1. Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer
Person. Die Bestellung weiterer
Vorstandsmitglieder, auch stellv.
Vorstandsmitglieder, ist zuldssig. Der Aufsichtsrat
bestimmt die Anzahl der Mitglieder des Vorstands.
2. Es kann ein Vorstandsvorsitzender bestellt
werden. Er gibt bei Stimmengleichheit den
Ausschlag.

3. Die Gesellschaft wird, falls der Vorstand aus
mehreren Personen besteht, gesetzlich durch zwei
Vorstandsmitglieder oder durch ein
Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem
Prokuristen vertreten.

4. Einzelprokura darf nicht erteilt werden.

§7

1. Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer
Person. Die Bestellung weiterer
Vorstandsmitglieder, auch stellv.
Vorstandsmitglieder, ist zuldssig. Der Aufsichtsrat
bestimmt die Anzahl der Mitglieder des Vorstands.
2. Es kann ein Vorstandsvorsitzender bestellt
werden. Er gibt bei Stimmengleichheit den
Ausschlag.

3. Die Gesellschaft wird, falls der Vorstand aus
mehreren Personen besteht, gesetzlich durch zwei
Vorstandsmitglieder oder durch ein
Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem
Prokuristen vertreten.

4. Einzelprokura darf nicht erteilt werden.




§8

Zahl, Wahl und Ausscheiden der Mitglieder

1. Der Aufsichtsrat besteht aus zwolf Mitgliedern.
Die Wahl erfolgt fir je vier Amtsjahre, wobei unter
einem Amtsjahr der Zeitraum von einer
ordentlichen Hauptversammlung bis zum Schluss
der nachfolgenden ordentlichen
Hauptversammlung zu verstehen ist. Das Amt eines
Aufsichtsratsmitglieds

beginnt mit dem Tag der Annahme der Wahl.
Beamtete Mitglieder, die aufgrund ihrer
Dienststellung

in den Aufsichtsrat gewahlt worden sind, scheiden
nach Aufgabe der Dienststellung in der darauf
folgenden Hauptversammlung aus. Sinngemal? gilt
dies auch fir die Stadtverordneten und
Gemeindevertreter.

2. Die Ausscheidenden sind wieder wahlbar.

3. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist berechtigt,
sein Amt mit sofortiger Wirkung durch eine an den
Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder den Vorstand
zu richtende Erklarung niederzulegen.

4. Eine Neuwahl wird in der nachsten
Hauptversammlung nur dann erforderlich, wenn die
Zahl der

Aufsichtsratsmitglieder unter sechs gesunken ist.
Die Amtsdauer neugewahlter Mitglieder gilt fur
den Rest der Amtsdauer der ausgeschiedenen.

5. Der Aufsichtsrat wahlt im Anschluss an die
ordentliche Hauptversammlung einen Vorsitzenden
und

einen Stellvertreter. Diese Wahl erfolgt fir die Zeit
bis zur nachsten ordentlichen Hauptversammlung

§8

Zahl, Wahl und Ausscheiden der Mitglieder

1. Der Aufsichtsrat besteht aus funfzehn
Mitgliedern. Die Wahl erfolgt fir je vier Amtsjahre,
wobei unter

einem Amtsjahr der Zeitraum von einer
ordentlichen Hauptversammlung bis zum Schluss
der nachfolgenden ordentlichen
Hauptversammlung zu verstehen ist. Das Amt eines
Aufsichtsratsmitglieds

beginnt mit dem Tag der Annahme der Wahl.
Beamtete Mitglieder, die aufgrund ihrer
Dienststellung

in den Aufsichtsrat gewahlt worden sind, scheiden
nach Aufgabe der Dienststellung in der darauf
folgenden Hauptversammlung aus. Sinngemaf? gilt
dies auch fir die Stadtverordneten und
Gemeindevertreter.

2. Die Ausscheidenden sind wieder wahlbar.

3. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist berechtigt,
sein Amt mit sofortiger Wirkung durch eine an den
Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder den Vorstand
zu richtende Erklarung niederzulegen.

4. Eine Neuwahl wird in der nachsten
Hauptversammlung nur dann erforderlich, wenn die
Zahl der

Aufsichtsratsmitglieder unter sechs gesunken ist.
Die Amtsdauer neugewahlter Mitglieder gilt fur
den Rest der Amtsdauer der ausgeschiedenen.

5. Der Aufsichtsrat wahlt im Anschluss an die
ordentliche Hauptversammlung einen Vorsitzenden
und

einen Stellvertreter. Diese Wahl erfolgt fir die Zeit
bis zur nachsten ordentlichen Hauptversammlung

§9

Sitzungen

1. Der Aufsichtsrat versammelt sich unbeschadet
der fir seinen Zusammentritt bestehenden
gesetzlichen Bestimmungen, so oft der Vorsitzende
es fUr notig erachtet. Wenn der Vorstand oder ein
Mitglied des Aufsichtsrats es beim Vorsitzenden
beantragt, muss binnen 14 Tagen eine Sitzung
einberufen werden.

2. Ort und Zeit der Sitzung bestimmt der
Vorsitzende. Die Einladungen zu den Sitzungen
ergehen

schriftlich, in dringenden Fallen auch telegrafisch
oder fernmindlich. Die Einladungen sollen
maoglichst unter Mitteilung der
Beratungsgegenstande und Einhaltung einer Frist
von mindestens drei

Tagen erfolgen.

§9

Sitzungen

1. Der Aufsichtsrat versammelt sich unbeschadet
der fir seinen Zusammentritt bestehenden
gesetzlichen Bestimmungen, so oft der Vorsitzende
es fUr notig erachtet. Wenn der Vorstand oder ein
Mitglied des Aufsichtsrats es beim Vorsitzenden
beantragt, muss binnen 14 Tagen eine Sitzung
einberufen werden.

2. Ort und Zeit der Sitzung bestimmt der
Vorsitzende. Die Einladungen zu den Sitzungen
ergehen

schriftlich, in dringenden Fallen auch telegrafisch
oder fernmindlich. Die Einladungen sollen
maoglichst unter Mitteilung der
Beratungsgegenstande und Einhaltung einer Frist
von mindestens drei

Tagen erfolgen.




3. An den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner
Ausschisse nehmen die Mitglieder des Vorstandes
beratend teil, soweit der Vorsitzende des
Aufsichtsrats oder des betreffenden Ausschusses im
Einzelfall nichts anderes bestimmt. Sie sind
berechtigt, ihre Ansicht zur Niederschrift zu geben.

3. An den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner
Ausschisse nehmen die Mitglieder des Vorstandes
beratend teil, soweit der Vorsitzende des
Aufsichtsrats oder des betreffenden Ausschusses im
Einzelfall nichts anderes bestimmt. Sie sind
berechtigt, ihre Ansicht zur Niederschrift zu geben.

§10

Beschlussfassung

1. Zu einem giltigen Beschluss des Aufsichtsrats ist
die ordnungsgemaf3e Einladung aller Mitglieder
und die Anwesenheit von mindestens finf der
Mitglieder erforderlich. Wird die Beschlussfahigkeit
nicht erreicht, ist binnen eines Monats durch
eingeschriebenen Brief eine zweite
Aufsichtsratssitzung unter Einhaltung einer
einwochigen Frist einzuberufen. Diese ist bei
Anwesenheit von

mindestens drei Mitgliedern beschlussfahig. Bei der
Einladung ist darauf hinzuweisen.

2. Auf Anordnung des Vorsitzenden kdénnen auch
auf schriftlichem oder telegrafischem Weg
Beschlisse gefasst werden, wenn kein Mitglied
diesem Verfahren widerspricht.

Zur Gultigkeit eines Beschlusses ist einfache
Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder
erforderlich. Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Sitzungsvorsitzenden, bei Wahlen das
Los den

Ausschlag. Die Art der Abstimmung bestimmt der
Sitzungsvorsitzende. Bei schriftlicher, telegrafischer
oder fernmindlicher Stimmabgabe gelten diese
Bestimmungen entsprechend.

§10

Beschlussfassung

1. Zu einem giltigen Beschluss des Aufsichtsrats ist
die ordnungsgemaf3e Einladung aller Mitglieder
und die Anwesenheit von mindestens finf der
Mitglieder erforderlich. Wird die Beschlussfahigkeit
nicht erreicht, ist binnen eines Monats durch
eingeschriebenen Brief eine zweite
Aufsichtsratssitzung unter Einhaltung einer
einwochigen Frist einzuberufen. Diese ist bei
Anwesenheit von

mindestens drei Mitgliedern beschlussfahig. Bei der
Einladung ist darauf hinzuweisen.

2. Auf Anordnung des Vorsitzenden kénnen auch
auf schriftlichem oder telegrafischem Weg
Beschlisse gefasst werden, wenn kein Mitglied
diesem Verfahren widerspricht.

Zur Gultigkeit eines Beschlusses ist einfache
Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder
erforderlich. Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Sitzungsvorsitzenden, bei Wahlen das
Los den

Ausschlag. Die Art der Abstimmung bestimmt der
Sitzungsvorsitzende. Bei schriftlicher, telegrafischer
oder fernmindlicher Stimmabgabe gelten diese
Bestimmungen entsprechend.

§11

Zustimmungsbeduirftige Handlungen

1. Abgesehen von den gesetzlich vorgesehenen und
von dem Aufsichtsrat durch besonderen Beschluss
zu bestimmenden Fallen bedarf der Vorstand der
Zustimmung des Aufsichtsrats zu folgenden
Handlungen:

a) Bestellung und Abberufung von Prokuristen und
Handlungsbevollmachtigten und zur Festsetzung
der Einstellungsbedingungen;

b) Feststellung des jahrlichen Investitionsplans
sowie dessen Anderung, soweit 5% des
festgestellten Planvolumens Gber- oder
unterschritten werden;

c) Festsetzung der allgemeinen Bedingungen und
Tarife Gber die Abgabe von Gas und Elektrizitat;

d) Ubernahme neuer Aufgaben, fir die eine
gesetzliche Verpflichtung nicht besteht;

e) wesentliche Einschrankung des Betriebs, sofern
sie nicht auf Gesetz oder Verordnungen beruhen;

§11

Zustimmungsbeduirftige Handlungen

1. Abgesehen von den gesetzlich vorgesehenen und
von dem Aufsichtsrat durch besonderen Beschluss
zu bestimmenden Fallen bedarf der Vorstand der
Zustimmung des Aufsichtsrats zu folgenden
Handlungen:

a) Bestellung und Abberufung von Prokuristen und
Handlungsbevollmachtigten und zur Festsetzung
der Einstellungsbedingungen;

b) Feststellung des jahrlichen Investitionsplans
sowie dessen Anderung, soweit 5% des
festgestellten Planvolumens Gber- oder
unterschritten werden;

c) Festsetzung der allgemeinen Bedingungen und
Tarife Gber die Abgabe von Gas und Elektrizitat;

d) Ubernahme neuer Aufgaben, fir die eine
gesetzliche Verpflichtung nicht besteht;

e) wesentliche Einschrankung des Betriebs, sofern
sie nicht auf Gesetz oder Verordnungen beruhen;




f) Beteiligung an anderen Unternehmen in
irgendeiner Form oder deren Aufthebung und
Anderung. Grindung, Erwerb oder VerguRerung
von Unternehmen oder Betriebsteilen sowie von
unmittelbaren oder mittelbaren
Beteiligungsgesellschaften. Errichtung und
Auflésung von

Zweigniederlassungen;

g) Kreditaufnahme, mit Ausnahme der Aufnahme
von Lieferantenkrediten und mit Ausnahme der
Ausschopfung genehmigter Kontokorrentlinien;
h) Ubernahme von Burgschaften und Bestellung
anderer Sicherheiten auf3erhalb des Ublichen
Geschaftsbetriebs;

j) Darlehensgewahrungen jeder Art, mit Ausnahme
von Darlehen an Belegschaftsmitglieder im
Rahmen vom Aufsichtsrat festgesetzter Richtlinien;
k) Stundungen von Forderungen im Einzelbetrag
von Uber 50.000,00 EURO fir einen langeren
Zeitraum als sechs Monate;

[) FGhrung von Rechtsstreitigkeiten (aufRerhalb des
Ublichen Geschéftsbetriebs) im Einzelbetrag

von Uber 100.000,00 EURO;

m) Abschluss und Anderung von Vertragen
aulRerhalb des Ublichen Geschaftsbetriebs;

n) Erwerb, Verdul3erung und Belastung von
Grundsticken und grundsticksgleichen Rechten
sowie Rechten an Grundsticken im Wert von Uber
25.000,00 EURO;

0) Feststellung des Jahresabschlusses und
Vorschlag zum Gewinnverwendungsbeschluss.

2. Der Vorstand wird ermadchtigt, in dringenden
Fallen ohne Zustimmung des Aufsichtsrats zu
handeln. Er muss aber dann unverziglich den
Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder, in dessen
Abwesenheit, seinen Stellvertreter verstandigen.

f) Beteiligung an anderen Unternehmen in
irgendeiner Form oder deren Aufthebung und
Anderung. Grindung, Erwerb oder VerguRerung
von Unternehmen oder Betriebsteilen sowie von
unmittelbaren oder mittelbaren
Beteiligungsgesellschaften. Errichtung und
Auflésung von

Zweigniederlassungen;

g) Kreditaufnahme, mit Ausnahme der Aufnahme
von Lieferantenkrediten und mit Ausnahme der
Ausschopfung genehmigter Kontokorrentlinien;
h) Ubernahme von Burgschaften und Bestellung
anderer Sicherheiten auf3erhalb des Ublichen
Geschaftsbetriebs;

j) Darlehensgewahrungen jeder Art, mit Ausnahme
von Darlehen an Belegschaftsmitglieder im
Rahmen vom Aufsichtsrat festgesetzter Richtlinien;
k) Stundungen von Forderungen im Einzelbetrag
von Uber 50.000,00 EURO fir einen langeren
Zeitraum als sechs Monate;

[) FGhrung von Rechtsstreitigkeiten (aufRerhalb des
Ublichen Geschéftsbetriebs) im Einzelbetrag

von Uber 100.000,00 EURO;

m) Abschluss und Anderung von Vertragen
aulRerhalb des Ublichen Geschaftsbetriebs;

n) Erwerb, Verdul3erung und Belastung von
Grundsticken und grundsticksgleichen Rechten
sowie Rechten an Grundsticken im Wert von Uber
25.000,00 EURO;

0) Feststellung des Jahresabschlusses und
Vorschlag zum Gewinnverwendungsbeschluss.

2. Der Vorstand wird ermadchtigt, in dringenden
Fallen ohne Zustimmung des Aufsichtsrats zu
handeln. Er muss aber dann unverziglich den
Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder, in dessen
Abwesenheit, seinen Stellvertreter verstandigen.

§12

Ausschisse

1. Der Aufsichtsrat ist befugt, aus seiner Mitte
Aufsichtsratsausschisse zu bilden und deren
Aufgaben

und Befugnisse in einer Geschéaftsordnung
festzusetzen. Den Ausschissen des Aufsichtsrats
konnen auch entscheidende Befugnisse des
Aufsichtsrats Ubertragen werden.

§12

Ausschisse

1. Der Aufsichtsrat ist befugt, aus seiner Mitte
Aufsichtsratsausschisse zu bilden und deren
Aufgaben

und Befugnisse in einer Geschéaftsordnung
festzusetzen. Den Ausschissen des Aufsichtsrats
konnen auch entscheidende Befugnisse des
Aufsichtsrats Ubertragen werden.

§13

Verhandlungsniederschrift

1. Uber die Verhandlungen des Aufsichtsrats und
seiner Ausschisse wird eine Niederschrift
aufgenommen, die vom Vorsitzenden und seinem
Stellvertreter und im Falle der Verhinderung eines
der

§13

Verhandlungsniederschrift

1. Uber die Verhandlungen des Aufsichtsrats und
seiner Ausschisse wird eine Niederschrift
aufgenommen, die vom Vorsitzenden und seinem
Stellvertreter und im Falle der Verhinderung eines
der




beiden von einem weiteren Aufsichtsratsmitglied
unterzeichnet wird.

beiden von einem weiteren Aufsichtsratsmitglied
unterzeichnet wird.

§14

Erklarungen

1. Willenserklarungen des Aufsichtsrats und seiner
Ausschisse werden namens des Aufsichtsrats

von dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter
abgegeben.

2. Die urkundlichen Erklarungen des Aufsichtsrats
mussen die Unterschrift ,Der Aufsichtsrat der
GGEW, Gruppen-Gas- und Elektrizitatswerk
Bergstraf3e Aktiengesellschaft" unter Beifigung der
Namensunterschriften des Vorsitzenden oder
seines Stellvertreters tragen.

§14

Erklarungen

1. Willenserklarungen des Aufsichtsrats und seiner
Ausschisse werden namens des Aufsichtsrats

von dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter
abgegeben.

2. Die urkundlichen Erklarungen des Aufsichtsrats
mussen die Unterschrift ,Der Aufsichtsrat der
GGEW, Gruppen-Gas- und Elektrizitatswerk
Bergstral3e Aktiengesellschaft" unter Beifigung der
Namensunterschriften des Vorsitzenden oder
seines Stellvertreters tragen.

§15

Vergutung

1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben
dem Ersatz ihrer Auslagen ein Sitzungsgeld, das
von der Hauptversammlung festgelegt wird, und
eine Aufwandsentschadigung, die netto jahrlich

fUr den Vorsitzenden 3.000,00 EURO

fir den stellvertretenden Vorsitzenden 2.000,00
EURO

und fUr die Ubrigen Mitglieder 1.500,00 EURO
betragt.

2. Fir besondere Aufgaben einzelner Mitglieder kann der
Aufsichtsrat die Gewdhrung einer besonderen Vergitung
beschlielen.

§15

Vergutung

1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben
dem Ersatz ihrer Auslagen ein Sitzungsgeld, das
von der Hauptversammlung festgelegt wird, und
eine Aufwandsentschadigung, die netto jahrlich

fir den Vorsitzenden 3.000,00 EURO

fiur den stellvertretenden Vorsitzenden 2.000,00
EURO

und fUr die Ubrigen Mitglieder 1.500,00 EURO
betragt.

2. Fir besondere Aufgaben einzelner Mitglieder kann der
Aufsichtsrat die Gewdhrung einer besonderen Vergitung
beschlielen.

Die Hauptversammlung

§16

Einberufung

1. Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder
Aufsichtsrat einberufen.

2. Die ordentliche Hauptversammlung findet alljahrlich
innerhalb der ersten acht Monate des Geschéftsjahres
statt. Sitzungsraum und Zeit bestimmt der Vorsitzende
des Aufsichtsrats.

3. Die Einberufung ist mindestens einen Monat vor dem
Tage der Hauptversammlung unter Angabe

der Tagesordnung bekannt zu machen. Der Tag der
Verdffentlichung und der Tag der Hauptversammlung
sind dabei nicht mitzurechnen.

4. Die Hauptversammlungen der Gesellschaft finden am
Gesellschaftssitz oder an einem anderen

vom Aufsichtsrat zu bestimmenden Ort statt.

Die Hauptversammlung

§16

Einberufung

1. Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder
Aufsichtsrat einberufen.

2. Die ordentliche Hauptversammlung findet alljahrlich
innerhalb der ersten acht Monate des Geschéftsjahres
statt. Sitzungsraum und Zeit bestimmt der Vorsitzende
des Aufsichtsrats.

3. Die Einberufung ist mindestens einen Monat vor dem
Tage der Hauptversammlung unter Angabe

der Tagesordnung bekannt zu machen. Der Tag der
Verdffentlichung und der Tag der Hauptversammlung
sind dabei nicht mitzurechnen.

4. Die Hauptversammlungen der Gesellschaft finden am
Gesellschaftssitz oder an einem anderen

vom Aufsichtsrat zu bestimmenden Ort statt.

§17

Stimmrecht

1. In der Hauptversammlung ist jeder Aktionar zur
Antragstellung und zur Abstimmung zuzulassen,

auch wenn er sich vor der Hauptversammlung bei der
Gesellschaft nicht angemeldet hat.

2. Jede Stickaktie gewahrt eine (1) Stimme.

3. Uber die Anerkennung von Vollmachten entscheiden
im Zweifelsfall die in der Hauptversammlung
anwesenden Mitglieder des Aufsichtsrats.

§17

Stimmrecht

1. In der Hauptversammlung ist jeder Aktionar zur
Antragstellung und zur Abstimmung zuzulassen,

auch wenn er sich vor der Hauptversammlung bei der
Gesellschaft nicht angemeldet hat.

2. Jede Stickaktie gewahrt eine (1) Stimme.

3. Uber die Anerkennung von Vollmachten entscheiden
im Zweifelsfall die in der Hauptversammlung
anwesenden Mitglieder des Aufsichtsrats.




§18

Vorsitz

1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung fihrt der
Vorsitzende des Aufsichtsrats, einer seiner Stellvertreter
oder ein sonstiges vom Aufsichtsrat zu bestimmendes
Mitglied. Fur den Fall, dass ein

Mitglied des Aufsichtsrats den Vorsitz nicht Gbernimmt,
wird der Versammlungsleiter unter Leitung

des altesten anwesenden Aktiondrs durch die
Hauptversammlung gewabhlt.

2. Der Vorsitzende, der bei der Leitung der
Verhandlungen nicht an die verdffentlichte Reihenfolge
der Tagesordnung gebunden ist, bestimmt die Art und
Form der Abstimmung. Wahlen sind durch

Stimmzettel zu vollziehen, sofern die Versammlung nicht
anderes beschlief3t.

§18

Vorsitz

1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung fUhrt der
Vorsitzende des Aufsichtsrats, einer seiner Stellvertreter
oder ein sonstiges vom Aufsichtsrat zu bestimmendes
Mitglied. Fur den Fall, dass ein

Mitglied des Aufsichtsrats den Vorsitz nicht Gbernimmt,
wird der Versammlungsleiter unter Leitung

des altesten anwesenden Aktiondrs durch die
Hauptversammlung gewabhlt.

2. Der Vorsitzende, der bei der Leitung der
Verhandlungen nicht an die verdffentlichte Reihenfolge
der Tagesordnung gebunden ist, bestimmt die Art und
Form der Abstimmung. Wahlen sind durch

Stimmzettel zu vollziehen, sofern die Versammlung nicht
anderes beschlief3t.

§19

Beschlussfassung

1. Die Beschlisse der Hauptversammlung werden mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen

gefasst, soweit das Gesetz und diese Satzung nicht eine
grofdere Mehrheit vorschreiben. Bei Stimmengleichheit
gilt ein Antrag als abgelehnt.

2. Beschlisse und Anderungen

a) aller bei Grindung der Gesellschaft abgeschlossenen
Vertrage und der Satzung

b) des Aktienkapitals

c) des Interessengebiets

sind mit einer Mehrheit von mehr als % der abgegebenen
Stimmen zu fassen.

3. Bei Wahlen entscheidet im Falle der
Stimmengleichheit das Los.

§19

Beschlussfassung

1. Die Beschlisse der Hauptversammlung werden mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen

gefasst, soweit das Gesetz und diese Satzung nicht eine
groldere Mehrheit vorschreiben. Bei Stimmengleichheit
gilt ein Antrag als abgelehnt.

2. Beschlisse und Anderungen

a) aller bei Grindung der Gesellschaft abgeschlossenen
Vertrége und der Satzung

b) des Aktienkapitals

c) des Interessengebiets

sind mit einer Mehrheit von mehr als % der abgegebenen
Stimmen zu fassen.

3. Bei Wahlen entscheidet im Falle der
Stimmengleichheit das Los.

Jahresabschluss, Ricklagen

Jahresabschluss, Ricklagen

§20 §20

Geschéftsjahr Geschéftsjahr

1. Das Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr. 1. Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.
§21 §21

Jahresabschluss

1. Die alljahrlich innerhalb der gesetzlichen Frist von acht
Monaten zur Entgegennahme des festgestellten
Jahresabschlusses oder zur Feststellung des
Jahresabschlusses sowie zur Beschlussfassung Gber die
Gewinnverwendung stattfindende Hauptversammlung
beschlief3t auch Uber die Entlastung des Vorstands und
des Aufsichtsrats und die Wahl des Abschlussprifers
(ordentliche

Hauptversammlung).

Jahresabschluss

1. Die alljahrlich innerhalb der gesetzlichen Frist von acht
Monaten zur Entgegennahme des festgestellten
Jahresabschlusses oder zur Feststellung des
Jahresabschlusses sowie zur Beschlussfassung Uber die
Gewinnverwendung stattfindende Hauptversammlung
beschlief3t auch Uber die Entlastung des Vorstands und
des Aufsichtsrats und die Wahl des Abschlussprifers
(ordentliche

Hauptversammlung).

§22

1. Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss
fest, so ist die Halfte des JahresUberschusses

in freie Ricklagen einzustellen. Dabei sind die Betrdge,
die in die gesetzliche Riicklage einzustellen

sind, und ein Verlustvortrag vorab vom Jahresiberschuss
abzuziehen.

§22

1. Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss
fest, so ist die Halfte des JahresUberschusses

in freie Ricklagen einzustellen. Dabei sind die Betrdge,
die in die gesetzliche Ricklage einzustellen

sind, und ein Verlustvortrag vorab vom Jahresiberschuss
abzuziehen.

Schlussbestimmungen
§23

Schlussbestimmungen
§23




Erméchtigung des Aufsichtsrats zu
Satzungsanderungen

1. Der Aufsichtsrat wird ermachtigt,
Satzungsanderungen, die nur die Fassung betreffen,
vorzunehmen.

Erméchtigung des Aufsichtsrats zu
Satzungsanderungen

1. Der Aufsichtsrat wird ermachtigt,
Satzungsanderungen, die nur die Fassung betreffen,
vorzunehmen.

§24

Prifungsrechte

Den Aktiondrskommunen stehen die Befugnisse aus § 53
Haushaltsgrundsatzegesetz zu. Den fir die
Aktionarskommunen zustandigen
Rechnungsprifungsbehérden sowie dem fir die
Uberortliche Prifung

zustandigen Prifungsorgan werden die Rechte nach § 54
Haushaltsgrundsatzegesetz eingerdumt.

§24

Prifungsrechte

Den Aktiondrskommunen stehen die Befugnisse aus § 53
Haushaltsgrundsatzegesetz zu. Den fir die
Aktionarskommunen zustandigen
Rechnungsprifungsbehérden sowie dem fir die
Uberortliche Prifung

zustandigen Prifungsorgan werden die Rechte nach § 54
Haushaltsgrundsatzegesetz eingerdumt.




Ubersicht der gednderten wesentlichen Regelungen der ENERGIERIED VERWALTUNG

Regelung ALT Anderungsmodus Regelung NEU

Ziffer 1.

Ziffer Il.

Ziffer llI.

Ziffer V.

Ziffer VIII.

Die Gesellschaft fihrt die Firma ENERGIERIED Verwaltungs-
GmbH.

Gegenstand des Unternehmens ist die Ubernahme der Ge-
schaftsfihrung bei Handelsgesellschaften, insbesondere der
Beteiligung als personlich haftende geschaftsfihrende Ge-
sellschafterin an der ENERGIERIED GmbH & Co. KG, welche
den Transport, Einkauf, Verkauf von Energie und die Erzeu-
gung von erneuerbaren Energien und weitere artverwandte
Dienstleistungen zum Gegenstand hat.

(2)

Am Stammbkapital sind mit folgenden voll eingezahlten
Stammeinlagen beteiligt:

Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampertheim mbH (im
Folgenden ,BGL") mit einer Stammeinlage in Hhe von
€10.100,00.

Gruppen-Gas- und Elektrizitatswerk BergstrafRe Aktienge-
sellschaft (im Folgenden ,,GGEW") mit einer Stammeinlage
in Hohe von € 8.600,00.

Stadt Birstadt mit einer Stammeinlage in Hohe von
€ 6.300,00.

(5)

Die Ubertragung von Gesellschaftsanteilen ist nur bei gleich-
zeitiger Ubernahme der dem ausscheidenden Gesellschafter
obliegenden Rechte und Pflichten durch den kinftigen Ge-
sellschafter zuléssig. Ferner ist die Ubertragung von Ge-
schaftsanteilen oder eines Teils eines Geschaftsanteils nur
unter der Bedingung maoglich, daf? auch die Beteiligung des
Ubertragenden Gesellschafters an der ENERGIERIED GmbH
& Co. KG in demselben Umfang an denselben/dieselben Er-
werber Ubertragen wird.

@
Der Aufsichtsrat besteht aus zehn Mitgliedern:
- drei Mitglieder der Stadt Lampertheim;

- ein Mitglied der BGL;

Die Gesellschaft fihrt die Firma ENERGIERIED WASSER-
RIED Verwaltungs-GmbH.

Sitz der Gesellschaft ist Lampertheim.

Gegenstand des Unternehmens ist die Ubernahme der Ge-
schaftsfihrung bei Handelsgesellschaften, insbesondere der
Beteiligung als personlich haftende geschaftsfihrende Ge-
sellschafterin an der WASSERRIED GmbH & Co. KG, welche
die Wasserversorgung und weitere artverwandte Dienstleis-
tungen zum Gegenstand hat.

(2)

Das Stammkapital ist voll eingezahlt.

(5)

Die Ubertragung von Gesellschaftsanteilen ist nur bei gleich-
zeitiger Ubernahme der dem ausscheidenden Gesellschafter
obliegenden Rechte und Pflichten durch den kinftigen Ge-
sellschafter zuléssig. Ferner ist die Ubertragung von Ge-
schaftsanteilen oder eines Teils eines Geschaftsanteils nur
unter der Bedingung maoglich, dass auch die Beteiligung des
Ubertragenden Gesellschafters an der WASSERRIED GmbH
& Co. KG in demselben Umfang an denselben/dieselben Er-
werber Ubertragen wird.

(@)
Der Aufsichtsrat besteht aus acht Mitgliedern:
- drei Mitglieder der Stadt Lampertheim;

- ein Mitglied der BGL;

Die Gesellschaft fihrt die Firma WASSERRIED Verwaltungs-
GmbH.

Sitz der Gesellschaft ist Lampertheim.

Gegenstand des Unternehmens ist die Ubernahme der Ge-
schaftsfuhrung bei Handelsgesellschaften, insbesondere der Be-
teiligung als personlich haftende geschaftsfihrende Gesellschaf-
terin an der WASSERRIED GmbH & Co. KG, welche die Wasser-
versorgung und weitere artverwandte Dienstleistungen zum Ge-
genstand hat.

(2)

Das Stammkapital ist voll eingezahlt.

(5)

Die Ubertragung von Gesellschaftsanteilen ist nur bei gleichzeiti-
ger Ubernahme der dem ausscheidenden Gesellschafter oblie-
genden Rechte und Pflichten durch den kinftigen Gesellschafter
zuléssig. Ferner ist die Ubertragung von Geschéftsanteilen oder
eines Teils eines Geschéftsanteils nur unter der Bedingung mog-
lich, dass auch die Beteiligung des Gbertragenden Gesellschaf-
ters an der WASSERRIED GmbH & Co. KG in demselben Umfang
an denselben/dieselben Erwerber Gbertragen wird.

(@)
Der Aufsichtsrat besteht aus acht Mitgliedern:
- drei Mitglieder der Stadt Lampertheim;

- ein Mitglied der BGL;
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Ziffer IX

- ein Mitglied der Belegschaft der ENER-
GIERIED GmbH & Co. KG als Vertreter
der Arbeitnehmer der ENERGIERIED
GmbH & Co. KG;

- drei Mitglieder der GGEW;

- zwei Mitglieder der Stadt Birstadt.
(5)

War fir die Entsendung eines Aufsichtsratsmitglieds seine
Zugehorigkeit zur Stadtverordnetenversammlung oder zum
Magistrat der Stadt Lampertheim, zur Stadt Birstadt, zur
Belegschaft der WASSERRIED GmbH & Co. KG oder als Ge-
schaftsfihrer der BGL bestimmend, so endet seine Mitglied-
schaft mit dem Ausscheiden aus der Stadtverordnetenver-
sammlung, aus dem Magistrat, aus der Belegschaft oder aus
der Geschéftsfihrung der BGL. Das Recht zur jeder-zeitigen
Abberufung durch den jeweiligen Entsendungsberechtigten
nach Abs. 2 oder 3 bleibt hiervon unber(hrt. In diesen Fallen
hat eine unverzigliche Nachentsendung oder Nachwahl zu
erfolgen. Die nach Abs. 3 von den Magistraten der Stadt
Lampertheim oder Birstadt entsandten Aufsichtsratsmit-
glieder haben auf Verlangen des jeweiligen Magistrats ihr
Amt jederzeit niederzulegen.

(8)

Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt jederzeit
ohne Angabe von Griinden unter Einhaltung einer Frist von
vier Wochen durch schriftliche Erkldrung gegeniber der Ge-
sellschaft niederlegen. Der Magistrat der Stadt Lampert-
heim, die GGEW, und der Magistrat der Stadt Birstadt, die
BGL, benennen und entsenden in diesem Fall fur die Rest-
dauer der Amtszeit des jeweiligen Aufsichtsrates ein Ersatz-
mitglied. Der Betriebsrat der ENERGIERIED GmbH & Co. KG
schlagt ein Ersatzmitglied vor, das von der Gesellschafter-
versammlung gewahlt wird.

(2)

Vorsitzender des Aufsichtsrates kraft Amtes ist der Burger-
meister der Stadt Lampertheim. Fir den Fall des Verzichts
des Birgermeisters der Stadt Lampertheim auf den Vorsitz,
wird dieser von dem Mitglied der BGL eingenommen. Die
Mitglieder der GGEW besetzen aus ihrer Mitte einen ersten

- ein Mitglied der Belegschaft der WAS-

SERRIED GmbH & Co. KG als Vertreter der
Arbeitnehmer der WASSERRIED GmbH &

Co. KG;

- ein Mitglied aus der Wirtschaft;

- zwei Mitglieder der Stadt Birstadt.
(5)

War fir die Entsendung eines Aufsichtsratsmitglieds seine
Zugehorigkeit zur Stadtverordnetenversammlung oder zum
Magistrat der Stadt Lampertheim, zur Stadt Birstadt, zur
Belegschaft der WASSERRIED GmbH & Co. KG oder als Ge-
schaftsfihrer der BGL bestimmend, so endet seine Mitglied-
schaft mit dem Ausscheiden aus der Stadtverordnetenver-
sammlung, aus dem Magistrat, aus der Belegschaft oder aus
der Geschéftsfihrung der BGL. Das Recht zur jeder-zeitigen
Abberufung durch den jeweiligen Entsendungsberechtigten
nach Abs. 2 oder 3 bleibt hiervon unber(hrt. In diesen Fallen
hat eine unverzigliche Nachentsendung oder Nachwahl zu
erfolgen. Die nach Abs. 3 von den Magistraten der Stadt
Lampertheim oder Birstadt entsandten Aufsichtsratsmit-
glieder haben auf Verlangen des jeweiligen Magistrats ihr
Amt jederzeit niederzulegen.

(8)

Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt jederzeit
ohne Angabe von Griinden unter Einhaltung einer Frist von
vier Wochen durch schriftliche Erklarung gegeniber der Ge-
sellschaft niederlegen. Der Magistrat der Stadt Lampert-
heim und der Magistrat der Stadt Burstadt, die BGL, benen-
nen und entsenden in diesem Fall fir die Restdauer der
Amtszeit des jeweiligen Aufsichtsrates ein Ersatzmitglied.
Der Betriebsrat der WASSERRIED GmbH & Co. KG schlagt
ein Ersatzmitglied vor, das von der Gesellschafterversamm-
lung gewahlt wird.

(2)

Vorsitzender des Aufsichtsrates kraft Amtes ist der Birger-
meister der Stadt Lampertheim. Fir den Fall des Verzichts
des Birgermeisters der Stadt Lampertheim auf den Vorsitz,
wird dieser von dem Mitglied der BGL eingenommen. Der
erste stellvertretende Vorsitzende ist kraft Amtes der Bir-
germeister der Stadt Burstadt oder ein von ihm bestimmtes

- ein Mitglied der Belegschaft der WASSER-
RIED GmbH & Co. KG als Vertreter der Arbeit-
nehmer der WASSERRIED GmbH & Co. KG;

- ein Mitglied aus der Wirtschaft;

- zwei Mitglieder der Stadt Birstadt.

(5)

War fir die Entsendung eines Aufsichtsratsmitglieds seine Zuge-
horigkeit zur Stadtverordnetenversammlung oder zum Magist-
rat der Stadt Lampertheim, zur Stadt Burstadt, zur Belegschaft
der WASSERRIED GmbH & Co. KG oder als Geschéftsfihrer der
BGL bestimmend, so endet seine Mitgliedschaft mit dem Aus-
scheiden aus der Stadtverordnetenversammlung, aus dem Ma-
gistrat, aus der Belegschaft oder aus der Geschaftsfihrung der
BGL. Das Recht zur jeder-zeitigen Abberufung durch den jeweili-
gen Entsendungsberechtigten nach Abs. 2 oder 3 bleibt hiervon
unberGhrt. In diesen Fallen hat eine unverzigliche Nachentsen-
dung oder Nachwahl zu erfolgen. Die nach Abs. 3 von den Ma-
gistraten der Stadt Lampertheim oder Birstadt entsandten Auf-
sichtsratsmitglieder haben auf Verlangen des jeweiligen Magist-
rats ihr Amt jederzeit niederzulegen.

(8)

Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt jederzeit ohne
Angabe von Grinden unter Einhaltung einer Frist von vier Wo-
chen durch schriftliche Erklarung gegentber der Gesellschaft
niederlegen. Der Magistrat der Stadt Lampertheim und der Ma-
gistrat der Stadt Burstadt, die BGL, benennen und entsenden in
diesem Fall fir die Restdauer der Amtszeit des jeweiligen Auf-
sichtsrates ein Ersatzmitglied. Der Betriebsrat der WASSERRIED
GmbH & Co. KG schlagt ein Ersatzmitglied vor, das von der Ge-
sellschafterversammlung gewahlt wird.

(2)

Vorsitzender des Aufsichtsrates kraft Amtes ist der Birgermeis-
ter der Stadt Lampertheim. Fir den Fall des Verzichts des Bir-
germeisters der Stadt Lampertheim auf den Vorsitz, wird dieser
von dem Mitglied der BGL eingenommen. Der erste stellvertre-
tende Vorsitzende ist kraft Amtes der Birgermeister der Stadt
Burstadt oder ein von ihm bestimmtes Mitglied des Magistrats
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stellvertretenden Vorsitzenden (sofern kein anderes Bestim-  Mitglied des Magistrats der Stadt Burstadt. Scheidet der der Stadt Birstadt. Scheidet der stellvertretende Vorsitzende
mungsverfahren fir den stellvertretenden Vorsitzenden ge- stellvertretende Vorsitzende vor Ablauf seiner Amtszeitaus,  vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so hat die Gesellschaft bzw. Kor-
wahlt wird). Der zweite stellvertretende Vorsitzende ist kraft ~ so hat die Gesellschaft bzw. Kérperschaft, die den stellver- perschaft, die den stellvertretenden Vorsitzenden benannt hat,
Amtes der Birgermeister der Stadt Birstadt oder ein von tretenden Vorsitzenden benannt hat, unverziglich einen unverziglich einen neuen stellvertretenden Vorsitzenden fir die

ihm bestimmtes Mitglied des Magistrats der Stadt Birstadt.
Scheidet einer der stellvertretenden Vorsitzenden vor Ablauf
seiner Amtszeit aus, so hat die Gesellschaft bzw. Korper-
schaft, die den stellvertretenden Vorsitzenden benannt hat,
unverziglich einen neuen stellvertretenden Vorsitzenden fir
die restliche Amtszeit zu benennen.

(2)

Der Vorsitzende, der zweite stellvetretende Vorsitzende so-
wie ein Vertreter der GGEW bilden das Prasidium als Aus-
schul? aus dem Aufsichtsrat. Dem Prasidium obliegt insbe-
sondere die Festsetzung der Anstellungsbedingungen fir
den oder die Geschéftsfuhrer und der Abschluf? und die An-
derung der entsprechenden Vertrdge. Dem Prasidium kon-
nen durch Beschluf3 des Aufsichtsrates weitere Befugnisse
und Aufgaben Ubertragen werden.

neuen stellvertretenden Vorsitzenden fir die restliche Amts-
zeit zu benennen.

(2)

Der Vorsitzende, und der stellvertretende Vorsitzende bil-
den das Prasidium als Ausschuss aus dem Aufsichtsrat. Dem
Prasidium obliegt insbesondere die Festsetzung der Anstel-
lungsbedingungen fir den oder die Geschaftsfihrer und der
Abschluss und die Anderung der entsprechenden Vertrége.
Dem Préasidium konnen durch Beschluss des Aufsichtsrates
weitere Befugnisse und Aufgaben Gbertragen werden.

restliche Amtszeit zu benennen.

(2)

Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende bilden das
Prasidium als Ausschuss aus dem Aufsichtsrat. Dem Prasidium
obliegt insbesondere die Festsetzung der Anstellungsbedingun-
gen fir den oder die Geschéftsfihrer und der Abschluss und die
Anderung der entsprechenden Vertrdge. Dem Présidium konnen
durch Beschluss des Aufsichtsrates weitere Befugnisse und Auf-
gaben Ubertragen werden.
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Ziffer 1.

Ziffer Il.

Ziffer IV.

Ziffer VI.

Die Firma der Gesellschaft lautet:

ENERGIERIED GmbH & Co. KG.

Sitz der Gesellschaft ist Lampertheim.

Gegenstand des Unternehmens ist der Transport, Einkauf, Verkauf
von Energie und die Erzeugung von erneuerbaren Energien und
weiterer artverwandte Dienstleistungen, soweit kommunalrechtli-
che Voraussetzungen vorliegen. ENERGIERIED bekennt sich zum
nachhaltigen Klima- und Umweltschutz und den Ausbau des Ge-
schéaftsfeldes ,erneuerbare Energien*.

(2)

Kommanditisten sind

a)

die Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampertheim mbH mit ei-
nem Festkapitalanteil in Hohe vom € 759.650.00 (in Worten: Euro
siebenhundert-neunundfiinfzig-tausendsechshundertfunf-

zig), die der Haftungssumme entspricht

b)

die GGEW AG mit einem Festkapitalanteil in Hohe von € 648.700,00

(in Worten: Euro sechs-hundert-achtundvierzig-tausend-sieben-
hundert), die der Haftungssumme entspricht
und

<)

die Stadt Burstadt mit einem Festkapitalanteil in Hohe von €
471.950,00 (in Worten: Euro vier-hundert-einundsiebzig-tausend-
neunhundertfiinfzig), die der Haftungssumme entspricht.

(3)

Die Festkapitalanteile der Kommanditisten sind als ihre Haftungs-
summen in das Handelsregister einzutragen.

(2)

Die Firma der Gesellschaft lautet:
WASSERRIED GmbH & Co. KG.

Sitz der Gesellschaft ist Lampertheim..

Gegenstand des Unternehmens ist die Wasserversorgung, die
Erbringung von energienahen Dienstleistungen an die Gesell-
schafter sowie weiterer artverwandte Dienstleistungen, soweit
kommunalrechtliche Voraussetzungen vorliegen. WASSER-
RIED bekennt sich zum nachhaltigen Klima- und Umwelt-
schutz.

(2)

Kommanditisten sind

Die Firma der Gesellschaft lautet:
WASSERRIED GmbH & Co. KG.

Sitz der Gesellschaft ist Lampertheim.

Gegenstand des Unternehmens ist die Wasserversorgung,
die Erbringung von energienahen Dienstleistungen an die
Gesellschafter sowie weiterer artverwandte Dienstleistun-
gen, soweit kommunalrechtliche Voraussetzungen vorlie-
gen. WASSERRIED bekennt sich zum nachhaltigen Klima-
und Umweltschutz.

(2)

Kommanditisten sind

a)

Gesellschafter i ilin € il quot: Gesellschafter i ilin € il quot:
ENERGIERIED GmbH (phG) 0,00 0,00% ENERGIERIED GmbH (phG) 0,00 0,00%
Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampertheim mb Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampertheim mb
(Kommanditist) 358.500,00 71,70%) (Kommanditist) 358.500,00 71,70%
Stadt Birstadt (Kommanditist) 141.500,00 28,30%) Stadt Birstadt (Kommanditist) 141.500,00 28,30%
Gesamt 500.000,00 100,00%) Gesamt 500.000,00 100,00%

Die Festkapitalanteile der Kommanditisten sind als ihre Haftungs-
summen in das Handelsregister einzutragen.

(2)

Die Festkapitalanteile der Kommanditisten sind als ihre Haftungs-
summen in das Handelsregister einzutragen.

(2)
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Die Geschéftsfuhrung der Komplementarin erstreckt sich insbeson-  Die Geschaftsfihrung der Komplementarin erstreckt sich ins- Die Geschéftsfuhrung der Komplementarin erstreckt sich

dere auf die Vornahme aller Rechtsgeschéfte und Handlungen, die besondere auf die Vornahme aller Rechtsgeschéfte und Hand-  insbesondere auf die Vornahme aller Rechtsgeschéfte und

der Transport und Verkauf von Gas, Wasser, Strom und weiteren lungen, die die Wasserversorgung, die Erbringung von ener- Handlungen, die die Wasserversorgung, die Erbringung

artverwandten Dienstleistungen mit sich bringt. gienahen Dienstleistungen an die Gesellschafter sowie weite- von energienahen Dienstleistungen an die Gesellschafter
rer artverwandte Dienstleistungen, soweit kommunalrechtli- sowie weiterer artverwandte Dienstleistungen, soweit
che Voraussetzungen gegeben sind, mit sich bringt. kommunalrechtliche Voraussetzungen gegeben sind, mit

sich bringt.
Ziffer XI (2)

Abweichend von Abs. 1 erfolgt die Verteilung des Gewinns im Jahr - -
2006 wie folgt:

a.
Zeit bis zur Uberlassung des Gasnetzes im Hoheitsgebiet der Stadt
Burstadt an die

Gesellschaft:

vom Gewinn der Gesellschaft im 0.g. Zeitraum erhalten die Beteili-
gungsgesellschaft

der Stadt Lampertheim mbH und die GGEW AG einen Gewinn-
vorab, der sich wie

folgt berechnet:

zunachst werden fir die Gesellschaft gesonderte Spartenberech-
nung entsprechend den
Regelungen des § 10 Abs. 3 EnWG mit den Geschéftsbereichen

. Gasnetzbetrieb im Hoheitsgebiet der Stadt Lampert-
heim,

. Gasnetzbetrieb im Hoheitsgebiet der Stadt Birstadt,
. Gasvertrieb im Hoheitsgebiet der Stadt Lampertheim,
. Gasvertrieb im Hoheitsgebiet der Stadt Burstadt und
. Ubrige Geschaftsfelder;

erstellt.

Als sachgerechter Aufteilungsmafstab der Gewinne, die auf die Ge-
schaftsbereiche Gasnetz-betrieb und Gasvertrieb in den jeweiligen
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Hoheitsgebieten entfallen, gelten die im jeweiligen Hoheitsbereich
getatigten Umsatze.

Gewinnvorab ist derjenige Teil des Gewinns, der auf die Geschafts-
bereiche Gasnetzbetrieb im Hoheitsgebiet der Stadt Lampertheim
und Gasvertrieb im Hoheitsgebiet der Stadt

Lampertheim entfallt;

iii.

vom Gewinnvorab erhalt die Beteiligungsgesellschaft der Stadt
Lampertheim mbH einen

Anteil in Hohe von 53,94% und die GGEW AG einen Anteil in Hohe
von 46,06%. Die Stadt Birstadt ist am Gewinnvorab nicht beteiligt.
iv.

der verbleibende Gewinn aus den Ubrigen Geschaftsfeldern wird
entsprechend Abs. 1 verteilt.

b.
Zeit ab Uberlassung des Gasnetzes aus dem Hoheitsgebiet der
Stadt Birstadt an die Gesell-schaft:

Die Gewinnverteilung richtet sich nach Abs. 1.
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Fusion GGEW AG / Energieried GmbH & Co. KG - Stellungnahme gem. § 121 Abs. 6
HGO

Sehr geehrte Frau Klein,

vielen Dank fiir Ihre Anfrage vom 6.12.2022, in der Sie uns Uber die geplante Fusion der
GGEW AG / Energieried GmbH & Co. KG informieren und um eine Stellungnahahme gem.§
121Abs. 6 HGO bitten.

Bislang bestehen wie von Ihnen geschildert bereits Verflechtungen, die auf eine
Verschmelzung abgezielt haben. Die geplante Verschmelzung fihrt aus unserer Sicht zu
mehr Transparenz und hilft, intern Blrokratie zu sparen.

Hinsichtlich des Marktgeschehens bewerten wir die Fusion positiv, da sie nicht nur die
Option schafft, redundante Kosten zu sparen, sondern auch das Marktgebiet zu arrondieren.
Damit verbessert sich nicht nur die Marktposition beim Stromeinkauf und beim Erwerb von
Stromkonzessionen. Vielmehr kéinnen Investitionsvorhaben Potenziale besser ausgeschdpft
werden. Dies ist vor dem Hintergrund der Energiewende angeraten.

Hervorzuheben ist, dass die fusionierte Gesellschaft die regionale Versorgungsstruktur
sichert und mit ihrer Auftragsvergabe an regionale Betriebe das regionale Gewerbe stérkt.

Insofern haben wir keine Bedenken gegen die beabsichtigte Fusion. Negative Auswirkungen
auf den Markt erwarten wir nicht.

Martin Proba

Leiter des Geschaftsbereichs Unternehmen und Standort
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Magistrat der Stadt Bensheim

Frau Birgermeisterin Christine Klein
Postfach 17 65

64807 Bensheim

Fusion GGEW AG | Energieried GmbH Co. KG
Hier: Einholung Stellungnahme geman §121 Abs. 6§ HGO

Sehr geshrte Frau Blrgermeisterin Klein,
sehr geehrte Damen und Herren,

fiir Ihr Schreiben vam 6. Dezember 2022 und die uns eingeraumte Moglichkeit
zur Stellungnahme beziiglich der beabsichtigten Fusion der GGEW AG und der
Energieried GmbH & Co, KG danken wir [hnen. Wie von Ihnen angesprachen,
erfolgte dazu bereits ein Gesprach zwischen Herrn Hoffmann als Vorstand der
GGEW AG sowie Herrn Dr. Wiemers als Geschaftsfuhrer der Handwerkskam-
mer Frankiurt-Rhein-Main. Fiir die vertiefenden Informationan in Threm Schrei-
ben bedanken wir uns. Bezlglich der angedachien Fusion haben wir uns mit der
Kreishandwerkerschaft Bergstrahe sowie der Kreishandwerkarschaft Darm-
stadt-Dieburg abgestimmt und aulfern uns dahingehend gemeinsam.

Mit der Fusion ist eine Vertiefung der bereits bestehenden Zusammenarbait der
beiden kommunalen Energieversorgungsunternehmen beabsichtigt. Dies ge-
schieht insbesondere vor dem Hintergrund der Energie- unc Warmewende und
aus Kosten- und Synergieliberlegungen. Das Tatigkeitsgebiel sall sich wie bis-
her auf die Region, insbesondere die Landkreise Bergstraite und Darmstadt-
Dieburg, fokussieren. Ebenso bleiben die Tatigkeitsfelder der dann fusicnierten
Gesellschaft unveréndert im Bereich der bereits bestehenden Aktivitaten, vor al-
lem im Rahmen von Energieerzeugung, -versorgung und Netzbetrieb sowie
Glasfaserausbau, E-Mobilildt und Immaobilien. Wie weaiter ausgeflhrt wird, sollen
die dafiir anfallenden erforderlichen Arbeiten wie bereils bisher schwerpunkima-
Rig in die Region und an die dort ansdssigen Handwerksbetriebe, Dienstleister
und Baufirmen vergeben werden.

Die Uberlegungen zu einer Fusion der GGEW und der Energieried sind aus un-
serer Sicht nachvoliziehbar. Wir halten sie fir mit den Regelungen und Auflagen
der Hessischen Gemeindeordnung grundsdizlich vereinoar.

Handwerkskammer
Frankfurt-Rhein-Main

Geschaftsbereich
Beratung

15. Dazembar 2022

Iar Zeichen: A-14/sch
Unser Zeichen: GB V-2 / baya
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Insbesondere das Bekenntnis der Vergabe der entstehenden Auftrage in die
Region verstehen wir als Bekenntnis auch zum regionalen Handwerk, das vor
Ort Arbeits- und Ausbildungsplatze zur Verflgung stellt sowie zum Umsatz- und
Gewerbesteueraufkammen beitrdgt. Daher erheben die Handwerkskammer
Frankfurt-Rhein-Main sowie die Kreishandwerkerschafien Bergstralie und
Darmstadi-Dieburg gegen die geplante Fusion der GGEW mit der Energieried

keine Einwande.

it freundlichen Griilken

L~ f") |

Dr. atHLﬂs Wie ‘ Armin Bayer
Gaschaﬂsfuhrer Recht und Beratung Abteilungsleiter Wirtschafts politik
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A. Auftrag und Auftragsdurchfiihrung
l. Auftragsgrundlage

Die Stadt Lampertheim hatte sich um die Jahrtausendwende dazu entschlossen, einen Teil ihrer
kommunalen Aufgaben in privatrechtlichen Organisationsformen (Gesellschaften) wahrzunehmen.
Bei der damaligen Errichtung der verschiedenen Gesellschaften wurden insbesondere steuerliche,
aber auch vergaberechtliche und kommunalverfassungsrechtliche Gesichtspunkte in Erwagung ge-
zogen.

Das aktuelle Beteiligungsportfolio stellt sich folgendermaf3en dar:

Magistrat der Stadt Lampertheim ~_ /fo,h

l))a
T Ny,
sy

Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampertheim GmbH |Komplementar | Stadtentwicklungs KG
100 %

GGEW AG
4,08 %

ENERGIERIED GmbH & Co. KG
40,4 %

ENERGIERIED Verwaltungs-GmbH
40,4 %

Biedensand-Bader Lampertheim GmbH
100 %

Verkehr- und Tourismus Lampertheim
Verwaltungs-GmbH
100 %
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Zudem ist die BGL Komplementarin der Stadtentwicklung Lampertheim GmbH & Co. KG, mit der
Stadt Lampertheim als Kommanditistin.

U.a. ist durch vielfaltige gesetzliche Anderungen in den letzten Jahren nicht auszuschlieRen, dass
die seinerzeit tragenden Erwagungen nunmehr anders zu bewerten sein kénnten. Dazu soll eine
Uberprufung der privatrechtlich organisierten Tatigkeiten der Stadt Lampertheim durchgefiihrt wer-
den.

Am 21. Dezember 2021 hat uns der Geschaftsflhrer der Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampert-
heim, Herr Peter Liepolt, beauftragt, diese gutachterliche Stellungnahme zu erstellen.

II.  Aufgabenstellung

Die gutachterliche Stellungnahme zur Uberpriifung der Gesellschaftsstrukturen der Beteiligungen
der Stadt Lampertheim aus kommunaler und steuerrechtlicher Sicht sollen unter Beriicksichtigung
von vergabe- und beihilfenrechtlichen Aspekten verschiedene Leitfragen, die uns von der Stadt Lam-
pertheim gestellt wurden, beantworten und daraus klare Handlungsempfehlungen ableiten:

Im Rahmen einer gemeinsamen Videokonferenz vom 07. Februar 2022 wurde der Untersuchungs-
gegenstand vor dem Hintergrund einer beabsichtigten Fusion der Energieried GmbH & Co. KG um
damit zusammenhangende Untersuchungsgegenstande erweitert (E-Mail von Herrn Liepolt vom
7. Februar 2022).

Zwischenzeitlich wurde das bisherige Fusionskonzept gemeinsam durch die Unternehmen GGEW
AG und ENERGIERIED GmbH & Co. KG sowie deren Wirtschaftspriifern Becker Bittner Held und
Goken/Pollak/Partner (GPP) unter der Anleitung von Herrn Schwinkendorf (Partner bei Oliver
Wyman) umfangreich gedndert und eine neue Struktur vorgeschlagen.

Mit Schreiben der BGL vom 25.11.2022 wurde die Organisationsuntersuchung erneut erweitert um
die Beurteilung der vorgeschlagenen Fusion der ENERGIERIED GmbH & Co. KG im Wege der sog.
»Zellteilung” der ENERGIERIED GmbH & Co. KG. Dabei handelt es sich um eine Ausgliederung der
Anteile der BGL und der Stadt Burstadt an der ENERGIERIED GmbH & Co. KG sowie der Aktien der
BGL an der GGEW in die neu zu griindende ,Wasserried GmbH & Co. KG" sowie um die VeraulRe-
rung der Wasserversorgungsanlagen der ENERGIERIED GmbH & Co. KG an die Wasserried GmbH
& Co. KG. Die damit zusammenhéangenden Fragestellungen fiir die BGL und die Stadt Lampertheim
werden in dem Gliederungspunkt F. Il ,Zellteilung” der ENERGIERIED GmbH & Co. KG dargestellt.

Die Priifung der Auswirkungen der Anderung des § 2b UStG auf die Leistungen des ,Konzerns Stadt*
sind ausdrticklich nicht Gegenstand der vorliegenden Strukturuntersuchung.
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lll.  Verwendete Unterlagen

Fur die Erstellung des Gutachtens standen uns folgende Unterlagen zur Verfligung:

- Funktionslandkarte der stadtischen Beteiligungen

- Grundsatze zur Unternehmensfiihrung von 6ffentlichen Beteiligungen der Stadt Lampertheim
(GUBL) - undatiert

- Gesellschaftsvertrag Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampertheim (10.01.2013)

- Geschiftsordnung des Aufsichtsrats (undatiert)

- Gesellschaftsvertrag der Biedensand Bader GmbH (02.03.2010)

- Geschiftsordnung des Aufsichtsrats (undatiert)

- Gesellschaftsvertrag der Stadtentwicklung Lampertheim GmbH & Co. KG (02.03.2010)

- Gesellschaftsvertrag der Verkehr & Tourismus Lampertheim Verwaltungsgesellschaft mbH
(21.09.2012)

- Geschéftsordnung des Aufsichtsrats (undatiert)

- Gesellschaftsvertrag der ENERGIERIED Verwaltungs-GmbH (29.06.2006)

- Gesellschaftsvertrag der ENERGIERIED GmbH & Co. KG (05.07.2010)

- Aufwandsentschadigung fur die Aufsichtsrate (Information per E-Mail v. 08.02.2022)

- Gewinnabfiihrungsvertrag zwischen der BGL und der Biedensand Bader GmbH v. 08.11.2010

- Gewinnabfiihrungsvertrag zwischen der BGL und der VTL v. 22.03.2011

- Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft zu der steuerlichen Zusammenfassung von
BGL und BBL v. 03.03.2011

- Ablehnung der verbindlichen Auskunft durch das Finanzamt Darmstadt v. 08.11.2011

- Bescheide BGL fiir 2020 v. 16.12.2021 (steuerliche Organschaft und Verlustvortrag)

- Prasentation ,Gemeinsam stark fur die Region! Zukunft GGEW AG & Energieried, Vorstellung
Unternehmens-/Fusionskonzept v. 14.10.2022

- Zugang zu dem Datenraum von Becker Bittner Held zur Umstrukturierung, Nov. 2022

Samtliche erforderlichen Auskiinfte erteilte uns in dem angeforderten Umfang: Herr Liepolt. Im Zu-
sammenhang mit dem Fusionskonzept erlauterte uns die Kanzlei Becker Bittner Held im Rahmen
eines Expert Calls das von den beteiligten Unternehmen und ihren Beratern entwickelte Modell.

Wir fuhrten die Arbeiten im Wesentlichen im Februar 2022 sowie im November 2022 in unseren
Geschaftsraumen in Dreieich-Sprendlingen durch.

Mal3gebend fiur die Durchfiihrung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit fir alle unsere Arbei-
ten sind — auch im Verhaltnis zu Dritten — die Allgemeinen Auftragsbedingungen fir Wirtschaftsprifer
und Wirtschaftsprifungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017, die wir als Anlage die-
sem Bericht beifligen.
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Unsere gutachterliche Stellungnahme, mit der wir (iber das Ergebnis unserer auftragsgeman durch-
geflihrten Arbeiten berichten, ist nur mit unserer Zustimmung zur Weitergabe an Dritte bestimmt.
Soweit sie mit unserer Zustimmung an andere interessierte Parteien (Dritte) weitergegeben bzw.
diesen zur Kenntnis vorgelegt wird, verpflichtet sich der Auftraggeber, mit dem(n) betreffenden Drit-
ten schriftlich zu vereinbaren, dass die vereinbarten Haftungsregelungen (siehe oben) auch fiir még-
liche Anspriiche des(r) Dritten uns gegentiber gelten sollen. Uns soll eine Kopie dieser Vereinbarung
unverzlglich fir unsere Unterlagen von unserem Auftraggeber tibersandt werden. Weiter verpflichtet
sich der Auftraggeber, uns von allen méglicherweise Uber die zwischen ihm und uns vereinbarte
Haftungshdchstsumme hinausgehenden Anspriichen Dritter, die mit unserer Zustimmung von unse-
rer Stellungnahme Kenntnis erhalten haben, bzw. allen Ansprtchen Dritter, die ohne unsere Zustim-
mung von unserer Stellungnahme Kenntnis erhalten haben, freizuhalten. Dritte im Sinne dieses Ab-
satzes sind nicht die Mitglieder des Magistrats und der Stadtverordnetenversammlung sowie die Or-
gane der Gesellschaften der Stadt Lampertheim. Jedoch gelten die 0. g. Beschréankungen auch hin-
sichtlich einer Weitergabe der Stellungnahme durch diesen Personenkreis.

Soweit andere als der Auftraggeber sich uns gegeniber auf die in dieser Stellungnahme getroffenen
Feststellungen berufen wollen, weil sie ganz oder teilweise mit oder ohne unsere Zustimmung von
diesem Bericht Kenntnis bekommen haben, anerkennen sie die zwischen uns und dem Auftraggeber
vereinbarte Haftungsbegrenzung fir samtliche Anspriiche aller méglichen Anspruchsberechtigten
und im Ubrigen auch die sonstigen Regelungen der unserer Auftragsbestatigung beigefuigten Allge-
meinen Auftragsbedingungen auch fir alle ihnen uns gegeniiber méglicherweise aus dieser Kennt-
nisnahme entstehenden Anspriiche.
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B. Bestandsaufnahme des Beteiligungsportfolios der Stadt Lampertheim

l. Unmittelbare Beteiligungen

1. Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampertheim GmbH (BGL)

Die Stadt Lampertheim ist zu 100 % an der Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampertheim mbH
(BGL) mit einer Stammeinlage i.H.v. EUR 200.000,- beteiligt. Die BGL ist eine Management-/Beteili-
gungsholding, die tber ihre Beteiligungen Dienstleistungen im Bereich der Daseinsvorsorge fur die
Birgerinnen und Burger der Stadt Lampertheim erbringt. Sie wurde am 15. Juli 2002 gegriindet.

Die BGL ist derzeit wie folgt an den nachstehenden Gesellschaften beteiligt:

Biedensand-Bader Lampertheim GmbH 100,00 %
Verkehr u. Tourismus Lampertheim Verwaltung GmbH 100,00 %
ENERGIERIED Verwaltungs GmbH 40,4 %
ENERGIERIED GmbH & Co. KG 40,4 %
GGEW AG 4,08 %

Nach der Ziff. V der Satzung der BGL in der Fassung vom 10.01.2013 sind die Organe der BGL die
Geschaftsfuhrung, der Aufsichtsrat und die Gesellschafterversammlung.

Fur die Geschéftsfuhrung regelt Ziff. VI der Satzung, dass ein oder mehrere Geschéaftsfihrer durch
die Gesellschafterversammlung bestellt, angestellt und abberufen werden.

Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat mit 7 Mitgliedern. Der Birgermeister der Stadt Lampertheim
ist Vorsitzender kraft Amtes. Die weiteren 6 Mitglieder der Stadtverordnetenversammliung oder des
Magistrats werden durch den Magistrat der Stadt Lampertheim in den Aufsichtsrat entsandt. Dem
Aufsichtsrat wurden in Ziff. X der Satzung weitreichende Uberwachungs- und Zustimmungsrechte
eingeraumt. Ehrenamtlich tatige Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten nach § 12 der Geschaftsord-
nung des Aufsichtsrats eine Aufwandsentschadigung (Sitzungsgeld und Fahrtkostenerstattung).

In der Gesellschafterversammlung wird die Stadt nach Ziff. XI der Satzung von elf Personen vertreten
(Burgermeister und zehn entsandte Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung oder des Magist-
rats).
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2. Stadtentwicklung Lampertheim GmbH & Co. KG (SEL)

Die Stadt Lampertheim ist zu 100 % als Kommanditistin an der Stadtentwicklung Lampertheim GmbH
& Co. KG (SEL) beteiligt. Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb und VeraufRerung von
Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rechten, die Projektierung, Entwicklung und ErschlieRung
von Wohn- und Gewerbegebieten sowie die Vermarktung von Bauflachen, Wohn- und Gewerbege-
bieten. Die Gesellschaft wurde am 01.05.2003 errichtet.

Nach Ziff. VI des Gesellschaftsvertrags in der Fassung vom 02.03.2010 hat die Stadt Lampertheim
einen Kommanditanteil i.H.v. EUR 50.000 tbernommen. Die BGL ist die personlich haftende Gesell-
schafterin (Komplementarin) ohne Kapitalanteil.

Die BGL als Komplementérin ist zur alleinigen Geschaftsfiihrung und Vertretung der KG berechtigt
und verpflichtet. Sie erhalt nach Ziff. VII Abs. 2 eine Vergutung in Héhe von 5 % ihres eingezahlten
Stammkapitals, das zu Beginn des Geschéftsjahres in ihrer Bilanz ausgewiesen ist. Nach den uns
gegebenen Informationen erhalt die BGL EUR 11.000,- p.a. fiir die Ubernahme der Geschaftsfiih-

rung.

Die BGL hat nach Ziff. VIII Abs.4 kein Stimmrecht in Gesellschafterversammlungen. Die Stadt Lam-
pertheim als Kommanditistin wird nach Ziff. IX in der Gesellschafterversammlung von dem Birger-
meister und den dbrigen, vom Magistrat entsandten Vertretern in der Gesellschafterversammlung
der BGL vertreten.

Die Stadtentwicklung Lampertheim GmbH & Co. KG hat nach Ziff. XVI einen Aufsichtsrat, der aus 7
Mitgliedern besteht. Der Vorsitzende ist der Blrgermeister, weitere sechs Mitglieder werden von der
Stadtverordnetenversammlung nach einem Wabhl- oder Benennungsverfahren vorgeschlagen. Ziff.
XIX des Gesellschaftsvertrags enthélt sowohl Félle, in denen der Aufsichtsrat beschlief3t (Prufung
Jahresabschluss, Vorschlag fir die Gewinnverwendung, Vorschlag an die Gesellschafterversamm-
lung zur Feststellung des Jahresabschlusses, Kreditgewahrung an die Geschéftsfihrer) als auch
Féalle, in denen die Geschéftsfihrung der Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf.

Ehrenamtlich téatige Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten nach 8§ 12 der Geschéaftsordnung des Auf-
sichtsrats eine Aufwandsentschédigung. Die Aufwandsentschédigung setzt sich zusammen aus ei-
ner monatlichen Aufwandspauschale i.H.v. EUR 36, einem Sitzungsgeld und einer Fahrtkostener-
stattung.
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Il. Mittelbare Beteiligungen

1. Biedensand Bader GmbH (BBL)

Die BGL ist zu 100 % an der Biedensand Bader GmbH (BBL) mit einem Stammbkapital in Héhe von
EUR 1.025.000,00 beteiligt. Gegenstand des Unternehmens ist die Verwaltung von Frei- und Hallen-
badern. Die Biedensand Bader GmbH wurde am 10.05.2003 gegriindet.

Nach der Ziff. V der Satzung der BGL in der Fassung vom 02.03.2010 sind die Organe der BGL die
Geschaftsfuhrung, der Aufsichtsrat und die Gesellschafterversammlung.

Fur die Geschéftsfihrung regelt Ziff. VI der Satzung, dass ein oder mehrere Geschéaftsfihrer durch
die Gesellschafterversammlung bestellt, angestellt und abberufen werden.

Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat mit 7 Mitgliedern. Der Birgermeister der Stadt Lampertheim
ist Vorsitzender kraft Amtes. Die weiteren 6 Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung oder des
Magistrats werden durch den Magistrat der Stadt Lampertheim entsandt. Dem Aufsichtsrat wurden
in Ziff. X der Satzung weitreichende Uberwachungs- und Zustimmungsrechte eingeraumt. Ehrenamt-
lich tatige Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten nach 8 12 der Geschéaftsordnung des Aufsichtsrats
eine Aufwandsentschadigung (Sitzungsgeld und Fahrtkostenerstattung).

In der Gesellschafterversammlung fasst nach Ziff. XI der Satzung der Vertreter der BGL die Be-
schliisse nach MalRgabe der Weisungen der Gesellschafterversammlung der BGL.

2. Verkehr und Tourismus Lampertheim Verwaltungsgesellschaft mbH (VTL)

Die BGL ist zu 100 % an der Verkehr und Tourismus Lampertheim Verwaltungsgesellschaft mbH
(VTL) mit einem Stammkapital von € 25.000,00 beteiligt. Die Verkehr und Tourismus Lampertheim
Verwaltungsgesellschaft mbH wurde am 29.11.2002 gegrindet.

Nach der Ziff. V der Satzung der VTL in der Fassung vom 21.09.2012 sind die Organe der Verkehr
und Tourismus Lampertheim Verwaltungsgesellschaft mbH die Geschéftsfiihrung, der Aufsichtsrat
und die Gesellschafterversammlung.

Der Aufsichtsrat besteht aus 7 Mitgliedern. Vorsitzender ist der Blrgermeister der Stadt Lampert-
heim. Sechs Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung oder des Magistrats werden von dem Ma-
gistrat der Stadt Lampertheim entsandt.
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Nach ziff. XI. der Satzung fasst der Vertreter der BGL die Beschliisse nach Maf3gabe der Weisungen
der Gesellschafterversammlung der BGL.

3. ENERGIERIED Verwaltungs GmbH

Die Energie Verwaltungs GmbH ist eine Gesellschaft, an deren Stammkapital von € 25.000,00 die
BGL mit 40,4 %, die GGEW mit 34,5 % und die Stadt Blrstadt mit 25,1 % beteiligt sind. Gesell-
schaftszweck der Gesellschaft ist die Ubernahme der Geschéftsfiihrung als personlich haftende Ge-
sellschafterin der ENERGIERIED GmbH & Co. KG. Die Gesellschaft wurde am 29.06.2006 gegriin-
det.

In der Gesellschafterversammlung wird die BGL durch den Geschéftsfihrer vertreten.

4. ENERGIERIED GmbH & Co. KG

Die Energieried GmbH & Co. KG (ENERGIERIED) ist eine gemeinsame Gesellschaft der BGL, der
Stadt Birstadt und der Gruppen-Gas- und Elektrizitatswerk BergstraRe AG (GGEW). Sie ist 2006
durch den Zusammenschluss der Stadtwerke Lampertheim GmbH & Co. KG und dem Eigenbetrieb
~Stadtwerke" der Stadt Blrstadt entstanden. Gegenstand des Unternehmens ist insbesondere die
Energie- und Wasserversorgung in Versorgungsgebieten von Lampertheim und Biirstadt. Die Ener-
gieried ist Netzbetreiberin fir Gas und Wasser in Lampertheim und Blrstadt sowie vertrieblich in
Wasser, Strom und Gas aktiv. Die Gesellschaft betreibt keine eigenen Stromnetze.

An dem Kommanditkapital von insgesamt EUR 1.880.300,00 ist die BGL mit 40,4 % beteiligt, die
Stadt Birstadt mit 25,1 % und die GGEW AG mit 34,5 %. Personlich haftende Gesellschafterin ist
die Energieried Verwaltungs GmbH.

In der Gesellschafterversammlung der Kommanditgesellschaft vertritt der Geschaftsfiihrer der BGL
diese als Gesellschafterin. Damit die Stadt tber ihren Magistrat die kommunalrechtlich gebotene
Einflussnahme auf die Entscheidungen in der Gesellschafterversammlung der Kommanditgesell-
schaft geltend machen kann, missen die Angelegenheiten der Gesellschafterversammlung dieser
Kommanditgesellschaft in der Gesellschafterversammlung der BGL zuvor behandelt werden, damit
der Geschaftsfihrer der BGL eine Weisung der Gesellschafterversammlung der BGL erhalt und eine
Entscheidung des Magistrats der Stadt Lampertheim in der Gesellschafterversammlung der Kom-
manditgesellschaft vertritt (vgl. S. 7, VII Abs. 1 ).
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5. GGEW AG

Die BGL ist mit 4,08 % an der GGEW AG (Gruppen-Gas- und Elektrizitdtswerk BergstralRe AG) be-
teiligt. Die GGEW unterhalt eigene Strom-, Gas- und Wasseranlagen und -netzwerke in Stidhessen.
Die GGEW betreibt dariiber hinaus das Bensheimer Hallen- und Freibad und den Bensheimer Ba-
desee.

lll.  Steuerliche Rahmenbedingungen

Die BGL hat mit der Biedensand Bader GmbH am 08.11.2010 und mit der VTL am 22.03.2011 einen
Gewinnabfiihrungsvertrag geschlossen. Dies diente dazu, eine steuerliche Organschaft zwischen
der BGL und ihren beiden Tochtergesellschaften zu begriinden. Die Verluste der Tochtergesellschaf-
ten werden erst auf Ebene der BGL versteuert. Die BGL erzielt Ertrage aus der ENERGIERIED sowie
Dividendeneinkommen aus der GGEW AG. Die Verrechnung mit den Verlusten aus der BBL und
VTL fihrt zu einer Minderung der Kérperschaftsteuerbelastung der BGL. In der Vergangenheit wurde
eine Minderung der Kérperschaftsteuer i.H.v. rd. EUR 112.000 p.a. erreicht.

Im Hinblick auf die steuerliche Verlustverrechnung mit der BBL wurde am 03.03.2011 bei dem Fi-
nanzamt Darmstadt ein Antrag auf verbindliche Auskunft gestellt, der mit Schreiben vom 26.05.2011
abgelehnt wurde. Damit konnte keine Rechtssicherheit fir die steuerliche Verlustverrechnung er-
reicht werden.

Der BGL als Organtragerin wurden It. Steuerbescheid flr 2020 im Rahmen der steuerlichen Organ-
schaft folgende Ergebnisse der Organgesellschaften zugerechnet:

VTL: EUR - 392.714
BBL: EUR - 907.810

Die Einkinfte aus der ENERGIERIED betrugen EUR 496.957. Der steuerliche Verlustvortrag der
BGL zum 31.12.2020 betragt EUR 1.504.923.
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IV. Neuausrichtung der ENERGIERIED - Verschmelzung mit der GGEW AG

Aufgrund der Entwicklungen im Energiemarkt wurde zur Starkung der Wettbewerbsfahigkeit eine
Neuausrichtung der ENERGIERIED im Wege einer Verschmelzung mit der GGEW AG erwogen.

1. Vollfusion

Zunachst wurde eine Vollverschmelzung der der ENERGIERIED und der GGEW als Gestaltungs-
maoglichkeit in Betracht gezogen.

Es stellt sich die Frage, welche Auswirkungen eine mdgliche Verschmelzung auf die Beteiligungs-
struktur der Stadt Lampertheim hat. Zu prifen ist, ob eine Fortsetzung des Status Quo unter den
geanderten Rahmenbedingungen eine sinnvolle Handlungsoption ist oder ob im Zusammenhang mit
der Verschmelzung ggf. die Beteiligungsstruktur verschlankt bzw. neu geordnet werden kdnnte.

Aus steuerlicher Sicht war bisher die Verrechnung der Ertrage der ENERGIERIED mit den Verlusten
der BBL und VTL ein maRgebendes Element fir die Beibehaltung der Beteiligungsstruktur. Infolge
einer Verschmelzung der ENERGIERIED fiele bei der BGL der Ertrag aus dieser Beteiligung weg.
Die bisher wahrgenommene Mdglichkeit der Verrechnung der Ertrage auf Ebene der BGL mit den
Verlusten der BBL und der VTL wiirde im Rahmen eines steuerlichen Querverbunds i.S.d. § 4 KStG
damit entfallen. An die Stelle der Ertrage aus der Beteiligung an der ENERGIERIED treten Dividen-
deneinnahmen aus der von derzeit 4,08 % auf 10,22 % erhéhten Beteiligung an der GGEW.

Die Dividendenzahlung (Ausschittung) der GGEW an die BGL betrug in den letzten Jahren regel-
mafRig EUR 3 Mio. (Beteiligung der BGL an der GGEW i.H.v. 4,08 %). Nach erfolgreicher Fusion
sollen die Dividendenzahlungen im ersten Jahr EUR 3,8 Mio. betragen mit Steigerungen uber die
nachsten 5 Jahre auf EUR 4,4 Mio. (EUR 4,8 Mio. bei Erlangung der Stromkonzessionen Biirstadt
und Lampertheim).
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2. Teilfusion

Zwischenzeitlich wurde ein neues Konzept fir eine Neuausrichtung der Energieried (Teilfusion) ent-
wickelt, das erganzend als Prifungsgegenstand in den Leitfragen beurteilt werden soll. Dabei sollen
die Anteile der BGL und der Stadt Birstadt an der ENERGIERIED GmbH & Co. KG sowie die Betei-
ligung der BGL an der GGEW in die neu zu griindende ,Wasserried GmbH & Co. KG" ausgegliedert
und die Wasserversorgungsanlagen der ENERGIERIED GmbH & Co. KG an die Wasserried GmbH
& Co. KG verauRRert werden. Im Anschluss erfolgt eine Fusion der ENERGIERIED mit der GGEW
(GGEW NewCo) im Wege der Anwachsung. Die Wasserried soll mit 15,27 % an der GGEW NewCo
beteiligt sein.

Dieses Konzept verandert das urspriingliche Verschmelzungskonzept erheblich. Die H6he der (mit-
telbaren) Beteiligung der Stadt Lampertheim an der GGEW wirde bei diesem Konzept 10,95 % be-
tragen.

Aus steuerlicher Sicht stellen sich auch bei diesem Konzept Fragen nach der Mdglichkeit der Ver-
lustverrechnung im Wege des steuerlichen Querverbunds sowie nach gewerbesteuerlichen Auswir-
kungen.

Die mit beiden Gestaltungskonzepten zusammenhangenden Fragestellungen fiir die BGL und die
Stadt Lampertheim werden in dem Gliederungspunkt F. Il und Il dargestellt.
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C. Kommunalrechtliche Rahmenbedingungen

l. § 121 HGO

1. Voraussetzungen fur die wirtschaftliche Betatigung

§ 121 HGO regelt die wirtschaftliche Betatigung von Gemeinden. Die kommunale wirtschaftliche Be-
tatigung ist darauf ausgerichtet, an dem vom Wettbewerb beherrschten Wirtschaftsleben teilzuneh-
men. Der Gesetzgeber hat die Gemeinden in § 121 HGO bei ihren wirtschaftlichen Unternehmungen
nicht auf eine bestimmte Rechtsform festgelegt.

Eine wirtschaftliche Betatigung der Gemeinde steht unter dem Vorbehalt der sog. Schrankentrias
des § 121 Abs. 1 S. 1 HGO. Danach darf sich eine Gemeinde wirtschaftlich betatigen, wenn

(1) der offentliche Zweck die Betéatigung rechtfertigt,

(2) die Betatigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhéltnis zur Leistungsfahigkeit
der Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht und

(3) der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfiillt wird oder
erfullt werden kann.

Wirtschaftliche Tatigkeiten, die bereits vor dem 1.4.2004 ausgelbt wurden, unterfallen
gem. § 121 Abs. 1 S. 2 HGO nicht dem Anwendungsbereich des Abs. 1 S. 1 Nr. 3. Aus der Norm
folgt ein Bestandsschutz zugunsten der angesprochenen Wirtschaftsbetéatigungen. Die Norm soll ei-
ner Stagnation und damit einhergehenden Existenzbedrohung der bestandsgeschitzten kommuna-
len Unternehmen entgegenwirken (LT-Drs. 16/2463, 60). Der Schutz des Abs. 1 S. 2 kann auch dann
erhalten bleiben, wenn eine wirtschaftliche Betatigung ausgeweitet oder wenn sie Anpassungen un-
terzogen wird.

2. Prafung der wirtschaftlichen Betéatigungen
Gemal § 121 Abs. 7 HGO haben die Gemeinden mindestens einmal in jeder Wahlzeit zu prifen,

inwieweit ihre wirtschaftliche Betatigung noch die Voraussetzungen des Abs. 1 erfiillt und inwieweit
die Tatigkeiten privaten Dritten Ubertragen werden kénnen.
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Dass die Uberprifung sich auf bereits ausgeiibte wirtschaftliche Betatigungen von Gemeinden be-
zieht, fihrt nicht zu einer Verletzung des insoweit eingreifenden Bestandsschutzes. Dies folgt daraus,
dass die Gemeinden Uber moégliche Konsequenzen der Priifung selbststandig und in eigener Verant-
wortung befinden sollen. § 121 Abs. 7 HGO soll die Gemeinde zu einer kritischen Selbstkontrolle
veranlassen. Es geht nicht darum, private Wettbewerber zu schiitzen. Aus diesem Grund sind der
Vorschrift auch keine subjektiven Rechte zugunsten Dritter zu entnehmen. Wie die Gemeinde auf
das Ergebnis der Prifung reagiert, steht in inrem Ermessen. Aus dem Prifungsergebnis folgen fiir
die Gemeinde keine konkreten Handlungspflichten.

Bislang nicht abschlieRend geklart ist, ob die Prufpflicht des § 121 Abs. 7 HGO auch fiir sog. Altfalle
des § 121 Abs. 1 S. 2 HGO gilt, also fir wirtschaftliche Betatigungen, die bereits vor dem 1.4.2004
ausgeilibt worden sind (BeckOK KommunalR Hessen/Ogorek HGO § 121 Rn. 80).

. §122 HGO

1. Unmittelbare Beteiligungen

8§ 122 HGO spiegelt das Prinzip der Formenwabhlfreiheit der Gemeinden im Bereich der
(Leistungs-)Verwaltung wider, das Ausfluss des in Art. 28 Abs. 2 S. 1
GG, Art. 137 Abs. 3 HessVerf garantierten kommunalen Selbstverwaltungsrechts ist. Aufgrund ihrer
Organisationshoheit muss es der Gemeinde grundsatzlich freistehen, ob sie diese Leistungen in 6f-
fentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Rechtsform erfillt. Die Vorteile einer privatrechtlichen Or-
ganisationsform liegen dabei insbesondere in der im Vergleich zum 6ffentlichen Recht héheren Fle-
xibilitat des Privatrechts, der Haftungsbegrenzung sowie einer Abkoppelung von besoldungs-, orga-
nisations- und haushaltsrechtlichen Vorgaben, aber auch in der erleichterten Einbindung anderer
oOffentlicher oder privater Kapitalgeber.

8§ 122 HGO bezweckt in erster Linie den Schutz der Gemeinden vor einer wirtschaftlichen Betétigung,
die Uber die kommunale Finanzkraft hinausgeht. Die Gemeinden sollen vor wirtschaftlichen Risiken
bewahrt werden, die ihre finanzielle Stabilitdt gefahrden und damit auch die Erfullung der den Ge-
meinden obliegenden Aufgaben in Frage stellen.
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GemaR § 122 HGO darf eine Gemeinde darf eine Gesellschaft, die auf den Betrieb eines wirtschaft-
lichen Unternehmens gerichtet ist, nur griinden oder sich daran beteiligen, wenn

(1) die Voraussetzungen des § 121 Abs. 1 vorliegen,

(2) die Haftung und die Einzahlungsverpflichtung der Gemeinde auf einen ihrer Leistungsfahigkeit
angemessenen Betrag begrenzt ist,

(3) die Gemeinde einen angemessenen Einfluss, insbesondere im Aufsichtsrat oder in einem ent-
sprechenden Uberwachungsorgan, erhalt,

(4) gewabhrleistet ist, dass der Jahresabschluss und der Lagebericht, soweit nicht weitergehende
gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, entspre-
chend den fir groRe Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Han-
delsgesetzbuches aufgestellt und geprft werden.

Nach § 122 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 HGO hat die Gemeinde sich in der Eigen- oder Beteiligungsgesellschaft
einen angemessenen Einfluss zu sichern, um so eine Rickkoppelung an die demokratisch legiti-
mierte Gemeindevertretung zu sichern. Zugleich gewahrleistet das Erfordernis eines angemessenen
Einflusses die Verwirklichung des offentlichen Zwecks. Ein angemessener Einfluss setzt nicht nur
die Einraumung eines der Hohe des Anteilseigentums entsprechenden Mitspracherechts auf der
operativen Ebene voraus, sondern auch und insbesondere die effektive Mitwirkung der Gemeinde in
Uberwachungs- und Kontrollorganen, wie z.B. einem Aufsichtsrat oder einem Beirat. Im Falle der
GmbH ist die Bildung eines Aufsichtsrates neben den Organen Geschaftsfilhrung und Gesellschaf-
terversammlung zwar im Regelfall nicht gesetzlich zwingend, aber fakultativ — durch entsprechende
Festlegung im Gesellschaftsvertrag (vgl. 8§ 52 Abs. 1 GmbHG) — zulassig und wegen § 122 Abs. 1 S.
1 Nr. 3 HGO grundsatzlich auch geboten.

Gemal § 122 Abs. 4 HGO hat eine gemeindliche Gesellschaftsbeteiligung von mehr als 50 % zur
Folge, dass die Gesellschaft in sinngemalfier Anwendung der fir die Eigenbetriebe geltenden Vor-
schriften fir jedes Wirtschaftsjahr einen Wirtschaftsplan aufstellen muss und ihre Wirtschaftsfiihrung
auf einer der Gemeinde vorzulegenden fiinfijahrigen Finanzplanung zu basieren hat. Dies gilt aus-
schlie3lich fir unmittelbare Mehrheitsbeteiligungen der Gemeinde.

2. Mittelbare Beteiligungen
Gemal § 122 Abs. 5 HGO gelten die vorstehenden Anforderungen (mit Ausnahme des § 122 Abs.

4 HGO) bei mittelbaren Beteiligungen (d.h. in Bezug auf Tochter- und Enkelgesellschaften) entspre-
chend, wenn die Gemeinde insgesamt mehr als 50 % mittelbar beteiligt ist.
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lll.  Willensbildung und Beschlussfassung bei kommunalen Beteiligungen

Die Gesellschaftsvertrage der BGL und der lbrigen Gesellschaften, an denen die BGL beteiligt ist,
erfillen die Notwendigkeit, dem Magistrat der Stadt Lampertheim den kommunalrechtlich gebotenen
Einfluss auf die Beschlisse in den Organen — insbesondere in den Gesellschafterversammlungen —
zu sichern. Allerdings ist haufig eine Vertretung der Stadt und der BGL in den Gesellschafterver-
sammlungen durch mehrere stimmberechtigte Personen (die zum Teil als ,Mitglieder” oder ,,Gesell-
schafter* bezeichnet werden) vorgesehen. Dies flhrt zu einem hohen administrativen Aufwand. Zu
prifen ist daher, ob die Besetzung der Gesellschafterversammlung, wie sie die Gesellschaftsvertrage
vorsehen, nach Kommunalrecht zwingend ist.

Fur Kommunen, die als Gesellschafter an einer GmbH beteiligt sind, tbt in der Gesellschafterver-
sammlung einer GmbH der gesetzliche Vertreter kraft Amtes die Gesellschafterrechte (88 45, 48
GmbHG) aus. Die Vertretungsregelung fur die Gemeinde als 6ffentlicher Anteilseignerin ergibt sich
aus dem Kommunalrecht.

1. Gesellschafterversammlung

Nach § 125 Abs. 1 S. 1 HGO vertritt der Gemeindevorstand die Gemeinde in Gesellschaften, die der
Gemeinde gehoren (Eigengesellschaften) oder an denen die Gemeinde beteiligt ist. Der Birgermeis-
ter vertritt den Gemeindevorstand kraft Amtes. Er kann sich durch ein von ihm zu bestimmendes
Mitglied des Gemeindevorstands vertreten lassen. Nach § 125 Abs. 1 S. 3 HGO kann der Gemein-
devorstand weitere Vertreter bestellen.

Alle Vertreter des Gemeindevorstands sind an die Weisungen des Gemeindevorstands gebunden,
soweit nicht Vorschriften des Gesellschaftsrechts dem entgegenstehen, § 125 Abs. 1 S. 4 HGO. Das
Weisungsrecht besteht nur, wenn die Gemeinde unmittelbar an der betreffenden Gesellschaft betei-
ligt ist. Wenn eine Eigen- oder Beteiligungsgesellschaft an Tochter- und ggf. Enkelgesellschaften
beteiligt ist, hat die Gemeinde (rechtlich gesehen) in diesen Tochter- und Enkelgesellschaften keine
eigenen (weisungsgebundenen) Vertreter.

8§ 125 Abs. 1 HGO gibt dem Magistrat Gestaltungsmdéglichkeiten hinsichtlich der Vertretung in der
Gesellschafterversammlung, die aber nichts daran andern, dass in der Gesellschafterversammiung,
in der nur eine Rechtsperson — namlich die Stadt Lampertheim - anwesend ist (selbst wenn diese
Rechtsperson durch mehrere natlirliche Personen vertreten wird), nur einstimmige Entscheidungen
und keine Mehrheitsentscheidungen moglich sind.
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Der Stimmrechtsausiibung in einer Gesellschafterversammlung regelmafig vorgelagert ist die in-
terne Willensbhildung bei dem offentlichen Anteilseigner. Bei der kommunalen Gesellschafterin Stadt
Lampertheim erfolgt die Willensbildung hinsichtlich der Frage, welche Haltung der stadtische Vertre-
ter in der Gesellschafterversammlung einnehmen soll, durch den Magistrat. Die Willensbildung des
Magistrats erfolgt als Beschluss nach den Regeln iber die Mehrheitswahl. Entsprechend dieser Be-
schliisse (Weisungen) muss der Vertreter der Gemeinde verfahren. Dies ist unproblematisch, wenn
die Gemeinde in der Gesellschafterversammlung allein durch den Biirgermeister vertreten wird.

Sind aber — wie beispielsweise bei der BGL GmbH - weitere Vertreter der Gemeinde in die Gesell-
schafterversammlung entsandt, stellt sich die Frage, ob diese nur eine dem Blrgermeister als
~Stimmfuhrer” untergeordnete Stellung einnehmen oder ob jeder Vertreter die rechtliche Mdglichkeit
hat, die ihm als Vertreter der Gemeinde zustehende Stimmen nach seinem Ermessen abzugeben.

a) Wenn fir einen Gesellschafterbeschluss ein Magistratsbeschluss zugrunde liegt, ist der Ma-
gistratsbeschluss von den durch den Magistrat bestellten Vertretern in der Gesellschafterver-
sammlung ohne Abstimmung als Gesellschafterbeschluss zu fassen. Die Vertreter selbst ha-
ben keine eigene Stimme, sondern sind an die Weisungen des Magistrats und damit an den
Magistratsbeschluss gebunden (8 125 Abs. 1 S. 4 HGO).

b)  Will der Magistrat in einer Angelegenheit der Gesellschaft in der Gesellschafterversammlung
keine Entscheidung treffen und mochte er, dass die Entscheidung von der Mehrheit der von
ihm bestellten Vertreter getroffen wird, so missen diese in einer informellen ,Vertreterver-
sammlung” eine Mehrheitsentscheidung treffen, die als einstimmiger Beschluss in der Gesell-
schafterversammlung zu fassen ist.

Inwieweit der Magistrat in einer Angelegenheit der Gesellschafterversammlung einer eigenen Ent-
scheidung aus dem Wege gehen und seine Zustandigkeit einem in der HGO nicht vorgesehenen
Kollegium (die ,Vertreterversammlung®) Uberlassen kann, héngt von der Bedeutung der Entschei-
dung und den Umstéanden des Einzelfalles ab. Es ist davon auszugehen, dass der Magistrat die ihm
nach § 125 Abs. 1 HGO obliegende Verantwortung wahrnimmt und Entscheidungen trifft, so dass in
der Gesellschafterversammlung in der Regel keine Abstimmung mehr erfolgen kann.

Festzuhalten bleibt damit, dass aus einem Geschaftsanteil an einer GmbH oder einer Kommandit-
beteiligung grundsatzlich nur einheitlich abgestimmt werden kann. Die Gemeinde stellt als 6ffentlich-
rechtliche Gebietskorperschaft eine Einheit dar, deren Willensbildungsprozess und Entscheidungen
aufgrund parlamentarischer Spielregeln regelmafiig durch Mehrheitsbeschliisse des Magistrats fest-
gelegt wird.
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2. Aufsichtsrat

Anders als bei der AG ist fir die GmbH ein Aufsichtsrat nicht als notwendiges Organ vorausgesetzt.
Die GmbH wird gem. 8§ 35 Abs. 1 GmbHG durch den oder die Geschéftsfihrer vertreten. Die Kontrolle
der Geschaftsfiihrung obliegt den Gesellschaftern (vgl. 88 46 Nr. 5 u. 6, 51a GmbHG). Ein Aufsichts-
rat ist in diesem System nicht zwingend erforderlich, da die GmbH konzeptionell auf eine liberschau-
bare Gesellschafteranzahl ausgelegt ist, die diese Kontrollaufgabe noch selbst erledigen kann.

Die AG hingegen ist eher als Publikumsgesellschaft mit einer gro3en Anzahl von Aktionaren ausge-
legt, weswegen dort ein eigenes Kontrollgremium notwendig ist. In der GmbH ist der Aufsichtsrat
daher grundsatzlich fakultativ, das heil3t er kann, muss aber nicht gebildet werden (Ausnahme bei
sog. mitbestimmten GmbHs). Kommunale GmbHs missen aus kommunalrechtlichen Griinden (8
122 HGO) regelmafiig einen Aufsichtsrat in ihren GmbHSs vorsehen, der einerseits die Geschaftsfih-
rung Uberwacht und andererseits darauf hinwirken soll, dass die von der Geschaftsflihrung verfolgten
operativen Ziele nicht den strategischen Zielen der Kommune entgegenstehen.

Auch in einer Kommanditgesellschaft (KG) oder einer GmbH & Co. KG besteht die Moglichkeit, einen
Aufsichtsrat einzurichten. Das HGB, das auf die Personengesellschaft anzuwenden ist, trifft zur Ein-
richtung eines Aufsichtsrats jedoch keine Vorgaben. Dennoch kann aufgrund des im Personenge-
sellschaftsrecht vorgesehenen Grundsatzes der Vertragsfreiheit ein Kontrollgremium fur die Ge-
schéftsfiihrung (z. B. ein Aufsichtsrat) vorgesehen werden.

Im Aufsichtsrat ist der 6ffentliche Anteilseigner nicht als Rechtsperson vertreten, er hat lediglich das
Recht, Mitglieder in den Aufsichtsrat zu bestellen. Die Aufsichtsratsmitglieder entscheiden grund-
satzlich nach eigener Verantwortung. Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind Inhaber eines ungebun-
denen, hdchstpersonlichen Mandats. Insoweit stellt sich beim Aufsichtsrat die Frage einer vorgela-
gerten internen Willensbildung beim 6ffentlichen Anteilseigner regelmafig nicht (Vorrang des Gesell-
schaftsrechts). Jeder Vertreter muss selbst Interessenwiderspriiche zwischen der Gesellschaft und
der Kommune bewerten und entsprechend abstimmen. Grundsatzlich hat der Aufsichtsrat zum Wohl
des Unternehmens zu entscheiden und somit den Unternehmensinteressen Vorrang zu gewahren,
es sei denn, dass die Kommune eine Weisungsgebundenheit ihrer Aufsichtsratsmitglieder im fakul-
tativen Aufsichtsrat im Gesellschaftsvertrag geregelt hat.
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IV. Beteiligungssteuerung

Stadtische Unternehmen erbringen auch in privatrechtlichen Organisationsformen 6ffentliche Aufga-
ben, fir die die Aufgabenverantwortung bei der Stadt bestehen bleibt. Hieraus ergeben sich gegen-
Uber den stadtischen Unternehmen Steuerungs- und Kontrollpflichten.

Die Beteiligungsverwaltung ist das Bindeglied zwischen den Beteiligungen in der privaten Rechts-
form und Verwaltung. lhr obliegt daher die primare Aufgabe, die Gesellschafterin Kommune bei der
Steuerung ihrer Beteiligungsunternehmen zu unterstiitzen. Dies gilt auch fur mittelbare Beteiligun-
gen. Der Gesellschafterversammlung der mittelbaren Beteiligung gehdren meistens nur Mitglieder
der Geschéftsfihrung der unmittelbaren Beteiligung an, nicht Vertreter der Stadt. Deshalb sollte die
Kommune im Gesellschaftsvertrag oder in der Geschéftsordnung fiir die Geschéftsfiihrung der un-
mittelbaren Beteiligung zumindest einen Zustimmungsvorbehalt fir den Aufsichtsrat vorsehen.

Aufgabe der Beteiligungsverwaltung ist es,

- den Zusammenhang der finanziellen Situation der kommunalen Unternehmen mit der Finanz-
lage der Kommune darzustellen,

- Entwicklungstendenzen zu erkennen,

- Planabweichungen durch — im Regelfall unterjahrige — Soll-/Ist-Vergleiche zu erkennen und zu
analysieren und

- der Verwaltungsspitze, der Vertretungskorperschaft und den kommunalen Mandatstragern in
Gesellschafterversammlungen, Aufsichtsratssitzungen usw. Beschluss-, Steuerungs- und ggf.
Empfehlungen fir Zielvereinbarungen zu geben, d. h. bei der strategischen Beteiligungssteue-
rung mitzuwirken.

Fur diese Aufgaben werden regelméaRig Anweisungen und Handlungsempfehlungen in einem Kodex
bzw. in einer Beteiligungsrichtlinie definiert. Die Stadt Lampertheim hat die Grundsatze der Beteili-
gungssteuerung in den ,Grundsétzen zur Unternehmensflihrung von 6ffentlichen Beteiligungen der
Stadt Lampertheim (GUBL)"“ niedergelegt. Aus der Praambel ergibt sich, dass die Grundsatze zur
Unternehmensfiihrung auf der Grundlage des Deutschen Corporate Governance Kodex erarbeitet
wurden. Am 15.01.2021 wurde von der Expertenkommission eine aktualisierte Fassung herausge-
geben. Fir die Regelungsrahmen der Stadt Lampertheim ergibt sich an verschiedenen Punkten An-
passungsbedarf, den wir unter dem nachfolgenden Gliederungspunkt F | Nr. 8 zusammenfassend
darstellen.
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D. Steuerliche Rahmenbedingungen

l. Grundlagen

Juristische Personen des o6ffentlichen Rechts, d.h. sowohl die Kommunen mit ihren Regie- und Ei-
genbetrieben als auch der Zweckverband — unterliegen nach § 2 Abs. 3 UStG a.F. nur mit ihren
Betrieben gewerblicher Art (BgA) der Kérperschaft- und Gewerbesteuer.

Einkiinfte, die eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts aus der Nutzung ihrer Immobilien er-
zielt, z.B. durch Vermietung, kénnen dem nicht-steuerbaren Bereich der Vermdgensverwaltung zu-
zuordnen sein. Diese unterliegen damit grundsatzlich nicht der Ertragsbesteuerung. Eine andere Be-
urteilung kann sich fur Verkaufe von Immobilien ergeben, die die Grenze zur Gewerblichkeit tber-
schreiten.

Umsatzsteuerlich wurde mit § 2b UStG eine umfassende Reform der Umsatzbesteuerung der o6ffent-
lichen Hand umgesetzt. Anders als bisher, wonach juristische Personen des 6ffentlichen Rechts nur
im Rahmen ihrer BgAs als Unternehmer fiir umsatzsteuerliche Zwecke galten, fihrt kiinftig jedes
Handeln auf privatrechtlicher Grundlage zu einer Umsatzbesteuerung, sofern keine Befreiungsvor-
schriften gegeben sind (z.B. § 4 UStG). Handelt eine juristische Person des offentlichen Rechts im
Rahmen offentlicher Gewalt, ist sie nur dann nicht-unternehmerisch tatig, wenn die Nichtbesteuerung
nicht zu groReren Wettbewerbsverzerrungen fiihrt. Auswirkungen hat die Anderung des Umsatzsteu-
errechts beispielsweise auf den Bereich der Immobilien bei juristischen Personen des offentlichen
Rechts.

Bisher waren Immobilien bei juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts in der Regel dem nicht
steuerbaren Bereich der Vermdgensverwaltung zugeordnet. Dies hatte zur Folge, dass die juristische
Person des offentlichen Rechts aufgrund fehlender Unternehmereigenschaft flir umsatzsteuerliche
Zwecke - anders als z.B. eine GmbH - in keinem Fall einen Vorsteuerabzug aus Herstellungskosten
und laufenden Kosten im Zusammenhang mit den Immobilien geltend machen konnte. Mit der An-
wendung des § 2b UStG kann kiinftig auch eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts wie eine
GmbH einen Vorsteuerabzug aus immobilienbezogenen Aufwendungen geltend machen, soweit auf
privatrechtlicher Grundlage gehandelt wird und die Immobilien fiir unternehmerische umsatzsteuer-
pflichtige Zwecke an Dritte tberlassen werden.
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Die Neuregelung des § 2b UStG ist zum 1.1.2017 in Kraft getreten. Der Gesetzgeber hatte mit dem
ebenfalls neu eingefiigten § 27 Abs. 22 UStG die Mdglichkeit eréffnet, durch eine einmalige, gegen-
Uber dem Finanzamt bis zum 31.12.2016 abzugebende Erklarung zur Beibehaltung der Regelungen
des § 2 Abs. 3 UStG in der Fassung vom 31.12.2015 zu optieren. Die Erklarung war einmalig fur
samtliche vor dem 1.1.2021 ausgefiihrten Leistungen abzugeben. Auch wenn der Optionszeitraum
vergleichsweise lang bemessen war, konnten dennoch nicht alle Probleme und offenen Fragen der
kommunalen Ebene geklart werden.

Bereits im Jahr 2019 gab es daher vermehrt Bestrebungen, den Ubergangszeitraum zu verlangern.
Diesem Wunsch wurde mit dem Corona-Steuerhilfegesetz entsprochen. Das Gesetz sah eine Ver-
langerung der Optionsfrist flr alle Leistungen vor, die vor dem 1.1.2023 ausgefiihrt werden. Mit der
Beschlussfassung zum Jahressteuergesetz 2022 am 2.12.2022 wurde die Optionsfrist nun nochmals
bis zum 31.12.2024 verlangert. Auch mit der jingsten Gesetzesanderung wurde die Optionsfrist kraft
Gesetz verlangert, solange die juristische Person des 6ffentlichen Rechts die Optionserklarung nicht
widerruft. Damit missen die Kommunen keine neue Optionserklarung abgeben, um die Verlange-
rung zu nutzen. Lediglich der Widerruf der Optionserklarung ware schriftlich zu erklaren und durch
einen Beschluss des Magistrats abzusichern. Ab dem 1.1.2025 sind — nach heutigem Stand — die
neuen Vorschriften des UStG ausnahmslos fiir alle steuerbaren und steuerpflichtigen Leistungen von
juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts anzuwenden.

Die Stadt Lampertheim erwagt nach den gegebenen Informationen, die Anwendung des § 2b UStG
erst ab dem 01.01.2025 vorzunehmen.

Die vorstehenden Grundsétze zur Besteuerung von juristischen Personen des offentlichen Rechts
gelten fur Unternehmen der 6ffentlichen Hand in privatrechtlicher Rechtsform — wie hier der GmbH —
nicht gleichermaf3en. Auf das Vorliegen eines BgA kommt es flr steuerliche Zwecke nicht an. Eine
GmbH ist kraft ihrer Rechtsform grundsatzlich ertragsteuerpflichtig und Unternehmerin im Sinne des
§ 2 Abs. 3 UStG.

Bei einer GmbH kommt es nicht darauf an, aus welcher Quelle Einkilinfte erzielt werden. Samtliche
Gewinne der GmbH, die sie aus ihren Tatigkeiten erwirtschaftet, unterfallen somit der Kérperschaft-
und Gewerbesteuerpflicht (Gesamtbelastung mit Kdrperschaftsteuer, Solidaritatszuschlag und Ge-
werbesteuer von derzeit rd. 30 %). Aus Sicht von kommunalen Gesellschaftern fiihrt die Ubertragung
von vermoégensverwaltenden Tatigkeiten (wie die Wohnungsvermietung) auf eine Kapitalgesellschaft
dazu, dass das Einkommen aus diesen Tatigkeiten der Korperschaftsteuer unterliegt, auch wenn es
auf Ebene der juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts nicht steuerbar ware.
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Umsatzsteuerlich hat auch eine GmbH nur dann einen Vorsteuerabzug aus ihren Tatigkeiten gemaf3
8§ 15 UStG, wenn die bezogenen Leistungen (z.B. Herstellungskosten, laufende Kosten) im Zusam-
menhang mit umsatzsteuerpflichtigen Ausgangsumséatzen stehen. Dies hat zur Folge, dass auch bei
einer GmbH ein Vorsteuerabzug nicht vollumfanglich fir alle Betatigungen gegeben ist.

Il. Steuerlicher Querverbund

Aus steuerlicher Sicht sind im Hinblick auf die Beteiligungsstruktur die Moglichkeiten eines steuerli-
chen Querverbund ein maRgebendes Gestaltungselement. Im Rahmen eines steuerlichen Querver-
bundes werden defizitare und gewinnbringende Téatigkeiten verschiedener kommunaler Bereiche
steuerlich wirksam zusammengefasst, so dass sich die Steuerlast insgesamt reduziert. Der steuerli-
che Querverbund ist damit eine wichtige Saule der Finanzierung kommunaler Daseinsaufgaben und
erleichtert den Betrieb defizitarer Einrichtungen von juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts.

1. Direkter Querverbund

Nach 8§ 1 Abs. 1 Nr. 6 i. V. m. 8 4 KStG unterliegen juristische Personen des o6ffentlichen Rechts
(jPOR) nur mit ihren Betrieben gewerblicher Art (BgA) der unbeschréankten Koérperschaftsteuerpflicht.
Die juristische Person des 6ffentlichen Rechts ist Steuersubjekt mit jedem einzelnen ihrer BgA. Folg-
lich ist fiir jeden einzelnen BgA i. S. d. § 4 KStG getrennt ein Einkommen zu ermitteln und der Kér-
perschaft- und Gewerbesteuer zu unterwerfen. Eine Zusammenfassung der Ergebnisse von einzel-
nen BgAs und somit eine ertragsteuerlich wirksame Ergebnisverrechnung ist nur unter bestimmten
Voraussetzungen moglich. Nach § 4 Abs. 6 KStG sowie R 4.2 KStR kann ein BgA mit einem oder
mehreren anderen BgAs im Sinne einer Gewinn- und Verlustverrechnung zusammengefasst werden,
wenn

1. die BgAs gleichartig sind,

2. zwischen ihnen nach dem Gesamtbild die tatsachlichen Verhéltnisse objektiv eine enge wech-
selseitige technisch-wirtschaftliche Verflechtung von einigem Gewicht besteht oder

3. BgAs im Sinne des Absatzes 3 vorliegen (das sind Betriebe, die der Versorgung der Bevolke-
rung mit Wasser, Gas, Elektrizitdt oder Warme, dem o6ffentlichen Verkehr oder dem Hafenbe-
trieb dienen. Baderbetriebe zahlen nicht hierzu.) — sog. Querverbundsunternehmen.

Eine Zusammenfassung von BgAs mit Hoheitsbetrieben (wie beispielsweise dem Bereich des Schul-
schwimmens) ist steuerlich nicht zulassig.
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Die Zusammenfassung von BgAs ist ein Wahlrecht. Sie erfordert keine tatsachliche organisatorische
Zusammenfassung. Vielmehr erfolgt die Zusammenfassung durch Ermittlung eines gemeinsamen
Einkommens und Zusammenfassung in einer Steuererklarung.

2.  Organschaft

Neben einem sog. direkten Querverbund bestehen weitere steuerliche Mdglichkeiten zur Zusam-
menfassung von Tatigkeiten. Zwei oder mehrere kommunale Unternehmen mit eigener Rechtsper-
sonlichkeit kbnnen in einem kommunalen Konzern zusammengefasst werden. Dabei verpflichtet sich
die Organgesellschaft durch einen Gewinnabfuhrungsvertrag, ihren ganzen Gewinn an ein anderes
gewerbliches Unternehmen (Organtréger) abzufiihren, § 14 KStG. Die ertragsteuerliche Organschaft
ermdglicht es, Gewinne und Verluste nachgeschalteter Tochtergesellschaften bei dem Organtrager

Zu versteuern.

Bei Organschaften der offentlichen Hand kénnen Gewinne und Verluste in einem Organkreis aller-
dings nur insoweit verrechnet werden, als Organtrager und Organgesellschaft, unterstellt beide wa-
ren BgA, auch als BgA nach 8 4 Abs. 6 KStG hatten zusammengefasst werden konnen (8 15 S. 1
Nr. 5 KStG). Folglich kénnen die Ergebnisse nur dann miteinander verrechnet werden, wenn es sich
um gleichartige Betriebe handelt bzw. eine enge wechselseitige technisch-wirtschaftliche Verflech-
tung besteht oder es sich um Querverbundunternehmen i.S.d. 8 4 Abs. 3 KStG handelt.

Voraussetzungen fir die steuerliche Anerkennung der kdrperschaftsteuerlichen Organschaft sind:

(1) Finanzielle Eingliederung der Organgesellschaft beim Organtrager

Finanzielle Eingliederung bedeutet, dass der Organtrager (die Muttergesellschaft) von Beginn ihres
Wirtschaftsjahres ununterbrochen Uber die Mehrheit der Stimmrechte an der Organgesellschaft
(Tochtergesellschaft) verfiigt (88 14, 17 KStG).

(2) Gewinnabfihrungsvertrag fur die Dauer von mindestens fiinf Jahren

Der Gewinnabfiihrungsvertrag muss in das Handelsregister eingetragen sein und wahrend seiner
gesamten Geltungsdauer von mindestsens 5 Jahren auch tatsachlich durchgefihrt werden. Wird die
Mindestlaufzeit nicht eingehalten, so wird die kdrperschaftsteuerliche Organschaft nicht anerkannt,
und zwar von Beginn an. Lediglich eine vorzeitige Kiindigung aus wichtigem Grund ist unschadlich.
Ein wichtiger Grund ist beispielsweise gegeben, wenn die Organgesellschaft liquidiert oder ver-

schmolzen wird.



Schillermann und Partner AG 23

(3) Sog.dynamischer Verweis im Gewinnabfiihrungsvertrag auf § 302 AktG

Bei der Durchflihrung der Gewinnabfilihrung sind die Neuregelungen zum Hochstbetrag der Gewinn-
abflihrung nach § 302 AktG ungeachtet ggf. abweichender vertraglicher Vereinbarungen zwingend
zu beachten.

3.  Einlagemodell

SchlieBlich besteht die Mdglichkeit, die Beteiligung an einer (Energie-)Kapitalgesellschaft in einen
defizitaren BgA als gewillklirtes Betriebsvermogen einzulegen und auf diese Weise mogliche Ge-
winnausschittungen der (Energie-)Kapitalgesellschaft mit Verlusten des BgA zu saldieren. Eine Be-
teiligung einer juristischen Person des offentlichen Rechts an einer Kapitalgesellschaft, die selbst
keinen BgA darstellt, kann grundsatzlich als gewillkiirtes Betriebsvermdgen in einen BgA eingelegt
werden. Die Grundsatze des § 4 Abs. 6 KStG (Querverbund) finden hier keine Anwendung (OFD
Karlsruhe, Verfiig. v. 19.07.2018).

Im Hinblick auf die Anerkennung des Einlagemodells bestehen in jingster Zeit Tendenzen, dass es
sich bei der Einlage einer Beteiligung um eine EU-beihilferechtlich relevante MalRBnahme handeln
koénnte. Hierzu ist bislang noch keine hdchstrichterliche Entscheidung ergangen.

lll.  Besteuerung von Dividendeneinkinften

1. Beteiligung im Hoheitsbereich einer juristischen Person des offentlichen Rechts

Werden Dividenden einer AG an ihre Anteilseigner ausgeschittet, unterliegen diese grundsatzlich
einem Kapitalertragsteuereinbehalt. Wirde die Stadt Lampertheim die Beteiligung an der GGEW im
Hoheitsbereich halten, wiirde die Dividendenzahlung bei der Stadt Lampertheim zu Einkiinften aus
Kapitalvermégen i.S.d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG filhren. Von diesen Einkiinften aus Kapitalvermégen
wird die Steuer in H6he von 25 % zzgl. Solidaritatszuschlag durch Abzug vom Kapitalertrag, d.h. der
Ausschittung, erhoben, 8§ 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, §43a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG.

Nach § 44a Abs. 8 KStG ist der Steuerabzug bei Ausschiittungen an eine juristische Person des
offentlichen Rechts bei Vorlage eine sog. Nichtveranlagungsbescheinigung nur in Héhe von 3/5 vor-
zunehmen. Die auf diese Weise ermaliiigte Kapitalertragsteuer in Hohe von 15 % hat auf Ebene der
Stadt Lampertheim abgeltende Wirkung und ist nicht anrechenbar. Die Belastung der Ausschiittung
mit Kapitalertragsteuer in Héhe von 15 % zzgl. Solidaritatszuschlag stellt damit eine effektive Belas-
tung bei der Stadt Lampertheim dar.
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2. Beteiligung in einem Betrieb gewerblicher Art oder einer GmbH

Gemal § 1 Abs. 1 Nr. 6i.V.m. § 4 KStG unterliegen BgAs von juristischen Personen des 6ffentlichen
Rechts der unbeschrankten Korperschaftsteuerpflicht. Dividendenzahlungen (8 20 Abs. 1 Nr. 1
EStG) bleiben nach § 8b Abs. 1 KStG bei der Ermittlung des Einkommens des BgAs grundsatzlich
aulRer Ansatz. 5 % dieser Einnahmen gelten als Betriebsausgaben, die nicht abgezogen werden dir-
fen. Dies gilt auch, wenn eine GmbH Dividendeneinkiinfte bezieht.

Die Befreiung von Dividenden von der Kérperschaftsteuer gilt gemaf § 8b Abs. 4 KStG nicht, wenn
die Beteiligung zu Beginn des Kalenderjahres unmittelbar weniger als 10 % des Grund- oder Stamm-
kapitals betragen hat (sog. Streubesitzdividende). Bei einer Beteiligung von weniger als 10 % hat die
ausschittende Aktiengesellschaft Kapitalertragsteuer i.H.v. 25 % auf die Dividenden einzubehalten
(843 Abs. 1 S.1Nr.1EStG). Nach 8§36 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 EStG i.V.m. 8§ 31 KStG ist die einbehaltene
Kapitalertragsteuer auf die Kdrperschaftsteuer des BgA anzurechnen. Im Fall eines Verlusts des BgA
(nach Berticksichtigung bestehender Verlustvortrage) in Hohe von mindestens der Kapitalertrag-
steuer fihrt dies zu einer Erstattung der einbehaltenen Kapitalertragsteuer durch das Finanzamt im
Zusammenhang mit der Jahressteuererklarung des BgA. Diese Ausflihrungen gelten entsprechend
fr eine GmbH.

IV. Leistungsbeziehungen zwischen der Stadt und ihren Beteiligungen

1. Verdeckte Gewinnausschuttung

Fir Geschaftsbeziehungen zwischen der Stadt und ihren Beteiligungen bzw. der Beteiligungsgesell-
schafter untereinander (z.B. fur Personalgestellung, Verwaltungstatigkeiten usw.) gelten aus steuer-
licher Sicht besondere Anforderungen. Um eine sog. verdeckte Gewinnausschittung (vGA) i.S.d. §
8 Abs. 4 KStG zu vermeiden, mussen die Leistungsbeziehungen durch zivilrechtlich wirksame, klare
und im Voraus getroffene Vereinbarungen geregelt und durchgefihrt werden.

Eine VvGA liegt nach der stéandigen Rechtsprechung des BFH vor, wenn eine Kapitalgesellschaft ih-
rem Gesellschafter aul3erhalb der gesellschaftsrechtlichen Gewinnverteilung einen Vermégensvor-
teil zuwendet, diese Zuwendung ihren Anlass im Gesellschaftsverhéltnis hat und der Vermdgensvor-
teil dem Gesellschafter zugeflossen ist.

Fir den Fall einer strukturell dauerdefizitaren kommunalen Eigengesellschaft in der Rechtsform einer
GmbH hatte der BFH bereits entschieden, dass ohne Zahlung eines Verlustausgleichs durch den
Gesellschafter, ggf. zzgl. eines angemessenen Gewinnaufschlags, regelméaiig die Voraussetzungen
einer VGA an die Tragerkorperschaft vorliegen.
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Davon ausgehend, dass ein ordentlicher und gewissenhafter Geschéftsfihrer einer GmbH keine
Dauerverlusttatigkeiten (lbernehmen wiirde, kann eine vGA nur dann ausgeschlossen werden, wenn
es sich bei der Verlusttatigkeit um einen sog. begtinstigten Dauerverlust i.S.d. § 8 Abs. 7 KStG han-
delt. Diese Voraussetzungen sind in der Regel erfillt bei Aufgaben der Daseinsvorsorge, wie z.B.
dem Baderbetrieb.

2. Verlustausgleichszahlungen

Die Leistungsbeziehungen zwischen der Stadt und ihren Beteiligungen kénnen der Umsatzsteuer
unterliegen. Die umsatzsteuerlichen Auswirkungen, insbesondere im Hinblick auf die zwingende An-
wendung des neuen Umsatzsteuerregimes des 8§ 2b UStG spatestens zum 01.01.2023 sind Gegen-
stand einer eigenstandigen steuerlichen Prifung.

Dennoch méchten wir an dieser Stelle darauf hinweisen, dass auch der Verlustausgleich der Stadt
fur dauerdefizitare Gesellschaften der Umsatzsteuer unterliegen kann. Zahlungen an einen Unter-
nehmer unter der Bezeichnung ,Verlustausgleich®, ,Zuschuss" oder ,Einzahlung in die Kapitalrtick-
lage" kdnnen steuerlich entweder Entgelt fir eine Leistung an den Gesellschafter (Zahlenden), (zu-
satzliches) Entgelt eines Dritten oder auch ein sogenannter echter nichtsteuerbarer Zuschuss sein.

Ob Zuwendungen aus offentlichen Kassen echte Zuschisse sind, ergibt sich nicht aus der haus-
haltsrechtlichen Erlaubnis zur Ausgabe, sondern allein aus dem Grund der Zahlung (Abschn. 10.2
Abs. 8 Satz 1 UStAE). Die umsatzsteuerliche Beurteilung hangt also davon ab, ob eine Zahlung mit
Abgeltungswillen (dann umsatzsteuerbarer Leistungsaustausch) oder mit Férderwillen (echter nicht-
steuerbarer Zuschuss) geleistet wird.

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf die zugrundeliegenden Vereinbarungen abgestellt. Eine
Leistung gegen Entgelt liegt regelmafig vor, wenn ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der
erbrachten Leistung und dem empfangenen Gegenwert besteht. Grundsatzlich gilt dies auch im Ver-
haltnis zwischen Gesellschaft und Gesellschafter. Auch fir die Beurteilung einer Zuwendung, die
aufgrund eines Betrauungsaktes i.S.d. EU-Beihilfenrechts gewahrt wird, gelten keine Sonderregeln.

Kein Entgelt liegt vor, wenn ein Gesellschafter im allgemeinen Interesse lediglich zur Férderung der
Gesellschaft zahlt und die Zahlung nicht der Gegenwert fiir eine steuerbare Leistung des Zahlungs-
empfangers an den Geldgeber sein soll. In diesem Sinn fehlt es regelméaRig an dem erforderlichen
Zusammenhang zwischen erbrachter Leistung und erhaltenem Gegenwert, soweit ein Gesellschafter
aus Griunden, die im Gesellschaftsverhaltnis begrindet sind, die Verluste der Gesellschaft Uiber-
nimmt, um ihr die weitere Tatigkeit zu ermdglichen. Ein Entgelt liegt damit nicht vor, wenn die Zahlung
nur dazu dient, die Gesellschaft mit dem fiir ihre Tatigkeit notwendigen Kapital auszustatten.
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Die Abgrenzung zwischen Entgelt und sog. echtem Zuschuss ist im Einzelfall haufig schwierig.
Rechtssicherheit kann in der Regel nur durch eine verbindliche Auskunft erlangt werden.
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E. Beihilferechtliche und vergaberechtliche Rahmenbedingungen

Die Ausgliederung von Aufgaben aus der Kernverwaltung in 6ffentliche Unternehmen bedingt eine
Zunahme der Leistungsbeziehungen zwischen Stadt und den Beteiligungsgesellschaften. Dies gilt
insbesondere flr Zahlungen der Stadt an ihre Unternehmen, die einerseits unter dem Blickwinkel der
staatlichen Beihilfen zu betrachten sind und andererseits Beschaffungsvorgange darstellen kénnen,
welche die Anwendung der daftir geltenden rechtlichen Regelungen nach sich ziehen.

1. EU-Beihilfenrecht

Artikel 107 bis 109 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV) regeln den
Bereich der ,staatlichen Beihilfen“. Gemaf Art. 107 Abs. 1 sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln
gewahrte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Beglinstigung bestimmter Unternehmen oder
Produktionszweige den Wettbewerb verfalschen oder zu verfalschen drohen, mit dem Gemeinsamen
Markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedsstaaten beeintrachtigen.

Das Beihilfenrecht ist von grof3er Bedeutung fir die Rechtmafigkeit von Ausgleichszahlungen, die
Stadte flr die Erbringung von Leistungen der Daseinsvorsorge an ihre Einrichtungen und Unterneh-
men sowie Dritten leisten. Beihilfen im Sinne von Art. 107 AEUV unterliegen grundséatzlich der Noti-
fizierungspflicht, das heif3t sie sind bei der EU-Kommission anzumelden und genehmigen zu lassen.
Keine Notifizierungspflicht besteht im Anwendungsbereich der Allgemeinen Gruppenfreistellungsver-
ordnung (AGVO) und bei ,Beihilfen“, welche eine bestimmte Grdf3enordnung unterschreiten (de-Mi-
nimis-Verordnungen). Eine weitere Ausnahme nach Art. 106 Abs.2 AEUV besteht fiir Beihilfen an
Unternehmen, die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse (DAWI) betraut
sind. Um das Vorliegen einer Beihilfe und damit einer grundsatzlichen Notifizierungs- und Genehmi-
gungspflicht durch die EU-Kommission beurteilen zu kénnen, sind zahlreiche Vorschriften und Be-
kanntmachungen zu beachten, um Ruckforderungen von Seiten des Beihilfegewahrenden zu ver-
meiden oder — zum Beispiel im Falle der GmbH-Geschaftsfihrung — nach § 43 Abs. 2 GmbH-Gesetz
zur Haftung herangezogen zu werden.

Die beihilferechtlichen Fragestellungen sind haufig komplex und bediirfen der Einzelfallpriifung, bei-
spielsweise im Hinblick darauf, ob bei lokalen MalZnahmen Auswirkungen auf den Handel zwischen
den Mitgliedsstaaten bestehen. Ein wesentlicher Bereich aus stadtischer Sicht ist die Mdglichkeit,
einen Betrauungsakt zugunsten eines stadtischen Unternehmens zu erlassen, um Zuwendung in
Bezug auf DAWI-Leistungen beihilfenkonform zu gestalten. Damit verbunden ist haufig die Einrich-
tung einer sog. Trennungsrechnung zwischen gemeinwohlorientierten und rein kommerziellen Auf-
gaben sowie die Durchfiihrung einer Uberkompensationskontrolle.



Schillermann und Partner AG 28

2.  Vergaberecht

Im Zusammenhang mit dem Vergaberecht, geht es in der Regel um die Frage, ob eine Kommune
ihre Gesellschaften mit bestimmten Aufgaben ohne Beachtung der vergaberechtlichen Vorausset-
zungen beauftragen darf (sog. Inhouse-Vergabe). Hierzu wurden vom EuGH Kriterien festgelegt und
weiterentwickelt, die in § 108 Abs. 1 - Abs. 5 des Gesetzes gegen Wetthewerbsbeschrankungen
(GWB) enthalten sind.

Eine Inhouse-Vergabe ist zulassig, wenn der 6ffentliche Auftraggeber ggf. auch zusammen mit an-
deren 6ffentlichen Auftraggebern Uber das zu beauftragende (Eigen)unternehmen eine ahnliche Kon-
trolle wie Uber eine eigene Dienststelle hat (Kontrollkriterium). Ein solcher Einfluss ist bei privatwirt-
schaftlich organisierten o6ffentlichen Unternehmen insbesondere durch ein effektives Beteiligungs-
management zu erreichen. Neben der Kontrolle des 6ffentlichen Auftraggebers Uber die Gesellschaft
ist erforderlich, dass diese den Uiberwiegenden Teil ihrer Umsatze mit dem Auftraggeber erzielt. Le-
diglich nunmehr 20 Prozent seiner Umséatze darf die Gesellschaft am freien Markt erzielen. Dieses
Kriterium kann insbesondere im Zusammenhang mit der Stromversorgung mal3geblich sein.

Ebenso wie im Beihilferecht muss auch im Rahmen des Vergaberechts jeder Einzelfall geprift und
bewertet werden.
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F. Leitfragen

Anhand der von der Stadt Lampertheim aufgeworfenen Fragestellungen lasst sich vor dem Hinter-
grund der vorstehenden Ausflihrungen folgendes festhalten.

l. Bisherige Struktur

1.  Werden die Aufgaben in der richtigen bzw. optimalen Rechtsform wahrgenommen?

Das Kommunalrecht enthélt keine zwingenden Vorgaben, in welcher Rechtsform Kommunen tatig
sein sollten. Zwar ist aus Griinden der Haftungsbegrenzung eine Beteiligung einer Kommune an
einer Gesellschaft burgerlichen Rechts nicht mdglich. Ansonsten besteht aber weitgehende Wahl-
freiheit.

Allgemein lasst sich feststellen, dass eine GmbH & Co. KG, die Wesenselemente einer Personen-
und einer Kapitalgesellschaft miteinander verknlpft, aus organisatorischer Sicht im Vergleich zu
einer GmbH aber weniger effizient und komplexer im Aufbau ist. Die GmbH & Co. KG beinhaltet
zwei Gesellschaften, fiir die zwei Jahresabschlisse und zwei Jahresabschlussprifungen vorzuse-
hen sind. Daraus resultieren zwangslaufig etwas hdhere laufende Aufwendungen im laufenden
Betrieb.

Allerdings kdnnen mit der Gestaltung einer GmbH & Co. KG haufig Grunderwerbsteuerbelastungen
vermieden werden, die ansonsten bei einer Ubertragung von der Stadt auf eine GmbH als eigen-
standiges Rechtssubjekt regelmaiig anfiele. Wenn eine GmbH & Co. KG ber umfangreichen
Grundbesitz verfligt, spricht dies in der Regel fir eine Beibehaltung dieser Rechtsform, auch wenn
der laufende Betrieb dieser Rechtsform organisatorisch etwas aufwendiger ist als bei einer GmbH.
Eine Ruckfuhrung von Grundstticken einer GmbH & Co. KG in den stadtischen Haushalt ware ohne
Grunderwerbsteuerbelastung moglich, da keine Anderung des Rechtstragers stattfindet. Allerdings
kann es zu einer steuerpflichtigen Aufdeckung von stillen Reserven kommen.

- SEL: Die Stadt hat der SEL stadtische Grundstiicke und Immobilien tUbertragen. Die Rechtsform
sowie die Nichteinbindung in die BGL wurden aus grunderwerbsteuerlichen Griinden gewahlt.
Diese Gestaltung ist nach wie vor sachgerecht.

- ENERGIERIED: Im Hinblick auf die ENERGIERIED besteht die Absicht, diese mit der GGEW AG
teilweise im Wege einer Anwachsung zu verschmelzen. Daher wird diese GmbH & Co. KG an
dieser Stelle nicht naher untersucht. Die Fusionskonzepte (Vollfusion/Teilfusion) werden nachste-
hend unter Ziff. Il und Il dargestellt.
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2. Bedarf es neben der Gesellschafterversammlung auch eines Aufsichtsrates und/oder Beira-
tes? Wenn ja, wie ist dieser zu besetzen (z.B. mit politischem und/oder fachbezogenem
Schwerpunkt)?

Die Kommunen sind an den 6ffentlichen Zweck ihrer Unternehmung gebunden und zur ordnungs-
gemalRen Erflllung ihrer Aufgaben in Verantwortung gegeniber dem Birger verpflichtet. Um dieser
Verpflichtung gerecht zu werden, missen den Kommunen wirksame Steuerungs- und Kontrollmég-
lichkeiten gegenliber dem Unternehmen zur Verfligung stehen, um Fehlentwicklungen erkennen
und korrigieren sowie selbst auf unternehmerische Planungen einwirken zu kénnen. Gerade im Be-
reich der Daseinsvorsorge kann ein gesteigertes Bediirfnis nach Einwirkungs- und Kontrollmdglich-
keiten bei gleichzeitigem Bestreben, die erforderlichen wirtschaftlichen Handlungsspielraume zu
gewahren, bestehen. Umgekehrt wird die Kommune im Rahmen der Wahrnehmung freiwilliger oder
im Wettbewerb zu erflllender Aufgaben unter Umstéanden der Leitungsebene weiterreichende
Kompetenzen einrdumen und kommunalpolitische Einflussnahme eher vermindern wollen. Durch
die Besetzung des Aufsichtsrats kann diesen Bedurfnissen Rechnung getragen werden.

Es bestehen keine kommunalrechtlichen Vorgaben, wie der Aufsichtsrat einer GmbH besetzt werden
sollte. Es lasst sich lediglich allgemein festhalten, dass bei der Entsendung der Aufsichtsratsmitglie-
der durch den Magistrat darauf geachtet werden sollte, dass dem Aufsichtsrat jederzeit Mitglieder
angehoren, die Uber die zur ordnungsgemafen Wahrnehmung der Aufgaben erforderlichen Kennt-
nisse, Fahigkeiten und fachlichen Erfahrungen verfiigen und hinreichend unabhéngig sind. Ferner
sollten die Tatigkeit des Unternehmens und potenzielle Interessenkonflikte berticksichtigt werden.
Bei der Besetzung des Aufsichtsrats sollten die Gesellschafter fiir eine kompetente und interessen-
konfliktfreie Besetzung sorgen. Frauen sollten in angemessener Zahl berlicksichtigt werden. Diese
Vorgaben sind in Ziff. 2.51 der GUBL der Stadt Lampertheim zutreffend enthalten.

3. Muss eine Gesellschafterversammlung mit mehreren Personen besetzt sein, wenn nur eine

einheitliche Stimmabgabe mdglich ist?

Die in dem Gesellschaftsvertrag der BGL in Ziff. Xl (1) vorgesehene Regelung fir die Besetzung der
Gesellschafterversammlung mit 11 Personen stellen auf Gesellschaften mit mehreren Gesellschaf-
tern ab. In der Gesellschafterversammlung einer Gesellschaft, an der die Stadt Lampertheim zu 100
% beteiligt ist, gibt es jedoch keine Abstimmungen und Mehrheitsbeschliisse, sondern nur die ein-
heitliche Stimme der Stadt als Alleingesellschafterin. Damit sind die vorhandenen Regelungen in den
Gesellschaftsvertragen zwar rechtlich zuléssig, aber jedenfalls insoweit tiberfliissig, als mit einer Be-
teiligung weiterer Gesellschafter nicht zu rechnen ist.
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Die Stadt Lampertheim als Alleingesellschafterin kann an der Regelung, dass sie in der Gesellschaf-
terversammlung durch mehrere Personen vertreten wird, soweit gewiinscht, ohne rechtliche Beden-
ken festhalten. Diese Personen sind aber nicht ,Mitglieder” der Gesellschafterversammlung, sondern
nur gemal 8§ 125 Abs. 1 S. 3 HGO vom Magistrat bestellte weitere Vertreter der alleinigen Gesell-
schafterin. Die Willensbildung fiir die Gesellschafterin Stadt Lampertheim erfolgt — wie auf S. 15 dar-
gestellt - nicht in der Gesellschafterversammlung der jeweiligen Beteiligungsgesellschaften, sondern
vorgeschaltet ausschlielich auf Ebene der Stadt Lampertheim (Magistrat). Die Durchfiihrung von
Gesellschafterversammlungen mit ,bestellten weiteren Mitgliedern® stellt damit nicht nur zusatzlichen
Verwaltungsaufwand dar, sondern ist auch mit Kosten durch die Auszahlung von Sitzungsgeldern
verbunden.

Aus unserer Sicht sind die Regelungen der Besetzung der Gesellschafterversammlung aus kommu-
nalrechtlicher Sicht nicht erforderlich. Aufgrund des fehlenden Einflusses der Mitglieder der Gesell-
schafterversammlung auf die bereits im Magistrat der Stadt Lampertheim getroffenen Entscheidun-
gen konnte mit einer Anderung des Gesellschaftsvertrags (Abschaffung der Regelung iiber die Be-
setzung der Gesellschafterversammlung) der administrative Aufwand erheblich verringert und Kos-
ten eingespart werden.

Eine Einflussnahmemadoglichkeit der Stadt ist dartiber hinaus durch den Aufsichtsrat gewahrleistet.

Diese Anpassung sollte auch in dem Gesellschaftsvertrag der SEL vorgenommen werden. Nach Ziff.
IX 1 wird die Stadt als Lampertheim als Kommanditistin von dem Biirgermeister sowie den Ubrigen,
vom Magistrat entsandten Vertretern in der Gesellschafterversammlung der BGL vertreten.

4.  Werden in den einzelnen Beteiligungen (Gesellschaften) die kommunalverfassungsrechtlich
vorgeschriebenen Kontroll- und Einflussméglichkeiten ,der Politik" in sinnvoller Form wahrge-
nommen?

Hierzu verweisen wir auf die vorstehenden Ausfihrungen unter Ziff. 1. Die kommunalverfassungs-
rechtlich vorgeschriebenen Kontroll- und Einflussméglichkeiten werden insbesondere im Hinblick auf
die Besetzung der Gesellschafterversammlung vorliegend tberobligatorisch erflillt. Die Regelungen
im Hinblick auf den jeweiligen Aufsichtsrat sind angemessen.
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5.  Sind Organstellungen kraft Amtes sinnvoll, geboten oder eher hinderlich?

Nach § 125 Abs. 1 S. 1 HGO vertritt der Gemeindevorstand die Gemeinde in Gesellschaften, die der
Gemeinde gehoren (Eigengesellschaften) oder an denen die Gemeinde beteiligt ist. Der Birgermeis-
ter vertritt den Gemeindevorstand kraft Amtes. Diese gesetzliche Regelung ist ausreichend, da die
Willensbildung der Stadt Lampertheim als Gesellschafterin im Magistrat erfolgt und nicht in einer
Gesellschafterversammiung.

Die Mitgliedschaft des Birgermeisters kraft Amtes im Aufsichtsrat (Uberwachungsorgan der Ge-
schéftsfiihrung) — wie sie in den Gesellschaftsvertragen der Stadt Lampertheim vorgesehen ist — ist
ein sinnvolles Instrument, um eine einheitliche Steuerung der Beteiligungen zu erreichen. Es besteht
die Moglichkeit, dass sich der Birgermeister durch ein von ihm bestimmendes Mitglied des Magist-
rats vertreten lasst.

6. Welche weiteren stadtische ,Einheiten" (wie z.B. Kitas oder Wirtschaftsforderung) sind sinn-
vollerweise in einer privatwirtschaftlichen Form in ein kinftiges (neues) Beteiligungskonstrukt
zu implementieren?

Die Stadt Lampertheim kann weitere stadtische Bereiche in eine GmbH Uberfiihren. Allerdings kom-
men die Vorteile einer privaten Rechtsform regelmafig erst dann zum Tragen, wenn es sich bei den
Aufgaben nicht um zuschussbendétigende Aufgaben handelt. Kitas sind in der Regel dauerdefizitar
und auf stadtische Zuschlisse angewiesen. Da mit der Zuschussgewahrung an Gesellschaften des
Privatrechts immer auch umsatzsteuerliche Fragestellungen verbunden sind sowie beihilferechtliche
Fragestellungen geklart werden mussen, bietet sich der Bereich Kitas aus unserer Sicht nicht fur eine
Uberfuihrung in eine privatwirtschaftliche Form an. Steuerliche Vorteile des Betriebs im Rahmen einer
privaten Rechtsform sind nicht ersichtlich.

Bei der kommunalen Wirtschaftsforderung handelt es sich um eine komplexe Aufgaben, bei deren
Wahrnehmung haufig verschiedene stadtische Bereiche einzubeziehen sind (z.B. Liegenschaftsamt,
Stadtentwicklung, Stadtsanierung, Umweltamt). Kommunale Wirtschaftsférderung ist somit eine
Querschnittsaufgabe, die eine Zusammenarbeit erforderlich macht. Die enge Abstimmung zwischen
den stadtischen Ressorts wird durch eine eigensténdige Aufgabenwahrnehmung in einer GmbH er-
schwert.

Eine andere Beurteilung kdnnte sich ergeben, wenn eine Zusammenarbeit von Gemeinden, Stadten
und Kreisen als Kooperationspartner auf dem Gebiet der Wirtschaftsférderung angestrebt wird. Hier
kénnte eine eigenstandige Gesellschaft ggf. schneller handlungsfahig sein als ein stadtischer Be-
reich, da die Notwendigkeit der Einbindung kommunaler Gremien innerhalb fiir MaBnahmen im Rah-
men eines Wirtschaftsplans entfallt.
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7.  Sind eine zweite Gesellschafterversammlung und AR Sitzungen der BGL nicht obsolet, wenn
Entscheidungen sowieso im Magistrat gefallt werden?

Die Besonderheit der wirtschaftlichen Betéatigung von Kommunen durch Unternehmen in Privat-
rechtsform besteht in einem Aufeinandertreffen von Gesellschaftsrecht und Kommunalrecht. Auch
wenn wirtschaftlich gesehen die Stadt und ihre Beteiligungen eine Einheit darstellen, sind die Betei-
ligungsgesellschaften zivilrechtlich/gesellschaftsrechtlich eigene Rechtspersonlichkeiten, die nach
auf3en unabhangig von der Stadt nach den allgemeinen Regeln des Gesellschaftsrechts am Rechts-
verkehr teilnehmen.

Wie vorstehend dargelegt, erfolgt die Willensbildung der Stadt Lampertheim als Alleingesellschafte-
rin der BGL im Magistrat. Dennoch sind die gesellschaftsrechtlichen Vorgaben zwingend zu beach-
ten. Danach muss mindestens einmal pro Geschaftsjahr eine ordentliche Gesellschafterversamm-
lung stattfinden. Das Gesetz sieht vor, dass diese den Jahresabschluss feststellen und Beschlisse
zur Gewinnverwendung sowie zur Entlastung der Geschaftsfihrung fir das abgelaufene Geschafts-
jahr treffen muss.

Der (fakultative) Aufsichtsrat, der aufgrund der Vorgaben des Kommunalrechts eingerichtet werden
musste, ist geman Ziff. V der Satzung der BGL ein Organ der Gesellschaft. Damit sind die satzungs-
mafigen Vorgaben zur Einberufung (Ziff. VIII der Satzung: mindestens einmal vierteljahrlich) eben-
falls zwingend zu beachten.

8.  An welchen Stellen muss die GUBL angepasst werden?

a) Durch die komplexe Struktur, insbesondere durch die Entsendung verschiedener Mitglieder in
die Gesellschafterversammlungen der Beteiligungsgesellschaften, wird die Kontrolle und Steu-
erung der Beteiligungen erschwert. In Ziff. 1.1.1 der GUBL wird geregelt, dass die Stadt als
Gesellschafterin durch vom Magistrat der Stadt gestellte Personen vertreten wird.

Diese Regelung kénnte zur Vereinfachung der Beteiligungssteuerung entsprechend Ziff. 3.2
des Deutschen Public Corporate Governance-Musterkodex neu gefasst werden: ,In der Ge-
sellschafterversammlung wird die Stadt Lampertheim durch eine Person kraft ihres Amtes bzw.
eine/n Bevollmachtigte/-n vertreten, sofern rechtliche Regelungen dem nicht entgegenstehen.
Untervolimachten kénnen bei Bedarf im Einzelfall ausgestellt werden und bedurfen einer Be-
grindung.”
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b)

d)

Ziff. 2.1.2 der GUBL sieht vor, dass es den Gesellschaftern einer GmbH mit weniger als 500
Mitarbeitern grundsatzlich freisteht, einen Aufsichtsrat zu bilden. Dies trifft auf GmbHSs in priva-
ter Hand uneingeschrankt zu. Fir kommunale GmbHs fordert § 122 (1) Nr. 3 HGO jedoch einen
angemessenen Einfluss des kommunalen Gesellschafters, insbhesondere im Aufsichtsrat oder
in einem entsprechenden Aufsichtsorgan. Diese Regelung sollte daher entsprechend ange-
passt werden.

Es konnte erwogen werden, analog zu 8§ 111 AktG fur den Frauenanteil im Aufsichtsorgan
ZielgréRen festzulegen (mindestens 30 % Frauen und mindestens 30 % Manner. Dariiber hin-
aus soll auf Geschlechterparitat hingewirkt werden.).

Der Musterkodex enthalt ausfuhrliche Regelungen zur Vergitung der Geschéftsfuhrung. Ent-
sprechende Regelungen fehlen in der GUBL. Aus steuerlicher Sicht sind diese Regelungen
empfehlenswert, da nicht angemessene Vergltungen zu einer verdeckten Gewinnausschiit-
tung fihren kann. Wir empfehlen daher, die GUBL um diesen Regelungskomplex zu erweitern.

In jungerer Zeit hat die Bedeutung von Compliance-Systemen auch fur offentliche Unterneh-
men stark zugenommen. Bei Compliance geht es darum, die Einhaltung von externen und in-
ternen Regelungen sicherzustellen. Da somit potenziell alle fiir ein Unternehmen geltenden
Regelungsbereiche von Belang sein kdnnen, sind auch offentliche Unternehmen darauf ange-
wiesen, durch eine regelméRige Aufnahme und Bewertung ihrer Compliance-Risiken beson-
ders relevante Handlungsfelder zu identifizieren. Fur 6ffentliche Unternehmen besonders rele-
vant sind insbesondere die Bereiche: Datenschutz und Datensicherheit, Beihilfenrecht, Verga-
berecht sowie Steuerrecht.

Aus unserer Sicht sollte im Zuge einer Anpassung der GUBL fir den komplexen Bereich Compliance

Management-System Regelungen vorgesehen werden.

f)

Die GUBL sollte um den Bereich Offentliche Finanzkontrolle erweitert werden. Gehért einer
Gebietskdrperschaft die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform des
privaten Rechts, sollen die Prifungsrechte der fir die Gebietskérperschaft zustéandigen Rech-
nungsprifungsbehoérde in der Unternehmenssatzung verankert werden. Entsprechende Rege-
lungen sind in den Satzungen der Beteiligungsgesellschaften der Stadt enthalten.
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9.  Macht eine (Ruck-) Eingliederung der Gesellschaften als Fachbereiche der Stadt Sinn (auch
wegen Kostenaspekten)?

Die gegebene Beteiligungsstruktur der Stadt Lampertheim diente zum einen dazu, durch eine Aus-
lagerung bestimmter Betéatigungen Haftungsrisiken fir die Stadt Lampertheim zu reduzieren und so-
weit wie mdglich, eine steuerliche Verrechenbarkeit von Gewinn- und Verlusttatigkeiten herzustellen.
Zudem hat die Rechtsform einer GmbH die Vorteile eines kurzen Instanzenwegs, der schnelle und
flexible Entscheidungen erméglicht, ggf. eine hdhere Wirtschaftlichkeit durch mehr Eigenverantwor-
tung und dadurch erzeugtem Anreiz zu wirtschaftlichen Verhalten sowie die Entlastung kommunaler
Entscheidungsgremien. Dem gegeniber steht ein hoher Steuerungsaufwand fur die Stadt (Aufsichts-
rat- und Gesellschafterversammlungen, Beteiligungscontrolling).

Eine Rekommunalisierung von Tatigkeiten in einen Regie- oder Eigenbetrieb ist im Wege einer Ver-
mogensitbertragung nach 88 1 Abs. 1 Nr. 3, 174, 175 UmwG mdoglich. Damit verbunden sind neben
den Kosten der Rickfiihrung (anwaltliche Beratung, Notar, Registerkosten usw.) ggf. ertragsteuerli-
che Folgen durch die Aufdeckung von stillen Reserven und insbesondere grunderwerbsteuerliche
Folgen bei der Rickflihrung einer Kapitalgesellschaft.

Eine Eingliederung der Aufgaben einer Beteiligungsgesellschaft in den Haushalt ware zu Beginn mit
organisatorischen Eingliederungsaufwendungen verbunden (Integration der Prozesse und des Per-
sonals in die Aufbau- und Ablauforganisation). Die Eingliederung bezége sich u.a. auch auf die Ta-
tigkeits- und Berichtspflichten, Kommunikations- und Beschaffungswege. Zu bedenken ist weiterhin,
dass bei einer Ubernahme der Aufgaben durch die Stadt in Form eines Eigenbetriebs oder eines
Regiebetriebs Kosten fir die Buchfiihrung entstehen. Bei der Aufgabenerfillung durch einen Eigen-
betrieb entstehen ahnliche Kosten (geprifter Jahresabschluss) wie bei einer GmbH. Bei der Aufga-
benerfiillung durch einen Regiebetrieb werden sich die Kosten fur die Priifung durch das Rechnungs-
prifungsamt erhéhen.

Mit der Beendigung einer Betatigung in der Rechtsform einer GmbH kdnnte zwar das Spannungs-
verhaltnis zwischen Gesellschaftsrecht und Kommunalrecht aufgelést werden. Allerdings werden De-
fizite der privaten Leistungserbringung nicht automatisch durch eine kommunale Leistungserbrin-
gung behoben. Mal3gebend diirfte vor allem ein tragfahiges Konzept fir die Aufgabenwahrnehmung
sein.
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Weitere Nachteile einer Rekommunalisierung kénnten in der Anwendung des Vergaberechts liegen.
Ob eine kommunale Eigengesellschaft als 6ffentlicher Auftraggeber anzusehen ist, richtet sich bei
Beschaffungen, bei denen die vorab geschatzten Auftragswerte die Schwellenwerte des EU-
Vergaberechts erreichen nach § 99 Nr. 2 GWB, unterhalb der europarechtlich relevanten Schwellen-
werte nach den Vorgaben des jeweiligen Bundeslandes. Bei Betadtigungen in offentlich-rechtlicher
Rechtsform sind dagegen die Regelungen des Vergaberechts immer einzuhalten.

Die Entscheidung fir eine Rickfihrung von Betatigungen in den Haushalt ist aus unserer Sicht nur
dann sinnvoll, wenn dadurch neben der Ersparnis von Kosten fir die laufende Verwaltung der Ge-
sellschaft (z.B. Beteiligungscontrolling, Kosten fiir das Berichtswesen, Gremienkosten, Kosten fiir die
Erstellung von Steuererklarungen) zusatzliche Synergien erzielt werden kénnen, beispielsweise im
Bereich Personal, Knowhow oder Vermeidung von umsatzsteuerlichen Belastungen von Personal-
gestellungen aus dem Haushalt an die Gesellschaften. Ob dies der Fall ist, miisste im Rahmen einer
gesonderten Wirtschaftlichkeitsrechnung fir jede einzelne Gesellschaft geprift werden. Dabei ist
auch zu berlcksichtigen, welche Auswirkungen sich durch die Rickfiihrung von Gesellschaften auf
die Tarifstruktur der beschéftigten Mitarbeiter ergeben. Haufig sind die Kosten fiir Personal in privat-
rechtlichen Gesellschaften niedriger als bei der Stadt selbst.

10. Wie setzt sich der Finanzmittelbedarf der BGL gegeniber der Stadt Lampertheim zusammen
und wie errechnet man diesen korrekt und sinnvoll?

Der Finanzmittelbedarf einer Gesellschaft ist grundsatzlich abhangig von ihrem Geschaftsfeld und
ihren wirtschaftlichen Betatigungen. Eine Holdinggesellschaft wie die BGL sollte mit so viel Kapital-
ausgestattet sein, dass sie nicht zahlungsunfahig wird und kurzfristig Insolvenz anmelden muss.

Die Ausstattung mit einem angemessenen Eigenkapitalanteil ist ein wesentlicher Faktor fiir das wirt-
schaftliche Handeln einer kommunalen Gesellschaft. Je gréer der Anteil des Eigenkapitals, desto
geringer sind die Aufwendungen fir Verzinsung und fur Tilgung von Darlehen. Im kommunalen Um-
feld wird eine Eigenkapitalquote von ca. 30% empfohlen.

Die wirtschaftliche Betatigung der BGL wird von 4 wesentlichen Aspekten bestimmt:

Verlustiibernahme der BBL (laut Steuerbescheid 2020: EUR 907.810,00)
Verlustibernahme der VTL (laut Steuerbescheid 2020: EUR 392.714,00)
Einkiinfte von Energieried (laut Steuererklarung 2020: EUR 496.957,00)
Gewinnausschittung GGEW (ca. EUR 126.000,00 (brutto) pro Jahr)

P w N PR
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Die Ertrage der BGL reichen somit nicht, um die Verluste der Beteiligungen und originaren Kosten
der BGL zu finanzieren. Aufgrund der Dauerverluste der BBL ist somit dauerhaft eine Unterstiitzung
durch die Stadt Lampertheim als Gesellschafterin der BGL notwendig.

Um die Gesellschaft und die Organe der Gesellschaft vor einer méglichen Insolvenzverschleppung
zu schitzen, sollte die Kapitalzuftihrung durch die Stadt als Gesellschafterin méglichst den handels-
rechtlichen Verlust der BGL jahrlich ausgleichen. Daneben sollte sichergestellt werden, dass in der
BGL ausreichend liquide Mittel vorhanden sind, um Zahlungsverpflichtungen jederzeit erfiillen zu
koénnen.

Der Finanzmittelbedarf kann somit im Vorfeld anhand des Wirtschaftsplan der BGL bestimmt werden
und sollte nach Abschluss des Jahres gegebenenfalls durch eine sogenannte Spitzabrechnung den
wirtschaftlichen Fortbestand der BGL sichern.

Sollten die Ertrage zukinftig die Verluste der Beteiligungen und die Aufwendungen der BGL (ber-
steigen, sind keine Kapitalzufihrungen durch den Gesellschafter Lampertheim notwendig.

11. Steuerliche Gestaltung des Verlustausgleichs

Um die BGL mit den erforderlichen Finanzmitteln zum Verlustausgleich der Biedensand Bader GmbH
im Wege des EAV auszustatten, kann die Stadt Lampertheim der BGL Darlehen gewéhren, Zu-
schisse leisten oder Zahlungen in die Kapitalrticklage der BGL leisten.

a) Problematisch an einer (mittelbaren) Finanzierung von dauerdefizitaren Einrichtungen (BBL)
Uber Darlehen (an die BGL) ist, dass die Darlehensmittel flir den Verlustausgleich verbraucht werden.
Mittel fir die Rickzahlung der Darlehen kénnen bei einer dauerdefizitaren Einrichtung kaum gene-
riert werden.

Aus bilanzieller Sicht kann dies dazu fuihren, dass auf Ebene des Darlehensgebers (hier: Stadt Lam-
pertheim) die Darlehensforderungen gegeniiber dem Darlehensnehmer (hier: BGL) mangels Wert-
haltigkeit wertberichtigt werden missen. Dies kdnnte im Wege einer Forderungsabschreibung der
Darlehensforderung erfolgen oder im Wege eines Darlehensverzichts. Auf Ebene der Stadt wiirde
die Wertberichtigung der Darlehensforderungen zu Aufwand fihren, auf Ebene der BGL wirde bei
einem Darlehensverzicht ein steuerpflichtiger Ertrag entstehen.
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b) Bei der Gestaltung des Verlustausgleichs im Wege von Zuschissen an die BGL besteht ein
nicht unerhebliches Risiko, dass die Finanzverwaltung diese Zahlungen der Stadt Lampertheim an
die BGL der Umsatzsteuer unterwerfen kénnte. Dabei kdnnte die Finanzverwaltung von einem
Dienstleistungsvertrag zwischen der Stadt Lampertheim und der BGL bzw. Biedensand Bader GmbH
ausgehen und die Verlustausgleichszahlung der Stadt als Entgelt fiir den Baderbetrieb bewerten.
Ggf. konnten echte Zuschussbescheide erlassen werden, um das steuerliche Risiko der Zuschiisse

ZU minimieren.

c) Der Verlustausgleich der Stadt Lampertheim an die BGL sollte vor diesem Hintergrund im
Wege einer Einzahlung in die Kapitalriicklage der BGL geleistet werden.

Nach der Rechtsprechung und der Auffassung der Finanzverwaltung ist die Ubernahme von Verlus-
ten einer Gesellschaft durch den Gesellschafter aus Griinden, die im Gesellschaftsverhéltnis liegen,
um die Gesellschaft mit dem notwendigen Kapital auszustatten, grundsatzlich kein Entgelt einer Leis-
tung der Gesellschaft an den Gesellschafter (z.B. BFH v. 11.4.2002, V R 65/00, UStAE 1.6 Abs. 1).

Davon ausgehend, dass sich diese Rechtsauffassung nicht &ndert, ist eine Verlustausgleichszahlung
auf gesellschaftsrechtlicher Grundlage durch eine Zahlung in die Kapitalrticklage der BGL aus um-
satzsteuerlicher Sicht derzeit der sicherste Weg, um Umsatzsteuer (bei einer Zuschusszahlung) oder
einen steuerpflichtigen Ertrag (bei einem Darlehensverzicht) zu vermeiden.

Auf Ebene der Stadt Lampertheim stellen die Verlustausgleichszahlungen durch die Zufiihrung in die
Kapitalriicklage der BGL bilanziell nachtragliche Anschaffungskosten auf die Beteiligung dar. Ggf.
kénnte erwogenen werden, aufgrund der gegebenen Verluste des Baderbetriebs bei der Stadt Lam-
pertheim eine Abschreibung in gleicher Héhe auf den Beteiligungsansatz der BGL vorzunehmen.

12. EU-Beihilfenrechtskonforme Gestaltung

Um EU-beihilfenrechtliche Risiken zu vermeiden, ware der Erlass eines Betrauungsakts zugunsten
der BBL als sog. DAWI-Tatigkeit empfehlenswert, soweit die Uberlegungen hierzu noch nicht umge-
setzt sein sollten. Nach unserer Kenntnis wurde ein entsprechender Entwurf durch Herrn Klingler in
Auftrag gegeben.
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Il. Beriicksichtigung der Fusionsiberlegungen (Vollfusion)

Auch wenn nach Fertigstellung des Entwurfs dieser Untersuchung ein neues Konzept zur Gestaltung
ENERGIERIED und der GGEW entwickelt wurde, namlich das Konzept der Teilfusion unter Errich-
tung einer ,neuen“ Wasserried GmbH & Co. KG, halten wir es fiir sinnvoll, die Ausfiihrungen zu dem
bisherig angedachten Vollfusionskonzept in diesem Gutachten zu belassen. Zum einen gelten einige
steuerliche Ausfiihrungen auch fir das neue Konzept und zum anderen lassen sich durch einen
Vergleich der Konzepte die steuerlichen Unterschiede erkennen.

1.  Sind steuerliche Auswirkungen bei der BGL durch die Fusion der ENERGIERIED/GGEW zu
erwarten?

Die BGL ist als Kommanditistin mit 40,4 % an der ENERGIERIED GmbH & CO. KG beteiligt. Eine
Verschmelzung der ENERGIERIED auf die GGEW flihrt dazu, dass mit Wirksamwerden der Ver-
schmelzung die ENERGIERIED und damit auch die Beteiligung der BGL an der ENERGIERIED ohne
gesonderte Auflésung untergeht. Die Gesellschafter der ENERGIERIED erhalten im Gegenzug neue
Anteile an der GGEW, die im Rahmen einer Kapitalerhéhung bei der GGEW geschaffen werden. Der
Wert der neuen Anteile an der GGEW entspricht dem Wert der untergangenen Anteile an der
ENERGIERIED auf Basis der ermittelten Unternehmenswerte.

Derzeit wird davon ausgegangen, dass sich die Beteiligung der Stadt Lampertheim an der GGEW
infolge der Verschmelzung von 4,08 % auf 10,22 % erhdhen wird.

Bei einer Verschmelzung nach den Regelungen des Umwandlungsgesetzes erfolgt die steuerliche
Behandlung nach dem Umwandlungssteuergesetz. Danach kann die Ubertragung unter bestimm-
ten Voraussetzungen steuerneutral erfolgen. Die GGEW kann das (ibernommene Vermégen mit
den steuerlichen Buchwerten, den Zeitwerten oder einem Zwischenwert ansetzen. Der Wertansatz
bei der GGEW gilt die BGL als Verauf3erungspreis der Anteile an der ER und als Anschaffungskos-
ten fur die neuen Anteile an der GGEW. Ein Wertansatz tiber dem Buchwert der Beteiligung der
BGL an der ENERGIERIED wiirde bei der BGL zu einer steuerpflichtigen Aufdeckung von stillen
Reserven flhren.

Der Wertansatz des Vermdgens bei der GGEW (und damit auch fur die BGL) kann im Zuge der
Gestaltung der Verschmelzung vertraglich geregelt werden. Soweit das Vermdgen unter dem gemei-
nen Werten angesetzt werden und die Stadt Lampertheim die Anteile an der GGEW innerhalb eines
Zeitraums von sieben Jahren nach dem Einbringungszeitpunkt verauf3ert, ist nach § 22 UmwsStG ein
Einbringungsgewinn nachtraglich zu versteuern.
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Aus Sicht der Stadt Lampertheim ware eine Buchwertfortfiihrung zu empfehlen, um steuerliche Fol-
gen zu vermeiden.

2.  Sollte die BBL in die Fusion integriert werden? Die GGEW hat bereits die Bader in Bensheim
zum Betrieb Gbernommen.

Die Stadt Bensheim hat ihren Baderbetrieb als Dauerverlustbetrieb in die GGEW eingebracht. Akti-
ondre der GGEW AG sind allein kommunale Gebietskérperschaften bzw. kommunal beherrschte
Eigengesellschaften mit folgenden Beteiligungsverhaltnissen (vor Fusion):

Stadt Bensheim 62,06 %
Stadt Zwingenberg 12,20 %
Gemeinde Seeheim-Jugenheim 8,08 %
Gemeinde Bickenbach 7,65 %
Gemeinde Alsbach-H&ahnlein 5,93 %
Beteiligungsgesellschaft der Stadt Lampertheim 4,08 %

Die Verluste aus den Bensheimer Bader auf der Ebene der GGEW hat allein die Stadt Bensheim zu
tragen. Die anderen Gesellschafter diirfen durch die Ubernahme des dauerdefizitaren Baderbetriebs
durch die GGEW nicht beeintrachtigt werden. Hierzu leistet die Stadt Bensheim jahrliche Ausgleichs-
zahlungen.

Soweit erwogen wird, den Baderbetrieb der Stadt Lampertheim auf die GGEW zu lbertragen, hatte
dies folgende Konsequenzen:

- Mit der Einbringung des Badbetriebs in die GGEW ware zunachst eine Verringerung des un-
mittelbaren politischen Einflusses der Stadt Lampertheim auf die Gestaltung des Badbetriebs
verbunden. Zudem mussten die Arbeitnehmer gemaf den Vorgaben des UmwG informiert wer-
den. Diese Entscheidung ware in den politischen Gremien zu treffen.
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- Mit der Einbringung des Badbetriebs in die GGEW kdnnten ggf. organisatorische Synergieef-
fekte im Betrieb realisiert werden. Demgegeniber steht jedoch die Verpflichtung der Stadt Lam-
pertheim, jahrliche Verlustausgleichszahlungen an die GGEW zu leisten. Dieser Betrag wére
zwar im Haushalt planbar. Steuerlich unterliegt die Ausgleichszahlung jedoch mit hoher Wahr-
scheinlichkeit der Umsatzsteuer. Die Finanzverwaltung kénnte vertreten, dass die GGEW mit
der Ubernahme des Badbetriebs eine umsatzsteuerpflichtige Leistung an die Stadt Lampert-
heim erbringt, die tber das Gesellschaftsverhéltnis hinausgeht. In diesem Fall kénnte sich der
Badbetrieb fir die Stadt Lampertheim — ohne die Mdglichkeit eines Vorsteuerabzugs — um 19
% verteuern. Soweit eine Ubertragung des Badbetriebs auf die GGEW angestrebt werden
sollte, empfehlen wir dringend, eine vorherige verbindliche Auskunft tber die steuerliche Be-
handlung des Sachverhalts einzuholen. Hierzu misste der Entwurf der Gestaltung (Vertrage)
ausformuliert der Finanzverwaltung vorgelegt werden.

- Bei einer Ubertragung des Badbetriebs auf die GGEW entstehen zusétzliche Prifungskosten
der Spartenrechnung bei der GGEW, die die Stadt Lampertheim zu tragen hatte.

- Im Rahmen einer Verschmelzung der BBL auf die GGEW entstehen zudem grunderwerbsteu-
erliche Folgen. Der mit der Verschmelzung einhergehende Rechtstragerwechsel an den Ba-
dergrundstiicken fuihrt zu einer einmaligen Grunderwerbsteuerbelastung i.H.v. 6 % auf die sog.
Bedarfswerte. Diese ermitteln sich nach § 147 Abs. 3 BewG und sind in der Regel etwas nied-
riger als die Verkehrswerte. Auch wenn im AuBenverhaltnis regelmafig der Erwerber (GGEW)
die Grunderwerbsteuer zu tragen hat, waren diese Kosten im Innenverhaltnis von der Stadt
Lampertheim zu tragen, da die Ubrigen Gesellschafter der GGEW nicht mit diesen Kosten nicht
ohne ihr Einverstandnis belastet werden durfen.

3. Wie wirkt sich eine solche Veranderung in der Beteiligungsstruktur auf den steuerlichen Quer-
verbund aus? Was ist in der Abwicklung zu beachten?

Die bisherige Verlustverrechnung der BBL sowie der VTL und der ENERGIERIED erfolgt mittels Ge-
winnabfihrungsvertragen in der Hand der BGL. Die Verschmelzung der ENERGIERIED und der
GGEW hat steuerrechtlich zur Folge, dass die Gewinnabflihrungsvertrdge zwischen der BGL und
der BBL/VTL nicht mehr zu einer Verlustverrechnung auf Ebene der BGL fuhren. Gewinne und Ver-
luste kdnnen im Organkreis der 6ffentlichen Hand nur insoweit verrechnet werden, als die Zusam-
menfassungskriterien von BgA i.S.d. § 4 KStG gegeben sind.
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Mit dem Entfall der Kommanditbeteiligung an der ENERGIERIED, die bei der BGL einen BgA Energie
dargestellt hat, entfallen die bisher gegebenen Zusammenfassungskriterien fir den BgA Energie mit
dem Baderbetrieb und dem Verkehrsbetrieb. Die an die Stelle tretende Beteiligung an der GGEW
gualifiziert steuerlich nicht als Zusammenfassungskriterium. Damit entsteht eine Organschaft ohne
Verflechtung.

Mangels Vorliegen einer engen wechselseitigen technisch-wirtschaftlichen Verflechtung i.S.d. § 4
Abs. 6 S. 1 Nr. 2 KStG ist der Verlust der BBL (Organgesellschaft) nicht mehr mit dem Gewinn der
BGL (Organtragerin) verrechenbar. Auch die Verrechnungsmaoglichkeit mit der VTL entfallt.

Steuerlich kommen die Regelungen des § 8 Abs. 7 ff. KStG zur Anwendung. Bei den Verlusten des
Bad- und Verkehrsbetriebs handelt es sich um beglnstigte Dauerverlustgeschéfte, so dass die
Rechtsfolgen einer verdeckten Gewinnausschiittung nicht zu ziehen sind. Die Verluste der BBL und
der VTL sind bei der BGL in gesonderten Sparten i.S.d. 8 8 Abs. 9 S. 1 Nr. 2 KStG zu erfassen. Eine
Verrechnung der Verluste mit den Ausschittungen der GGEW-Beteiligung ware maéglich, wenn die
Beteiligung den Sparten Bad und Verkehr anteilig als gewillkiirtes Betriebsvermégen zugerechnet
wird. Wir mdchten darauf hinweisen, dass steuerliche Risiken einer Nicht-Anerkennung durch die
Finanzverwaltung nicht rechtssicher ausgeschlossen werden kdnnen.

Auch wenn eine Verlustverrechnung der Dividendenertrage mit den Verlusten der BBL und VTL steu-
erlich mdglich ist, dirften die Dividendenertrdge aus der GGEW Beteiligung nicht ausreichen, um
samtliche entstehende Verluste abzudecken. Die Stadt Lampertheim musste voraussichtlich weiter-
hin Ausgleichszahlungen aus dem Haushalt an die BGL vornehmen.

4.  Zuordnung der auf 10,22 % erweiterten Beteiligung an der GGEW zu der BGL

Eine Zuordnung der Beteiligung an der GGEW zu der BGL ist aus steuerlicher Sicht sinnvoll. Wiirde
die Stadt selbst die Beteiligung an der GGEW halten, wirden die Dividendenzahlungen der GGEW
der Kapitalertragsteuer i.H.v. 15 % zzgl. SolZ unterliegen. Die Belastung von Kapitalertragsteuer auf
die Dividendenzahlungen kann vermieden werden, wenn die BGL als Kapitalgesellschaft die Divi-
denden vereinnahmt.

Beteiligungsertrage in Form von Gewinnausschittungen sind bei inlandischen Kapitalgesellschaften
voll kérperschaftsteuerpflichtig, wenn die zuflieBenden Dividenden aus Streubesitzbeteiligungen (un-
mittelbare Beteiligung unter 10%) herriihren (8 8b Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 Satz 1 KStG). Mit der Fusion
der ENERGIERIED und der GGEW wiirde sich die Beteiligung an der GGEW auf 10,22 % erhdhen.
Damit wird die Grenze fir den sog. Streubesitz tiberschritten.
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Beteiligungsertrage in Form von Gewinnausschittungen bleiben bei inlandischen Kapitalgesellschaf-
ten bei der Ermittlung des Einkommens aul3er Ansatz, § 8b Abs. 1 Satz 1 und 2 KStG. Von den
Bezligen, die nach § 8b Abs. 1 Satz 1 KStG bei der Ermittlung des Einkommens auf3er Ansatz blei-
ben, gelten 5% als Ausgaben, die nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden diirfen (8 8b Abs.
5 Satz 1 KStG), weshalb die Bezlige im Ergebnis zu 95% von der Kérperschaftsteuer befreit sind.
Die verbleibenden Betrage kénnen zu einem Ausgleich der Verluste in der BGL genutzt werden.

5.  Strukturiiberlegungen fir die Gesellschaften BBL, VTL und SEL nach Verschmelzung der
ENERGIERIED und der GGEW

Nach einer moéglichen Verschmelzung der ENERGIERIED auf die GGEW stellt sich die Frage, ob es
sinnvoll ist, die BGL fortzuflihren. Die bisherige steuerliche Begriindung fiir die derzeitige Beteili-
gungsstruktur (Querverbund zwischen der ENERGIERIED und der BBL/VTL im Wege eines Gewinn-
abflhrungsvertrags) ist nach der Verschmelzung der ENERGIERIED auf die GGEW nicht mehr ge-
geben. DIE BGL ware nach der Verschmelzung neben der verschmolzenen GGEW lediglich an der
BBL und der VTL beteiligt und ware Komplementarin der SEL.
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Die Beteiligungsstruktur nach Verschmelzung séhe im Hinblick auf die BBL, VTL und SEL wie folgt
aus (die Minderheitsbeteiligung von 10,22 % an der GGEW befindet sich bei der BGL):

Stadt Lamnpertheim

SEL Stadtentwicklung

GmbH & Co. KG
0%
BGL Beteiligpungsges. mbH
EAW Eay
100 %
10K e
|
Biedenzand Bader GmbH VTL Verkehr- und
{BBL) Tourismus mbH

a) BBL

Eine Verschmelzung der BBL auf die BGL ist zunachst auf grunderwerbsteuerliche Folgen zu unter-
suchen, da mit der Verschmelzung ein Rechtstragerwechsel an den Badergrundstiicken einhergeht.
Ausgehend von einem Buchwert der Sachanlagen zum 31.12.2019 i.H.v. EUR 2,6 Mio. wiirde eine
mdogliche Grunderwerbsteuerbelastung i.H.v. 6 % Uberschlagig mindestens EUR 156.00 betragen.
Es ist davon auszugehen, dass die Verkehrswerte, die durch entsprechende Gutachten belegt wer-
den miussten, wesentlich héher sind und sich damit auch die Grunderwerbsteuerbelastung entspre-
chend erhoht.

Die Vermogensibertragung ist jedoch nach § 6a S. 1 GrEStG beguinstigt. Diese Befreiungsvorschrift
begulnstigt Umstrukturierungen in einem Konzern durch Verschmelzung, durch Spaltung (Aufspal-
tung, Abspaltung, Ausgliederung) und durch Vermdégensibertragung. Mit dieser Regelung sollen
wirtschaftlich sinnvolle Umstrukturierungen in einem Konzern nicht durch Grunderwerbsteuer belas-

tet oder gar verhindert werden.
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Voraussetzung fur die Anwendung des § 6a GrEStG ist zwingend das Vorliegen einer unternehme-
rischen Konzernstruktur. Nach § 6a S. 3 GrEStG muss an dem Umwandlungsvorgang ausschlie3lich
ein herrschendes Unternehmen und ein oder mehrere von diesem herrschenden Unternehmen ab-
hangige Gesellschaften (Alternative 1) oder mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhén-
gige Gesellschaften (Alternative 2) beteiligt sein. Dieser Verbund muss fiinf Jahre vor (sog. Vorbe-
haltensfrist) und funf Jahre nach (sog. Nachbehaltensfrist) dem Rechtsvorgang unmittelbar/mittelbar
zu mindestens 95 Prozent ununterbrochen bestanden haben. Die Nachbehaltensfrist muss nur inso-
weit eingehalten werden, als dies umwandlungsrechtlich méglich ist.

Diese Voraussetzungen (Konzernstruktur, Vorbehaltensfrist) sind vorliegend erfullt. Die BGL ist seit
mehr als 5 Jahren zu 100 % an der BBL beteiligt. An den wirtschaftlichen Geschéaftsbetrieb des herr-
schenden Unternehmens sind keine hohen Anforderungen zu stellen. Es reicht aus, wenn das herr-
schende Unternehmen Uber eine Beteiligung an einer abhangigen Gesellschaft am Markt teilnimmt
(BFH-Urteil, Il R 19/19). Eine Verschmelzung der BBL auf die BGL ware damit ohne grunderwerb-
steuerliche Folgen moglich. Dies sollte aber aus Vorsichtsgriinden vorab im Wege einer verbindli-
chen Auskunft bei dem zustandigen Finanzamt abgesichert werden.

Das bei der BBL beschéftigte Personal wiirde im Wege eines Betriebstibergangs (8§ 613a BGB) auf
die BGL Ubergehen. Bei der BGL miuisste eine neue betriebliche Einheit fiir den Bereich Bader mit
einem Fachbereichsleiter geschaffen werden. Eine steuerliche Verlustverrechnung dieses Fachbe-
reichs ware auf Ebene der BGL mit den Dividendenausschittungen der GGEW Beteiligung méglich.

b) VTL

Um die Beteiligungsstruktur der Stadt Lampertheim weiter zu verschlanken und damit Kostenerspar-
nisse zu realisieren, die durch den Betrieb verschiedener Gesellschaften verursacht werden (Jahres-
abschlussprifungen, Kosten fir Gesellschafterversammlungen, Aufsichtsratssitzungen usw.),
kénnte erwogen werden, die VTL auf die BGL zu verschmelzen. Die VTL hat — nach den uns vorlie-
genden Informationen — keinen Grundbesitz, so dass eine Verschmelzung der VTL auf die BGL ohne
steuerliche Auswirkungen moglich ware.

Das bei der VTL beschaftigte Personal wiirde im Wege eines Betriebstibergangs (8 613a BGB) auf
die BGL Uibergehen. Bei der BGL miisste eine neue betriebliche Einheit fir den Bereich Verkehr und
Tourismus mit einem Fachbereichsleiter geschaffen werden. Eine steuerliche Verlustverrechnung
dieses Fachbereichs ware auf Ebene der BGL mit den Dividendenausschittungen der GGEW Betei-
ligung moglich, da Gewinne und Verluste aus den Bereichen Energie und Verkehr steuerlich quer-
verbundsfahig sind.
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Unter Berlcksichtigung der gegebenen und kiinftig zu erwartenden Dividendenzahlungen der GGEW
durften diese Zahlungen der H6he nach nicht ausreichen, um sowohl die Verluste des Baderbetriebs
als auch die Verluste aus dem Nahverkehrsbetrieb der VTL auszugleichen. Damit wére zwar grund-
satzlich das Potential zu dem steuerlichen Querverbund Energie und Verkehr gegeben, das sich
jedoch aufgrund der gegebenen Zahlen nicht (vollumfanglich) nutzen lasst.

Die kiinftige Gestaltung der Betatigungen der VTL — Bereich Nahverkehr - als eigene Gesellschaft in
Form der VTL, die Verschmelzung mit einer anderen Gesellschaft oder gar die Rickfihrung der VTL
in den Haushalt der Stadt Lampertheim ist aus unserer Sicht damit weniger eine steuerliche Frage
als eine politische Entscheidung. Hier kénnte sich ggf. ein zweistufiges Verfahren anbieten, wonach
die VTL zunéachst mit der BGL verschmolzen und dort als eigene Sparte gefiihrt wird. In einem zwei-
ten Schritt kdnnte eine Riickfiihrung der Sparte Nahverkehr in den Haushalt erwogen werden. Damit
ware aber eine Verlustnutzung aus dem Bereich Verkehr vollstandig ausgeschlossen.

c) SEL

Im Hinblick auf die SEL in der Rechtsform der GmbH & Co. KG besteht ein erhdéhter Steuerungsauf-
wand fur die Stadt (aufgrund von mehreren Aufsichtsrat- und Gesellschafterversammiungen pro
Jahr, Steuererklarungen und Jahresabschlusspriifungen). Die Rechtsform der GmbH & Co. KG
wurde gewahlt, damit die Grundstiicke der Stadt Lampertheim ohne Grunderwerbsteuerbelastung in
das Vermogen der Personengesellschaft Gbergehen konnten.

Sollte die Stadt Lampertheim aus politischen Griinden eine Ruckfiihrung der Betatigung der SEL in
den Haushalt anstreben, z.B. wenn die Stadtentwicklung weitgehend abgeschlossen ist, kbnnte die
SEL liquidationslos beendet werden, indem die BGL als Komplementérin aus der GmbH & Co. KG
austritt. Eine liquidationslose Vollbeendigung der GmbH & Co. KG kann bei Personengesellschaft
mit nur zwei Gesellschaftern (BGL und Stadt) auf die Weise erfolgen, dass ein Gesellschafter aus-
scheidet. Da eine Personengesellschaft zwingend mindestens zwei Gesellschafter haben muss,
wachst das Vermdgen der SEL mit einem Ausscheiden der BGL der Stadt Lampertheim zu. Aus
grunderwerbsteuerlicher Sicht ergeben sich keine Konsequenzen, da die Stadt zu 100 % am Vermo-
gen der SEL beteiligt ist. Allerdings wirde eine Beendigung der SEL ertragsteuerlich die Aufdeckung
von stillen Reserven zur Folge haben. Diese sind steuerpflichtig, soweit keine verrechenbare Ver-
lustvortrage der SEL bestehen.

Durch eine Rekommunalisierung der SEL ergeben sich Einsparpotentiale im Hinblick auf das Betei-
ligungscontrolling und das Berichtswesen sowie auf die Gremien. Ggf. kdnnten Synergieeffekte mit
den stadtischen Fachbereichen entstehen. Demgegeniber steht die notwendige Einbindung der
kommunalen Gremien, was zu langeren Entscheidungsprozessen flihren kann als bei einer Aufga-
benwahrnehmung in einer eigenstandigen Gesellschaft.
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Soweit eine Ruckflhrung in den Haushalt derzeit nicht in Betracht gezogen wird — etwa, weil die
Tatigkeiten der SEL auch kinftig Bedeutung fir die Stadt Lampertheim haben -, wird die BGL auch
kiunftig als persdnlich haftende Gesellschafterin bendétigt, um die GmbH & Co. KG in die Lage zu
versetzen, ihre Aufgaben auf dem Gebiet der Schaffung eines adaquaten Wohnraum- und Gewer-
beflachenangebotes im Stadtgebiet Lampertheim wahrnehmen zu kénnen. Eine Verschmelzung der
SEL auf die BGL wirde zu einem Rechtstradgerwechsel an den Grundsttcken fiihren und Grunder-
werbsteuer i.H.v. 6 % auf die Grundstlicke der SEL ausltsen. Diese Gestaltung ware daher nicht
empfehlenswert. Im Hinblick auf die SEL ware eine Auflésung der BGL daher nicht als nachhaltig
vorteilhaft anzusehen.

6.  Alternativgestaltung zur Verschlankung der Struktur: Down-Stream-Merger

Nach einer mdglichen Verschmelzung der ENERGIERIED auf die GGEW konnte alternativ zu den
Ausfuhrungen unter Ziff. 5 erwogen werden, die Verschlankung der Gesellschaftsstruktur anstelle
einer Verschmelzung der BBL auf die BGL (Up-Stream-Merger) die BGL auf die BBL im Wege eines

sog. Down-Stream-Mergers zu verschmelzen.

Bei einem Down-Stream-Merger wird die Muttergesellschaft (BGL) auf die Tochter (BBL) verschmol-
zen. Die Stadt Lampertheim als Anteilsinhaberin der Muttergesellschaft wirde an Stelle ihrer bishe-
rigen Anteile an der BGL solche der Tochtergesellschaft erhalten. Es kame also zu einem Anteils-
tausch. Diese Form der Verschmelzung kann im Vergleich zu einem Up-Stream-Merger vorteilhaft
sein, wenn die Tochtergesellschaft (iber Grundstiicke verfiigt, deren Ubertragung Grunderwerb-
steuer auslosen kdnnte. Soweit das sog. grunderwerbsteuerliche Konzernprivileg (s.0.) nicht zur An-
wendung kommen kann, kénnte eine Abwartsverschmelzung geprift werden. Diese Art der Ver-
schmelzung ist im Vergleich zu einer Aufwartsverschmelzung etwas aufwendiger in der Umsetzung.
Zudem musste vorab geprift werden, ob diese ertragsteuerneutral durchgefuhrt werden kann, da die
Anteile bei der Stadt ggf. nicht einem steuerpflichtigen Betriebsvermégen zugeordnet sind und damit
die Versteuerung der stillen Reserven nicht sichergestellt ware.
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7. Auswirkungen der Fusion auf die Gewerbesteuer

Aufgrund der dauernden Verluste hat die BGL zum 31.12.2020 einen Gewerbesteuerverlustvortrag
in H6he von EUR Mio. 7,3. Es ist somit davon auszugehen, dass die BGL in der nachsten Zukunft
keine Gewerbesteuer zahlen wird.

Durch eine Fusion der Energieried mit der GGEW werden in Zukunft keine Gewerbesteuerzahlungen
von der Energieried an die Stadt Lampertheim erfolgen. Die Hohe der Gewerbesteuerzahlungen ist
abhangig von der Hohe des steuerlichen Gewinns und von dem Gewerbesteuerzerlegungsanteil der
Stadt Lampertheim an diesem Gewinn. Nach den uns gegebenen Informationen lag der Gewerbe-
steuerzerlegungsanteil der Stadt Lampertheim an dem Gewinn der Energieried in den vergangenen
Jahren in der GroRenordnung von rd. EUR 500.000,- Hieraus wirde die Stadt Lampertheim eine
Gewerbesteuer in Hohe von ca EUR. 75.000,00 erhalten. Wéare in Zukunft der Gewinn der Ener-
gieried EUR 0,00, so wiirde auch die Gewerbesteuer EUR 0,00 betragen.

Durch eine Vollfusion der Energieried mit der GGEW steigt der Gewerbesteuerzerlegungsanteil der
Stadt Lampertheim am Gewinn der GGEW, da dieser bei Energieversorgungsunternehmen in der
Regel nach dem in der jeweiligen Gemeinde befindlichen Anlagevermogen aufgeteilt wird. Uber die
zuklnftige Gewerbesteuerzerlegung der GGEW und der zuklnftigen Gewinnentwicklung der GGEW
bei Vollfusion liegen uns derzeit aber keine detaillierten Informationen vor, sodass wir an dieser Stelle
keine genauere Vergleichsrechnung durchfiihren kdnnen. Wirde der Anteil der Stadt Lampertheim
am Gewerbesteuerzerlegungsgewinn der GGEW ebenfalls EUR 500.000,00 betragen, ware auch
die Gewerbesteuer in Héhe von ca. EUR 75.000,00 an die Stadt Lampertheim zu zahlen.

Fur die Teilfusion gibt die GGEW in der vorgelegte Planung fiir die GGEW NewCo EUR 138.000,00
Gewerbesteuer als Anteil der Stadt Lampertheim (13% der GGEW NewCo) und fir den Ertrag in der
Wasserried zusatzlich einen Anteil in H6he von EUR 74.000,00 an. Zusammen wirde sich somit die
Gewerbesteuereinnahmen der Stadt Lampertheim bei Eintreten der Planung auf EUR 213.000,00
summieren und deutlich Gber den Betragen der Vergangenheit liegen.

Im Hinblick auf die Gewerbesteuer ist mit Anderungen zu der bisherigen Situation zu rechnen. Ver-
ringerungen der Gewerbesteuereinnahmen kénnen sich insbesondere vor dem Hintergrund sinken-
der Gewinne aufgrund der Teuerungen im Bereich Energie ergeben. Dies gilt sowohl fiir den Anteil
der Stadt Lampertheim an der Gewerbesteuer der bisherigen Energieried als auch nach Fusion mit
der GGEW.
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»Zellteilung” der Energieried GmbH & Co. KG — Neues Fusionskonzept

Nach dem neuen Fusionskonzept soll eine sog. ,Zellteilung” der Energieried erfolgen. Hierbei soll

das Wassergeschaft der Energieried an eine neu zugriindende ,Wasserried GmbH & Co. KG* (Was-

serried) verkauft werden. Diese Gesellschaft soll sich ausschlie3lich im Besitz der Stadte Lampert-

heim und Birstadt befinden. In diese Gesellschaft sollen auch Uberproproportional Schulden der

bisherigen Energieried Gbertragen werden, um den Wert der Energieried bei der Verschmelzung mit
der GGEW zu erhéhen.

Die rechtliche Umsetzung zur Erreichung der Zielstruktur soll in 8 Schritten erfolgen:

(1)

(2)

)

(4)

()

(6)

(7)

(8)

VerauBRerung der Anteile an der ENERGIERIED Verwaltungs GmbH durch die GGEW an die
BGL und die Stadt Bulrstadt im Verhaltnis der kinftigen Anteilsverhaltnisse an der
WASSERRIED

Grindung der WASSERRIED durch die BGL als Kommanditistin und der ENERGIERIED Ver-
waltungs GmbH als Komplementéarin, die nicht am Vermdgen der WASSERRIED beteiligt wird.

BGL und Stadt Birstadt bringen ihre Mitunternehmeranteile an der ENERGIERIED in die neue
WASSERRIED ein.

Einbringung der Aktien der BGL an der GGEW in die WASSERRIED

VerauBRerung der Wasserversorgungsanlagen und der Wasserleitungen (Geschaftsbereich
Wasser) von der ENERGIERIED an die WASSERRIED

Erhéhung des Eigenkapitals bei der ENERGIERIED durch Schuldiibernahme/Befreiung von
Verbindlichkeiten durch die WASSERRIED

.verschmelzung” der ENERGIERIED und der GGEW (Einbringung des Mitunternehmeranteils
an der ENERGIERIED durch die WASSERRIED bzw. Anwachsung durch Austritt der

ENERGIERIED Verwaltungs GmbH aus der ENERGIERIED

Umfirmierung der ENERGIERIED Verwaltungs GmbH in WASSERRIED Verwaltungs GmbH



Schillermann und Partner AG 50

Vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende Fragestellungen.

1.  Wie wirkt sich die Griindung der Wasserried auf das Beteiligungskonstrukt der Stadt Lampert-
heim aus?

Das Beteiligungskonstrukt der Stadt Lampertheim nach der Umstrukturierung sieht wie folgt aus.
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Bisher war die BGL als Kommanditistin mit 40,4 % zusammen mit der GGEW (34,5 %) und der Stadt
Birstadt (25,1 %) an der Energieried GmbH & Co. KG beteiligt. Komplementarin (0 %) war die Ver-
waltungs GmbH, an der die gleichen Beteiligungsverhaltnisse bestehen. Die GGEW wird an der kiinf-
tigen Wasserried GmbH & Co. KG und an der Wasserried Verwaltungs GmbH nicht mehr beteiligt
sein. Die Beteiligung der Stadt Lampertheim an diesen Gesellschaften erhdht sich auf 71,72 %, die
Beteiligung der Stadt Blrstadt erhdht sich auf 28,28 %.

Ein wesentlicher Unterschied zu der bisherigen Struktur besteht darin, dass nicht mehr die BGL die
Aktien der Stadt Lampertheim (bisher 4,08 %) an der GGEW halt, sondern die Aktienbeteiligung an
der GGEW NewCo (15,27%) durch die neue Wasserried GmbH & Co. KG gehalten wird. Die Stadt
Birstadt wird erstmals Uber die Wasserried an der GGEW NewCo beteiligt sein (an der GGEW AG
ist die Stadt Burstadt derzeit nicht beteiligt).

Die Anteilsquote der bisherigen Aktionare der GGEW AG an der GGEW NewCo verringern sich in-
folge der Teilfusion der GGEW AG mit der Energiesparte (Stadt Bensheim von 62,06% auf 54,82 %,
Stadt Zwingenberg von 12,2 % auf 10,78 %, Gem. Seeheim-Jugenheim von 8,08 % auf 7,14 %,
Gem. Bickenbach von 7,65 % auf 6,76 % und Gem. Alsbach-H&ahnlein von 5,93 % auf 5,24 %). Eine
Bereicherung der bisherigen Aktionare durch die Einbringung der Energiesparte durch die Stadte
Lampertheim und Birstadt erfolgt auf diese Weise nicht.

2. Welche steuerlichen und rechtlichen Folgen ergeben sich daraus fir die BGL?

a) Steuerliche Folgen

Der Weg in die neue Struktur kann fur die BGL nach den gegebenen Informationen von der Kanzlei
Becker Buttner Held weitestgehend steuerfrei erfolgen. Mogliche kritische Fragestellungen sollen
vorab durch eine verbindliche Auskunft abgesichert werden, insbesondere ob das Finanzamt eine
Aufdeckung der stillen Reserven im Zuge der Umstrukturierung in Hohe der bestehenden Verlust-
vortrage der Energieried zulasst. Im Hinblick auf den Neubau eines Gebaudes bei der Energieried
wird durch die Ubertragung auf die GGEW eine Grunderwerbsteuerbelastung i.H.v. TEUR 357 ent-
stehen. Wer die Grunderwerbsteuer wirtschaftlich tragt (Veraul3erer oder Erwerber), kann vertraglich
gestaltet werden.
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Nach erfolgter Umsetzung der Struktur ergeben sich fur die BGL folgende steuerliche Anderungen.

aa) Dividenden

Dividendenzahlungen der GGEW NewCo an die Wasserried werden auf Ebene der BGL versteuert,
da eine Personengesellschaft wie die Wasserried GmbH & Co. KG fir ertragsteuerliche Zwecke als
transparent gilt. Beteiligungsertrage in Form von Gewinnausschiittungen sind bei inlandischen Kapi-
talgesellschaften voll kérperschaftsteuerpflichtig, wenn die zuflieRenden Dividenden aus Streubesitz-
beteiligungen (unmittelbare Beteiligung unter 10%) herrithren (8 8b Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 Satz 1
KStG). Nach Erreichen der Zielstruktur wirde sich die mittelbare Beteiligung der BGL an der GGEW
NewCo Uber die Wasserried durchgerechnet von 4,08 % auf 10,95 % erhthen. Damit wird die Grenze
fur den sog. Streubesitz tberschritten.

Im Gegensatz zur bisherigen Struktur bleiben die Dividenden bei der BGL bei der Ermittlung des
Einkommens aul3er Ansatz, 8§ 8b Abs. 1 Satz 1 und 2 KStG. Von den Bezligen, die nach § 8b Abs.
1 Satz 1 KStG bei der Ermittlung des Einkommens aul3er Ansatz bleiben, gelten 5% als Ausgaben,
die nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden dirfen (§ 8b Abs. 5 Satz 1 KStG), weshalb die
Bezlige effektiv lediglich zu 95% von der Kérperschaftsteuer befreit sind. Die verbleibenden Betrage
konnen zu einem Ausgleich der Verluste aus dem OPNV in der BGL genutzt werden.

Diese Anderung der steuerlichen Behandlung der Dividenden bei der BGL wirkt sich jedoch nur dann
aus, wenn die BGL ein positives steuerliches Ergebnis hatte, was aufgrund der bestehenden Ver-
lustverrechnung aufgrund der Gewinnabflhrungsvertrage mit der BBL und der VTL nicht zu erwarten
ist.

bb) Ho6here Dividenden durch héheres Abschreibungspotential durch die Aufdeckung stiller Reser-
ven

Die Teilfusion der Energieried mit der GGEW fiihrt steuerlich zu der Aufdeckung stiller Reserven der
Energieried. Soweit die Finanzverwaltung eine Verrechnung des durch die Aufdeckung der stillen
Reserven entstehenden Gewinns mit den bestehenden Verlustvortrdgen zulasst, entsteht keine
Steuerbelastung fir die Stadt Lampertheim. Diese Frage ist nach Auskunft von Becker Bittner Held
Gegenstand einer zu stellenden verbindlichen Auskunft.

Auf Ebene der GGEW NewCo flihrt der Ansatz der von der Energieried eingebrachten Wirtschafts-
gUter mit einem hoéheren Wert als den Buchwerten zu einem erhdhten Abschreibungspotential. Hier-
durch kann ggf. mit héheren Dividendenzahlungen durch die GGEW NewCo gerechnet werden als
in der bisherigen Struktur.
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cc) Steuerlicher Querverbund

Die bisherige Verlustverrechnung der BBL sowie der VTL erfolgt mittels Gewinnabfiihrungsvertragen
in der Hand der BGL. Wie bereits ausfihrlich dargestellt, kbnnen Gewinne und Verluste im Organ-
kreis der offentlichen Hand nur insoweit verrechnet werden, als die Zusammenfassungskriterien von
BgA i.S.d. § 4 KStG gegeben sind.

Entfallt kiinftig die Kommanditbeteiligung an der ENERGIERIED, die bei der BGL einen BgA Energie
dargestellt hat, entfallen die bisher gegebenen Zusammenfassungskriterien fir den BgA Energie mit
dem Béaderbetrieb (enge technisch-wirtschaftliche Verflechtung). Die an die Stelle tretende Beteili-
gung an der GGEW NewCo qualifiziert steuerlich nicht als Zusammenfassungskriterium.

Die Kommanditbeteiligung der BGL an der kiinftigen Wasserried ermdéglicht auf der Ebene der BGL
gemal 8§ 4 Abs. 6 Nr. 3 KStG weiterhin einen Querverbund mit den Ergebnissen der VTL (6ffentlicher
Verkehr und Versorgung mit Wasser). Damit ist nur noch ein Teil der Zufliisse fiir den steuerlichen
Querverbund BGL/VTL nutzbar.

Die Stadt Lampertheim misste die Verluste der BBL klinftig entweder aus den versteuerten Beteili-
gungsertragen von der Wasserried oder im Wege von Ausgleichszahlungen aus dem Haushalt ab-
decken.

Beispiel anhand der vorliegenden Prognosen:
(sdmtliche Betrage wurden auf TEUR gerundet)

Verlust VTL (2021) 470.000,00 EUR
Verlust BBL (2021) 1.050.000,00 EUR
Ausschittung GGEW (Plan 2023) 3,8 Mio. EUR
Wasserried KG Dividende (15,27 %) 580.000,00 EUR
Anteil der BGL (71,72 %) 416.000,00 EUR

Die Dividende wird durch die BGL zu 100 % aus der Wasserried KG entnommen

Zufluss BGL: 416.000,00 EUR

Der Zufluss von der Wasserried KG kann aufgrund des Verlustes der VTL in H6he von 470.000,00
EUR vollstandig verrechnet werden
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Variante:

Ausschittung GGEW (Plan 2027) 4,8 Mio. EUR

Dividende an Wasserried KG (15,27%) 733.000,00 EUR

Anteil der BGL (71,72 %) 526.000,00 EUR

Gewinn Wasserried KG (Wasserversorgung) 800.000,00 EUR (nur bei Vollausschiittung)
Anteil der BGL (71,72%) 574.000,00 EUR

Zufluss bei der BGL insgesamt 1.100.000,00 EUR

(526.000,00 EUR plus 574.000,00 EUR)

Der Zufluss der Wasserried KG (bersteigt den Verlust der VTL, somit fallen bei der BGL Koérper-
schaftsteuern an, auch wenn ein Gesamtverlust der BGL vorliegt, da die Gewinne an der Wasserried
KG nicht mit Verlust aus der BBL verrechnet werden dirfen (steuerrechtliche Spartengewinnrech-
nung). Es ist jedoch anzumerken, dass eine Korperschaftsteuerbelastung nur dann zum Tragen
kame, soweit sich der Verlust der VTL nicht erhéht. Nach den uns gegebenen Informationen hat die
VTL fir das Jahr 2022 ein Defizit in Hohe von EUR 580.000 erwirtschaftet, der Wirtschaftsplan fiir
das Jahr 2023 geht fir die VTL von einem Defizit in Hohe von rd. EUR 780.000 aus. Soweit die
Kosten bei der VTL nicht rucklaufig sind, ist davon auszugehen, dass die Zuflisse aus der Wasser-
ried vollstandig zur Verlustverrechnung mit der VTL genutzt werden kénnen und abhangig von der
kunftigen wirtschaftlichen Entwicklung ggf. lediglich ein geringer Teil der Kérperschaftsteuer unter-
liegen wird.

Zusammenfassend moéchten wir an dieser Stelle nochmals kurz einen Vergleich des steuerlichen
Querverbunds bei der bisherigen Situation, bei einer Vollfusion und der , Teilfusion vornehmen:

Beibehaltung des Status Quo

In der Hand der BGL besteht aufgrund von Gewinnabflihrungsvertragen ein steuerlicher Querver-
bund mit der BBL und der VTL. Die Kommanditbeteiligung der BGL an der ENERGIERIED ist steu-
erlich als BgA Energie zu beurteilen, der eine steuerliche Zusammenfassung mit dem Verkehrsbe-
trieb der VTL und unter den Voraussetzungen der technisch-wirtschaftlichen Verflechtung auch mit
dem Baderbetrieb der BBL ermdglicht.

Allerdings sind die Dividendenzahlungen der GGEW an die BGL und die Einkinfte der BGL aus der
ENERGIERIED nicht ausreichend, um die Verluste der BBL und der VTL vollstandig abzudecken.
Es sind zuséatzliche Zahlungen zur Verlustabdeckung aus dem Haushalt der Stadt Lampertheim in
die Kapitalriicklage der BGL erforderlich.
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Vollfusion

Eine Verschmelzung der ENERGIERIED und der GGEW hat steuerrechtlich zur Folge, dass auf
Ebene der BGL der BgA Energie durch die Kommanditbeteiligung an der ENERGIERIED entfallt. An
die Stelle der bisherigen Kommanditbeteiligung tritt die erhéhte Beteiligung an der verschmolzenen
GGEW. Diese Beteiligung qualifiziert steuerlich nicht als Zusammenfassungskriterium im Sinne der
engen Voraussetzungen des steuerlichen Querverbunds i.S.d. § 4 KStG. Der steuerliche Querver-
bund in seiner bisherigen Form entfallt. Ggf. ware aber — nach vorheriger Abstimmung mit der Fi-
nanzverwaltung - eine Verrechnung der Ertréage aus der verschmolzenen GGEW ganz oder teilweise
mit den Ergebnissen aus den Beteiligungen an der VTL und der BBL mdglich.

Teilfusion

Zwar entfallt mit dem BgA Energie die steuerliche Verlustverrechnung bei der BGL mit dem Bader-
betrieb (technisch-wirtschaftliche Verflechtung). Die Kommanditbeteiligung der BGL an der kiinftigen
Wasserried ermdglicht auf der Ebene der BGL gemal § 4 Abs. 6 Nr. 3 KStG weiterhin einen Quer-
verbund mit den Ergebnissen der VTL (6ffentlicher Verkehr und Versorgung mit Wasser).

dd) Gewerbesteuer

Bisher unterlagen die Gewinnanteile aus der Beteiligung an der GGEW AG einer doppelten Gewer-
besteuer, zum einen auf Ebene der GGEW und zum anderen auf Ebene der BGL, da das sog. ge-
werbesteuerliche Schachtelprivileg erst ab einer Beteiligungshéhe von mehr als 15 % zu Beginn des
Erhebungszeitraums anwendbar ist. Das gewerbesteuerliche Schachtelprivileg hat den Zweck, Dop-
pelbelastungen mit Steuern inshesondere in Konzernen zu vermeiden. Kiinftig halt die Wasserried
eine Beteiligung von 15,27 % an der GGEW NewCo, die die fir das gewerbesteuerliche Schachtel-
privileg erforderliche Beteiligungsquote erfiillt. Anders als flir Zwecke der Ertragsbesteuerung ist eine
Personengesellschaft flir Zwecke der Gewerbesteuer ein eigenstandiges Steuersubjekt.

Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer ist der Gewerbeertrag. Gewerbeertrag ist gemaR §7 S. 1
GewsStG der nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes oder des Kérperschaftsteuerge-
setzes zu ermittelnde Gewinn aus Gewerbebetrieb, der bei der Ermittlung des Einkommens fiir den
dem Erhebungszeitraum entsprechenden Veranlagungszeitraum zu berlicksichtigen ist, vermehrt
und vermindert um die in den 88 8 und 9 GewStG bezeichneten Betrage. Auf Ebene der Wasserried
wird die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen gem. § 9 Nr. 2a gekiirzt um die Gewinne
aus sog. laufenden Gewinnanteilen an der GGEW NewCo (sachliche Gewerbesteuerbefreiung). Die
Kirzung ist auf den steuerpflichtigen Ertrag begrenzt.

Auf Ebene der BGL wiirde ebenfalls eine Befreiung vorliegen, aber voraussichtlich nicht zum Tragen
kommen, da die Verluste die Gewinnausschiittungen ubersteigen.
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b) Rechtliche Aspekte

Bisher hat die Stadt Lampertheim Uber die BGL als Kommanditistin der Energieried ein Stimmrecht
in Hohe von 40,4 %, um Entscheidungen in der Energieried zu treffen. In der neuen Struktur ist die
BGL mit rd. 72 % an der Wasserried beteiligt, die eine Beteiligung von 15,27% an der GGEW NewCo
halt. Damit kann die Stadt Lampertheim das kiinftige Wassergeschaft in der Energieried mehrheitlich
bestimmen, was zuvor in der Energieried nicht méglich war.

Der Einfluss der Stadt Lampertheim auf die friilhere Energiesparte der Energieried, die sich kiinftig in
der GGEW NewCo befindet, reduziert sich faktisch von 40,4 % auf 15,27 %. Wenn die Stadt Lam-
pertheim einen héheren Einfluss sicherstellen méchte, missten gesellschaftsrechtliche Sicherungs-
mechanismen erwogen werden, die jedoch von der Zustimmung der bisherigen Aktionare der GGEW
abhangen, beispielsweise Stimmrechtsvereinbarungen oder Trackingstockstrukturen. Uber die Be-
teiligung an der GGEW NewCo kann die Wasserried nur einheitlich abstimmen. Ein direkterer Ein-
fluss der Stadt Lampertheim, wie derzeit an der Energieried und der GGEW, ist nicht mehr gegeben.

In diesem Zusammenhang ist jedoch folgendes zu beriicksichtigen: Der Einwirkungsgrad der Stadte
Birstadt und Lampertheim als Kommanditistinnen der WASSERRIED auf die GGEW NewCo wird
kunftig durch die Besetzung des Aufsichtsrats bei der GGEW NewCo erhalten bzw. neu geschaffen.
In Aufsichtsratssitzungen werden die Beschlisse in der Regel mehrheitlich und nicht nach Anteilen
gefasst. In der Gesellschafterversammlung der GGEW NewCo haben die Stadte Lampertheim und
Birstadt Uber die WASSERRIED zusammen mit 15,27 % einen héheren Grad an Einwirkungsmag-
lichkeiten als zuvor die Stadt Lampertheim mit einer Beteiligung von 4,08 % alleine.

Im Hinblick auf das Wassergeschaft erhoht sich der Einfluss der Stadt Lampertheim deutlich. Vorteil-
haft kann sich kiinftig die Moglichkeit zu einer sog. Inhouse Vergabe von Wasserkonzessionen durch
die Wasserried auswirken, die zu einer Verringerung des administrativen Aufwands durch den Entfall
von Vergabeverfahren flihren kann.

3.  Wie wird sich das neue Beteiligungskonstrukt auf den Haushalt der Stadt Lampertheim auswir-
ken? Sind weitere Haushaltsbelastungen zu erwarten?

Wirtschaftlich fihrt die Aufdeckung stiller Reserven infolge der Transaktion zu einem héheren Betei-
ligungsansatz der Beteiligung an der GGEW NewCo. Der bilanzielle Ausweis im Konzern der Stadt
Lampertheim verbessert sich. Demgegeniiber steht, dass die bisherigen Verbindlichkeiten der Ener-
gieried mit Ausnahme der Schulden fiir das neue Betriebsgebaude auf die neue Wasserried Ubertra-
gen werden sollen, so dass diese Beteiligung niedriger zu bewerten ist. Insgesamt gehen wir davon
aus, dass der bisherigen Status Quo nicht verschlechtert wird.
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Die Beschrankung des bisher vollumfanglichen steuerlichen Querverbunds auf Ebene der BGL mit
der BBL und der VTL auf die Verluste der VTL fihrt dazu, dass steuerlich die Regelungen des § 8
Abs. 7 ff. KStG zur Anwendung kommen und auf Ebene der BGL eine Spartenrechnung eingefihrt
werden muss. Dies fuhrt zu einem erhdhten Bilanzierungsaufwand bei der BGL, der mit hdheren
Kosten als bisher verbunden sein kann.

Soweit nach der Verrechnung der Dividenden aus der GGEW NewCo mit den Verlusten der VTL auf
Ebene der BGL ein Uberschuss verbleiben sollte, kann dieser — anders als bisher — nicht mehr un-
mittelbar zum Verlustausgleich der BBL genutzt werden. Der Uberschuss unterliegt auf Ebene der
BGL zunéchst der Besteuerung (95 % der Ertrage nach § 8b KStG steuerfrei, 5 % gelten als nicht
abziehbare Betriebsausgaben) und kann erst im Anschluss zum Verlustausgleich der BBL genutzt
werden.

Vereinfacht gesagt kann der Verlustausgleich der BBL nicht mehr aus unversteuerten Gewinnen
erfolgen, sondern erst nach Versteuerung der Gewinne. Damit verteuert sich der Verlustausgleich
der BBL — vorausgesetzt es liegen Beteiligungsertrage in entsprechender Héhe vor — durch die Be-
steuerung. Soweit die Verluste durch die Beteiligungsertrage nicht vollstandig ausgeglichen werden
kénnen, mussten Ausgleichszahlungen aus dem Haushalt der Stadt Lampertheim geleistet werden.

Zusammenfassend stellt sich die Situation unter Berlicksichtigung der verschiedenen Handlungs-
maoglichkeiten wie folgt dar:

Beibehaltung des Status Quo
Die Ertrage der BGL reichen nicht aus, um die Verluste der Beteiligungen BBL und VTL sowie die
originaren Kosten der BGL zu finanzieren. Aufgrund der Dauerverluste der BBL ist somit dauerhaft
eine Unterstitzung durch die Stadt Lampertheim als Gesellschafterin der BGL durch Zahlungen in
die Kapitalriicklage notwendig.

Vollfusion

Der steuerliche Querverbund auf Ebene der BGL entfallt. Die Stadt Lampertheim misste die Verluste
der BBL und VTL aus dem Haushalt ausgleichen. Hierzu kénnen handelsrechtliche die von der
GGEW AG an die BGL ausgeschitteten Dividendenertrage genutzt werden.

Teilfusion

Der steuerliche Querverbund mit der VTL bleibt erhalten. Zum Verlustausgleich kénnen die handels-
rechtlichen Beteiligungsgewinne, die die BGL Uber bzw. von der WASSERRIED erhalt, genutzt wer-
den. Die Verluste der BBL waren aus dem Haushalt auszugleichen.
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4.  Welche wirtschaftlichen, gesellschaftsrechtlichen und steuerlichen Folgen entstehen durch die
Grindung der Wasserried?

Mit der Griindung der Wasserried als Konstrukt einer GmbH & Co. KG missen sowohl fur die Ver-
waltungs GmbH als auch fir die KG Blicher gefiihrt und Abschlisse erstellt werden. Anders als bei
einer Vollfusion der ENERGIERIED mit der GGEW, bei der die Energieried GmbH & Co. KG entfallen
wiurde, bleibt in dem Konzept der Teilfusion die GmbH & Co. KG als WASSERRIED erhalten.

Im Vergleich zu einer Vollfusion kénnte es ein positives Signal fir die Einwohner sein, dass der Be-
reich Wasserversorgung auch kinftig durch eine kommunale Gesellschaft wahrgenommen wird und
nicht durch eine grol3e AG.

Insgesamt hat das vorgeschlagene Konstrukt positive und negative steuerliche und wirtschaftliche
Folgen im Vergleich zu der bisherigen Situation, die anhand der voraussichtlich erwarteten Zahlen
gegeneinander abgewogen werden missen:

- Steuerungs- und Betriebsaufwand: bisher Energieried GmbH & Co. KG, kiinftig Wasserried
GmbH & Co. KG: kein Unterschied

- Einflussnahmemaoglichkeiten der Stadt Lampertheim auf den Bereich Energie verringert sich
von bisher 40,4 % an der Energieried GmbH & Co. KG auf insgesamt 15,27 % Uber die Betei-
ligung der BGL zusammen mit der Stadt Birstadt an der Wasserried. Im Gegenzug erhoht sich
die mittelbare Beteiligung der Stadt Lampertheim an der GGEW NewCo von bisher 4,08 % auf
15,27 %.

- Der steuerliche Querverbund auf Ebene der BGL mit der BBL und der VTL bleibt fur die VTL —
anders als bei einer Vollfusion - erhalten. Zudem ergeben sich Vorteile aus dem gewerbesteu-
erlichen Schachtelprivileg, der Steuerbefreiung von Dividenden nach § 8b KStG und erhéhte
Dividendenzahlungen aufgrund von Synergieeffekten der Fusion und dem erhéhten Abschrei-
bungspotential aus der Aufdeckung von stillen Reserven.

- Neben den rein steuerlichen Folgen der Teilfusion sind auch Faktoren zu beriicksichtigen, die
zum derzeitigen Zeitpunkt nicht monetar beziffert werden kénnen, wie beispielsweise eine po-
sitivere Ausgangssituation der GGEW NewCo im Hinblick auf die Erschlieung von Wachs-
tumspotentialen in Stromnetzen, erneuerbare Energien, Telekommunikation etc. Der Bereich
Wasserversorgung kann in der WASSERRIED von einer eindeutigen Bestimmung der Aufga-
benerledigung, von der Mdglichkeit der Inhouse-Vergabe von Wasserkonzessionen sowie von
dem Erhalt des Standortes in Lampertheim profitieren.
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- Insgesamt ist das Konzept der Teilfusion aus steuerlicher Sicht wegen des teilweisen Erhalts
des steuerlichen Querverbunds i.S.d. § 4 KStG rechtssicherer als das bisher erwogene Kon-
zept einer Vollfusion, bei der eine Verrechnungsmdéglichkeit der Beteiligungsertrdge aus der
GGEW NewCo mit den Beteiligungsverlusten der BBL und VTL nicht mehr nach den steuerli-
chen Querverbundskriterien (8 4 KStG) erreicht werden kann, sondern durch eine Abstimmung
mit der Finanzverwaltung sichergestellt werden misste. Wirde der bisherige Status Quo bei-
behalten, kbénnten die mit einer Teilfusion verbundenen Synergieeffekte nicht realisiert werden.
Zudem wiirde eine Beibehaltung des Status Quo nicht zur Anwendung des gewerbesteuerli-
chen Schachtelprivilegs (Vermeidung einer Doppelbesteuerung auf mehreren Gesellschafts-
ebenen) fihren.

IV. Benchmarking

AbschlieRend mdchten wir — wie gewtinscht — lediglich kurz zu dem Aspekt des Benchmarkings Stel-
lung nehmen. Auch wenn jede Kommune individuell ist und aufgrund ihrer Entwicklungsgeschichte
unterschiedliche Beteiligungsstrukturen aufweist, lasst sich allgemein feststellen, dass aus steuerli-
chen Grinden regelmafig Strukturen gegeben sind, die einen steuerlichen Querverbund i.S.d. § 4
KStG ermdglichen. So besteht regelmafiig — wie auch zurzeit bei der Stadt Lampertheim — eine tech-
nisch-wirtschaftliche Verflechtung zwischen dem Bereich Schwimmbad und Energie.

Durch diese Strukturen kénnen steuerliche Vorteile geschaffen werden, die die Steuerbelastung der
Gemeinde senken. Der steuerliche Vorteil der Stadt Lampertheim lag im Jahre 2020 bei ca. EUR
112.000,00.

Wirden beispielsweise die Anteile der GGEW in Haushalt der Stadt Lampertheim liegen und die
GGEW wirde zugunsten der Stadt Lampertheim EUR 350.000,00 (Brutto) ausschiitten, so kame es
zu einer Steuerbelastung durch Kapitalertragsteuer (15%) und Solidaritatszuschlag (5,5%) in Hohe
von ca. EUR 55.400,00. Diese Steuerbelastung kann durch die bestehende Struktur vermieden wer-
den. Aus diesem Grund hat jede Stadt oder Gemeinde, die wesentliche Gewinnausschiittungen aus
Versorgungbetrieben erhéalt, Strukturen wie die in Lampertheim oder ahnliche geschaffen, um die
Steuerbelastung zu minimieren und die wirtschaftlichen Vorteile zu nutzen.

Ebenso Ublich ist aus grunderwerbsteuerlichen Griinden die Verlagerung der Stadtentwicklung auf
stadteigenen Grundstlicken in die Rechtsform einer GmbH & Co. KG. Durch diese Strukturen kénnen
Belastungen mit 6% Grunderwerbsteuer vermieden werden. Das heil3t, bei Stadten und Gemeinden,
die nachhaltig Grundstlicke erwerben, erschlieBen und verkaufen, sind Beteiligungen in der Rechts-
form der GmbH & Co KG zu finden und auch steuerrechtlich sinnvoll, denn in anderen Rechtsformen
kame es gegebenenfalls zu einer mehrfachen Belastung mit Grunderwerbsteuer, die die Erschlie-
Bungsmaflnahmen wesentlich verteuert.
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Es soll natirlich nicht unerwahnt bleiben, dass die sogenannten Entwicklungsgesellschaften in der
Rechtsform einer GmbH & Co KG nur betriebswirtschaftlich sinnvoll sind, wenn kiinftig noch Stadt-
entwicklung in der Gesellschaft betrieben wird. Sollte absehbar sein, dass in der weiteren Zukunft
keine grundstlicksbezogenen Stadtentwicklungsmalnahmen mehr durchgefiihrt werden, sollte tber-
pruft werden, ob die Gesellschaften beendet werden. In der derzeitigen Situation der Wohnungs-
knappheit in den hessischen Ballungsraumen und den kommunalen Uberlegungen zur Schaffung
von bezahlbaren Wohnraum, gewinnt die GmbH & Co KG in der kommunalen Familie wieder ver-

starkt an Bedeutung.

AbschlieRend mochten wir aber festhalten, dass ein vollstandiges detailliertes Benchmarking in den
genannten Bereichen, aufgrund der sehr unterschiedlichen Kosten- und Ertragssituationen in den
verschiedenen kommunalen Strukturen nur mit einen unseres Erachtens unverhaltnisméafRig hohem
Aufwand méglich ware. In der Mehrheit der uns bekannten kommunalen Einrichtungen werden die
vorstehend genannten steuerlichen Vorteile genutzt, soweit sie von betriebswirtschaftlicher Bedeu-
tung sind. Aufgrund der seit Jahrzehnten gewachsenen Strukturen im kommunalen Umfeld, sind in
der Regel keine identischen Strukturen vorhanden, die einen unmittelbaren Vergleich der Beteili-
gungsstrukturen der Kommunen ermdglichen wirden.
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G. Ergebnis und Handlungsempfehlungen

Zusammenfassend lasst sich als Ergebnis der Priifung der Gesellschaftsstrukturen der Stadt Lam-
pertheim folgendes feststellen:

- Wegen ihrer unternehmerischen Fuhrungsstruktur erweisen sich Kommunalunternehmen in
Privatrechtsformen vielfach als vorteilhaft gegentiber der Aufgabenwahrnehmung in der Stadt
selbst. Von der jeweiligen Geschéftsfilhrung werden Kommunalunternehmen grundsétzlich in
eigener Verantwortung geleitet, wodurch schnelle und flexible Entscheidungen erméglicht wer-
den. Die Beteiligungsgesellschaften handeln im Rahmen eines vorgegebenen Wirtschaftsplans
und sind eng mit den stadtischen Gremien verknlpft. Sdmtliche wesentlichen Geschéfte der
Beteiligungsgesellschaften erfordern das Einverstandnis der Gesellschafterversammlung (Ma-
gistrat) sowie die Kenntnis bzw. Zustimmung des Aufsichtsrats. Dennoch kénnen Beteiligungs-
gesellschaften zeitnaher handeln als bei einer Aufgabenwahrnehmung im Rahmen eines Re-
giebetriebs. Der zeitliche Faktor kann gerade im Immobiliensektor (steigende Kostenindizes)
entscheidend sein fur die Effizienz der Aufgabenwahrnehmung. Durch mehr Eigenverantwor-
tung werden Anreize zu wirtschaftlichem Verhalten erzeugt, gleichzeitig werden kommunale
Entscheidungsgremien von den Geschéften des laufenden Betriebs entlastet.

- Obwohl eine aus der Verwaltung ausgegliederte Aufgabenwahrnehmung unabhéangiger und
flexibler ist, besteht eine enge Verknlipfung zu der Stadt als juristische Person des 6ffentlichen
Rechts. Hieraus ergeben sich besondere Anforderungen im Zusammenspiel von Gesell-
schaftsrecht und Kommunalrecht, insbesondere ist nach § 122 HGO der Einfluss der Stadt
durch die Errichtung eines Aufsichtsrats in den Beteiligungsgesellschaften sicherzustellen. Die
Satzungen der Beteiligungen erfillen die kommunalrechtlichen Anforderungen beziiglich der
Errichtung eines Aufsichtsrates.

- Die Willensbildung der Stadt als Gesellschafterin erfolgt im Magistrat. In der Gesellschafterver-
sammlung der Eigengesellschaft kann nur eine einheitliche Stimme abgegeben werden. § 125
Abs. 1 HGO sieht eine Vertretung der Stadt durch den Gemeindevorstand vor, der durch den
Birgermeister kraft Amtes vertreten wird. Vor diesem Hintergrund sind die Regelungen zur
Besetzung der Gesellschafterversammlung in der BGL mit 11 Personen entbehrlich. Im Wege
einer Anpassung des Gesellschaftsvertrags der BGL kann die Beteiligung schlanker und effi-
zienter verwaltet werden. Dies gilt auch fir die SEL, bei der die Stadt als Kommanditistin von
den Vertretern der Gesellschafterversammlung der BGL vertreten wird.

Die Stadt Lampertheim hat Grundsétze zur Unternehmensfiihrung von 6ffentlichen Beteiligun-
gen (GUBL). Aus unserer Sicht sind verschiedene Anpassungen der GUBL empfehlenswert.
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Die gegebene Beteiligungsstruktur der Stadt Lampertheim ist mit einem Steuerungsaufwand
der Stadt Lampertheim verbunden (Aufsichtsrat- und Gesellschafterversammlungen mit Auf-
wandsentschadigungen fiir die ehrenamtlichen Mitglieder, Berichtswesen und Prifung, Steu-
ererklarungen, Beteiligungscontrolling). Diese Kosten wiirden in &hnlicher Weise auch bei einer
Aufgabenwahrnehmung durch die Stadt anfallen (Kosten fir die Buchflihrung und die Rech-
nungsprifung bei Regiebetrieben oder Jahresabschlusskosten bei einem Eigenbetrieb).

Darliber hinaus sind steuer- und EU-beihilferechtliche Aspekte zu beachten. Bisher wurden
steuerliche Vorteile durch die Verlustverrechnung mittels Gewinnabfiihrungsvertragen der BGL
mit der BBL und der VTL mit den Ertréagen aus der ENERGIERIED in der Hand der BGL erzielt.
Die Auslagerung der Bader- und Verkehrsbetrieb aus dem Haushalt in die Rechtsform von
GmbHs war mit dem Ziel der Haftungsbeschrankung und der Entlastung des Haushalts nach-
vollziehbar und sinnvoll.

Aus umsatzsteuerlicher Sicht war die Aufgabenwahrnehmung in der Rechtsform einer GmbH
bisher im Hinblick auf den Vorsteuerabzug in bestimmten Bereichen vorteilhafter als die Auf-
gabenwahrnehmung durch die Stadt Lampertheim. Dies lag daran, dass nach bisherigem Ver-
standnis zum Unternehmerbegriff juristische Personen des ¢ffentlichen Rechts nur im Rahmen
ihrer Betriebe gewerblicher Art umsatzsteuerlich als Unternehmer anzusehen waren. Tatigkei-
ten im Bereich der Vermdgensverwaltung haben hingegen nicht zum Vorsteuerabzug berech-
tigt. Diese umsatzsteuerliche Beurteilung andert sich spatestens am 01.01.2023 mit der zwin-
genden Anwendung des neuen Umsatzsteuerregimes des § 2b UStG. Danach sind juristische
Personen des offentlichen Rechts grundsatzlich immer dann zum Vorsteuerabzug berechtigt,
wenn sie auf privatrechtlicher Grundlage handeln und die Voraussetzungen des Vorsteuerab-
zugs (8 15 UStG) gegeben sind. Damit erfolgt eine weitgehende Angleichung der umsatzsteu-
erlichen Behandlung von juristischen Personen des o6ffentlichen Rechts und den sonstigen
Marktteilnehmern. Die Mdglichkeit zum Vorsteuerabzug ist damit ab 01.01.2023 kein entschei-
dungsrelevantes Kriterium fur die kiinftige Gestaltung mehr.

Mit der einer vollstdndigen Verschmelzung der ENERGIERIED auf die GGEW oder der Teilfu-
sion mit Griindung der Wasserried entfallt der bisherige Querverbund ganz oder teilweise. Eine
Verlustverrechnung ware kinftig bei einer Vollfusion nicht mehr nach den Regelungen des di-
rekten steuerlichen Querverbunds mdglich. Es musste auf Ebene der BGL eine Spartenrech-
nung erfolgen. Die neuen steuerlichen Umstéande sollten aus Griinden der Rechtssicherheit mit
der Finanzverwaltung im Vorfeld abgestimmt werden. Bei einer Teilfusion ist der steuerliche
Querverbund i.S.d. § 4 KStG auf Ebene der BGL mit den Ergebnissen der VTL mdglich

Soweit die Ergebnisplanungen der GGEW NewCo zukiinftig eintreten, sind die Gewerbesteu-
ereinnahmen nach der Teilfusion deutlich héher als in der Vergangenheit (ca. EUR 82.000,00).



Schillermann und Partner AG 64

Anlasslich der geplanten Verschmelzung stellt sich die Frage, ob die Beteiligungsstruktur nach
Verschmelzung weiterhin sinnvoll ist.

In Betracht kame zun&chst die Uberlegung, die BBL ebenfalls auf die GGEW zu (ibertragen,
die den Badbetrieb flir die Stadt Lampertheim tbernehmen wirde. Mit der Einbringung des
Badbetriebs in die GGEW koénnten ggf. organisatorische Synergieeffekte im Betrieb realisiert
werden. Fir die Stadt Lampertheim ware hiermit eine Verringerung des unmittelbaren politi-
schen Einflusses auf die Gestaltung des Badbetriebs verbunden. Hinzu kommt die Verpflich-
tung der Stadt Lampertheim, jahrliche Verlustausgleichszahlungen an die GGEW zu leisten,
die eventuell der Umsatzsteuer unterlagen. In diesem Fall wiirde sich der Badbetrieb fir die
Stadt Lampertheim — ohne die Mdglichkeit eines Vorsteuerabzugs — um 19 % verteuern. Hinzu
kamen ggf. grunderwerbsteuerliche Folgen, die die Stadt ebenfalls zu tragen héatte. Diese Ge-
staltung musste anhand konkreter Zahlen vorab auf ihre Wirtschaftlichkeit geprift werden.

Soweit die BBL nicht auf die GGEW Uubertragen werden soll, kbnnte sie aufgrund des sog.
Konzernprivilegs (8 6a GrEStG) ohne grunderwerbsteuerliche Folgen auf die BGL verschmol-
zen werden. Hierzu sollte aus Vorsichtsgriinden vorab eine verbindliche Auskunft bei dem Fi-
nanzamt eingeholt werden. Allerdings miissten Vorkehrungen getroffen werden, dass das Ge-
schéaft der BBL in einem eigenen Bereich der BGL weitergefliihrt werden kann.

Es kdnnte weiterhin zur Verschlankung der Beteiligungsstruktur erwogen werden, die VTL auf
die BGL zu verschmelzen. Die steuerlichen Folgen waren mangels Grundbesitz der VTL ge-
ring. Allerdings missten Vorkehrungen getroffen werden, dass das Geschaft der VTL in einem
eigenen Bereich der BGL weitergeflihrt werden kann.

Eine Ubertragung der SEL, die als GmbH & Co. KG als Doppelgesellschaft einen erhéhten
administrativen Aufwand verursacht, auf die BGL wéare aus grunderwerbsteuerlichen Griinden
sowie dem Risiko der Aufdeckung von stillen Reserven bei einer Ubertragung nicht empfeh-
lenswert. Die SEL kdnnte jedoch ohne grunderwerbsteuerliche Folgen auf die Stadt zuriickge-
fuhrt werden. Allerdings unterldagen die stillen Reserven der SEL der Besteuerung. Aus unserer
Sicht sprechen vor diesem Hintergrund mehr Grinde fir eine Beibehaltung der bisherigen
Struktur.
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- Fur die Ausgliederung weiterer Tatigkeiten (z.B. Kitas) aus dem Haushalt in Geszllschaften des
privaten Rechts sehen wir keine Vorteile. Die Ausgliederung dausrdefizitarer Tatigkeiten ist
regelmatig mit der Verpflichtung der Verlustiragung durch die Stadt verbunden, um die Rechts-
folgen einer verdeckten Gewinnausschittung zu vermeiden. Die Verlustausgleichszahlungen
sind Jedoch aus umsatzsteuerlicher Sicht immer mit dem Risiko behaftet, dass es sich bei die-
sen Zahlungen um einen Leistungsaustausch handelt, Damit kénnten wlrden sich die Tatig-
keiten umn die Hohe der Umsatzsteuer verteuemn.

- Soweit die BBL nicht auf die GGEW Ubertragen wird, empfehlen wir aus EU-beihilferechtlichen
Griinden, einen Betrauungsakt zugunsten der BBL zu erlassen. Dies gilt auch fur den Fall,
wenn die BBL auf die BGL verschmolzen werden solite.

Dreieich, den 19. Januar 2023

Schillermann und Partner AG
Wirtschaftsprufungsgesallschait
Sleuerberatungsgesslischaft

g B b iaota

Dipl.-Finw,{FH) Wolfgang Kaiser Dr. Martina Kastle
Virtschaftsprafer Rechtsanwaéltin




STADT LAMPERTHEIM Beschlussvorlage
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Drucksache 2023/13

Produkt: 10.02.01

Federflhrung: FB 20 Finanzen

Bearbeiter/in: Brechenser

Datum: 18.01.2023

Beratungsfolge Termin Bemerkungen / Mitbeteiligung gem. GeschO
Magistrat der Stadt Lampertheim 27.02.2023

Haupt- und Finanzausschuss 08.03.2023

Stadtverordnetenversammlung 31.03.2023

Antrag Vereinbarungen Belegungs- und Mietpreisbindung - mittelbare Belegung BV
Weinheimer Weg 19-23 und Daimlerstralle 6a

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lampertheim beschlieBt, dass der Antrag
der Baugenossenschaft, Ersatzwohnungen im Rahmen der mittelbaren Belegungsrecht in
der GroRe der forderfahigen Wohnflache bereitzustellen, abgelehnt wird und entspre-
chend der bestehenden stadtischen Richtlinie die Ersatzwohnungen in der GroRe der Ge-
samtwohnflache bereitzustellen.

Sachdarstellung:

Am 08.12.2022 hat die Baugenossenschaft einen Antrag zur Anpassung der Vereinbarungen
Belegungs- und Mietpreisbindung bei mittelbaren Belegungen gestellt. Dieser beinhaltet, dass
bei der Vereinbarung der Daimlerstralle 6a und dem Weinheimer Weg 19-23 Uber die Begrin-
dung von Belegungs- und Mietpreisbindungen im Rahmen der mittelbaren Belegung unter dem
Punkt 1.2 die Gesamtwohnflache und nicht die férderfahige Flache veranschlagt wurde.

Diese jeweilige Gesamtwohnflache entspricht aufgrund der Richtlinie des Landes Hessen zur
sozialen Mietwohnraumférderung nicht der forderfahigen Wohnflache. Die forderfahige Wohnfla-
che bedeutet, dass die Forderung des Landes Hessen, sowohl beim Landesdarlehen als auch
bei dem Zuschussbetrag, nur die forderfahige Wohnflache bezieht.

Aufgrund der unterschiedlichen Bewertungen der Wohnflache ergeben sich bei den beiden
Wohnanlagen die nachfolgenden Ergebnisse:

Daimlerstral’e 6a - Wohnflache 479,82 m? - férderfahige Wohnflache 432 m?
Weinheimer Weg 19-23 - Wohnflache 662,53 m? - férderfahige Wohnflache 504,00 m?

Aus diesem Grund wird von der Baugenossenschaft beantragt, dass bei den oben genannten
Vereinbarungen uber die Belegungs- und Mietpreisbindungen die Wohnflache der Ersatzwoh-
nungen gemal der Richtlinie des Landes Hessen auf die forderfahige Wohnflache geandert
wird.

Es ist jedoch so, dass die Genehmigung der Zuschussantrage der Baugenossenschaft geman
der Richtlinie der Stadt Lampertheim zur Gewahrung von Zuschussen zum Neubau im Bereich
bezahlbaren Wohnraum erfolgt ist. Bei der Genehmigung und Berechnung der Hohe der Zu-
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schisse wird die Gesamtwohnflache herangezogen. So auch in den Fallen der Daimlerstralie
6a und dem Weinheimer Weg 19-23. Die stadtische Richtlinie sieht eine Zuschussstaffelung
nach Wohnungsgréfe vor. Auf Grundlage der Gesamtwohnflache wurde der Zuschuss gewahrt,
wodurch ein héherer Zuschussbetrag entstanden ist, als es bei der forderfahigen Wohnflache
der Fall gewesen ware. Allein im Objekt Daimlerstralle hat die Baugenossenschaft 12.000 €
mehr Férderung erhalten, als wenn die forderfahige Wohnflache herangezogen worden ware.

Somit wirde die Baugenossenschaft bei einer Genehmigung des Antrages doppelt profitieren,
da zum einen eine hoéhere Férdersumme ausgezahlt wird und zum anderen die Baugenossen-
schaft Ersatzwohnungen nur fir die Quadratmeterzahl der férderfahigen Wohnflache des Lan-
des und nicht der Gesamtwohnflache zur Verfigung stellen misste.

Aullerdem sind die Zuschussantrage, wie bereits erwahnt, auf Grundlage der stadtischen Richt-
linie und nicht auf der Landesrichtlinie genehmigt worden.

Aus diesen Griinden sollte der oben genannte Beschluss gefasst und der Antrag abgelehnt wer-
den.

Erstellt Gesehen freigegeben
(Brechenser) (Ruh) (Stérmer)
Sachbearbeitung Fachbereichsleitung Blrgermeister

Besondere Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche (§ 3 Kinderrechtesatzung):

Finanzielle Auswirkungen zu Lasten des stadtischen Haushalts:

1. Buchungsstelle

bereitgestellte Mittel EUR
noch verfiigbare Mittel EUR

2. Nicht ausreichende verfligbare Mittel

Bei nicht ausreichenden verfugbaren Mitteln kann die Mittelde-

() ckung durch Mehrertrage / Wenigeraufwendungen in Hohe von EUR
bei der Buchungsstelle
erfolgen.

() Die Mitteldeckung muss in Hohe von EUR
durch Uber- / auBerplanmaflige Bewilligung gemaf Beschlussvor-
schlag erfolgen

3. InvestitionsmalRnahmen

() Die bisherigen Auftragsvergaben bewegen sich im Rahmen des
Kostenvoranschlages und es ist derzeit keine Uberschreitung der
Gesamtkosten erkennbar.

() Die bisherigen Auftragsvergaben lassen erkennen, dass die ur-
sprunglich projektierten Mittel nicht ausreichend sein werden.
Nach dem derzeitigen Stand werden sich die Gesamtkosten um EUR
erhdhen.

4, Folgekosten
() Die MaBnahme verursacht keine Folgekosten in kommenden
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()

Haushaltsjahren

Die MaRnahme verursacht Folgekosten in kommenden Haushalts-
jahren, bestehend aus

Personalaufwendungen

EUR
Betriebs- und Unterhaltungsaufwendungen EUR
Finanzierungsaufwendungen EUR
Sonstige Aufwendungen EUR
5.

@)

Keine finanziellen Auswirkungen

Die Begrundung fiir die Entstehung der Folgekosten ist aus dem Vorlagentext zu entnehmen.
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Antrag
Vereinbarungen Belegungs- und Mietpreisbindung — mittelbare Belegung
BV: Weinheimer Weg 19-23 und Daimlerstralle 6a

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Ihrem Schreiben vom 28.11.2022 haben wir die 0.g. Vereinbarungen fur unsere Bauvorhaben
in der DaimlerstralRe 6a und im Weinheimer Weg 19-23 erhalten.

Innerhalb der beiden Vereinbarungen wird unter dem Punkt 1.2 auf die Gesamtwohnflache der
Ersatzwohnungen abgestellt. Diese — jeweilige Gesamtwohnflache — entspricht aufgrund der
Richtlinie des Landes Hessen zur sozialen Mietwohnraumférderung nicht der férderfahigen
Wohnflache. Forderfahig bedeutet, dass sich die Forderung des Landes Hessen sowohl beim
Landesdarlehen als auch bei dem Zuschussbetrag des Landes Hessen, nur auf die forderfahige
Wohnflache bezieht. (lber die forderfahige Wohnflache hinausgehende Wohnflache, bleibt
unbericksichtigt).

Aufgrund der unterschiedlichen Bewertung (Wohnfladche davon forderfahig), ergeben sich bei
den beiden Wohnanlagen die n.a. Ergebnisse:

BV Daimlerstrale 6a Wohnflache 479,82m? - férderfahige WF 432,00m?

BV Weinheimer Weg 19-23 Wohnflache 662,53m? - férderfahige Wohnflache 504,00m?

Wir beantragen, dass Sie bei den Vereinbarungen Uber die Belegungs-und Mietpreisbindungen
die Wohnflache der Ersatzwohnungen gemaf den Richtlinien des Landes Hessen ebenfalls auf
die forderfahige Wohnflache abstellen.

FUr eventuelle Rickfragen stehen wir lnnen gerne zur Verfligung.

/
Mit freundlichen GriiRen.
Ba nossenschaft Lampértheim eG

a2

z. Zt. Kaiserstr. 34 - 68623 Lampertheim - Tel. (06206) 9423 - 0 - Fax (06206) 9423 - 23 - info@bg-lampertheim.de
Registergericht Darmstadt GnR 60102 - Steuernr. 005 227 01463
Vorstand: Martina Sotornik, Wolfgang Klee, Fritz Gotz, Erich Schollmeier « Vorsitzender des Aufsichtsrats: Walter Konrad
Rheinhessen Sparkasse - IBAN: DE21 5535 0010 0003 1110 28 - BIC: MALADESTWOR | Volksbank Darmstadt - Stidhessen eG - IBAN: DE75 5089 0000 0014 3111 06 - BIC: GENODEF1VBD
Sprechzeiten: Dienstag 9:00 - 12:00 Uhr und 14:00 - 17:00 Uhr | Donnerstag 14:00 - 16:00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung

www.bg-lampertheim.de
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o WeHiemee Wea 49,2423
2 ebaude
7.1 Mietwohnungen / Genossenschaftswohnungen

7.1.1 Baubeginn

Mit dem Bau wird/wurde begonnen am: : die Bezugsfertigkeit ist vorgesehen bis zum:
7.1.2 Passivhausstandard
|Passivhausstandard gemaR Forderrichtlinie J Nein
o i bitte mit X
7.1.3 Wohneinheiten / Férderung markieren
je Wohneinheit 2 davon geforderte WE
3 max. davon nicht
| 2| 5|8 | Overgrenze | Zusatz- Summe geforderte WE
=|2lE|S flache
A (@] el g ﬁ
n-
b § g P g 2| Wohn- | Gesamt- |2 @ |2 8
o g a—— . P o 9 LI.J & S
we | 8| E|Z ||| Mache [wohnflachelo |5 |'o | £ Wohn- | 00|  forderfaige Wohn-
o [N|T 2 ¢ m z|8 |8 | gwe| fiache e Wohnfliche WE| flache
a|s|s|s m? e m? m2
&
2
2 .2 f2q 111 45,55 91,10 2 45,55 91,10
2124 2111 50,21 100,42 2 50,21 100,42
8 2] A1 63,45 507,60 8 60,00 480,00
8 |4]|4)1]1]1] 92,02 736,16 8 84,00 672,00
1 31311}F111] 7746 77,46 3 72,00 72,00
1 242 114 1 54,30 54,30 1 54,30 54,30
3 3130 1] 4 82,73 248,19 3 72,00 216,00
31431311} 1110362 310,86 3 72,00 216,00
1 31 3F1f 1 103,48 103,48 1 72,00 72,00
I Seite 3 I Seite 3a I Summe Seite 3und 3 a |
[ Anzahi | Fiache (m?) | Anzanl | Fiache (m?) [ Anzahi| Summe Wohnfidche |
[Wohnungen [ 20 | 222957 | | | 20 | 2.229.57m? |
Mohnungsbestand | [ | |
| Gewerbefiachen | [ | |
[ Gemeinschaftsraum/-rdume | | | I
[tatséchliche Fléche der gef. WE [ 29 | 222957 | [ | 2 | 2.229,57 m? |
|férderfahige Wohnfiache | 20 | 197382 | | | 20 | 1.973,82 m? |
[davon Fiache gem. DIN 18040 mit"R" | [ £ | 1 | |
[davon mittlere Einkommen [ [ | [ | [ |
[davon geringe Einkommen | 22 | 1.46982 | 22 | 1.469,82 m? |
[davon mittelb. Belegung, mittl. EK | | | [ |
Igavon mittelb. Belegung, ger. EK I 7 | 504,00 I 4 I 504,00 m? I
[nicht gefdrderte Wohnungen | [ [ [ |
[Anzahl Abstellplatze im Freien I 29 I Anzahl Garagen | | Anzahl Einstellplatze / TG J J
7.1.4 Aufziige
Anzahl d inzubauenden Aufzil 3 »
I nza ier neu einzubauenden Auizuge I I W k
7.1.5 Umbauter Raum Lb“ MC ( b~
i m*® m?
e o i s Tiefgarage Gesamt
Wohnraum 10.468,34 10.468,34
Gewerbe
Summen 10.468,34 10.468,34

Antragsteller: Baugenossenschaft Lampertheim eG Seite 3 von Seite 9
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7.  Gebaude &\“%2 ® %Q

7.1 Mietwohnungen / Genossenschaftswohnungen
7.1.1 Baubeginn

Mit dem Bau wird/wurde begonnen am: Februar 2021 ; die Bezugsfertigkeit ist vorgesehen bis zum: Mai 2022
7.1.2 Passivhausstandard
Eassivhausstandard gemaR Forderrichtlinie | Nein
o i bitte mit X
7.1.3 Wohneinheiten / Férderung markieren
je Wohneinheit 2 davon geforderte WE
% max. davon nicht
| 2| & |8 | Overgrenze | Zusatz- Summe geforderte WE
Sl ol El=S fidch
0 E D g f§ ache
An-
s g ;,E-, ° g 2| Wohn- | Gesamt- |2 d | & 8
WE % g é 3 N ﬂac?e wohnﬂzache of8|e|f Wetne | o8 dsns forderféhige Wohn-
CI sl " s z|Z2| S| g we| fiache Hoag Wohnflsche WE| flache
8|15 [5|% m? Lo m? m?
2
1 334 114 79,94 79,94 1 72,00 72,00
1 2. 21.91.E1 62,26 62,26 1 60,00 60,00
1 L o e B 97,71 97,71 1 84,00 84,00
1 3 1At 1] 79,94 79,94 1 72,00 72,00
1 2 r 2.4 01 62,26 62,26 1 60,00 60,00
1 414111111 97,71 97,71 1 84,00 84,00
1 3131 1144 79,94 79,94 1 72,00 72,00
4 4 G 0l 62,26 62,26 1 60,00 60,00
1 W e e 97,71 97,71 1 84,00 84,00
1 31.3F1141 79,94 79,94 1 72,00 72,00
1 2|24 414 62,26 62,26 1 60,00 60,00
1 4141111]1 97,71 97,71 1 84,00 84,00
1 34 311 1 79,94 79,94 1 72,00 72,00
1 2124111 62,26 62,26 X 1 60,00 60,00
1 4. F4 a1y 9r M 97,7 1 84,00 84,00
I Seite 3 I Seite 3a I Summe Seite 3und 3 a I
| Anzahi | Fische (m?) | Anzahi | Fische (m?) | Anzani | Summe Wohnfliche |
[Wohnungen [ 15 | 119955 § 3 [ 23901 | 18 | 1.439,46 m? ]
[Wohnungsbestand | I | |
| Gewerbeflachen | | | |
IGemeinschaﬂsraum/—réume | I I I
[tatséchliche Fliche der gef. WE [ 15 | 119955 I 3 | 23991 | 18 | 1.439,46 m? |
[forderfahige Wohnflache ] 15 | 108000 | 3 [ 21600 [ 18 | 1.296,00 m? |
|davon Flache gem. DIN 18040 mit"R" | 12 | 86400 | 3 [ 2 ] 864,00 m? |
[davon mittlere Einkommen | [ | [ i [ B
[davon geringe Einkommen [ 12 T 864,00 [ 12| 864,00 m* |
[davon mittelb. Belegung, mittl. EK | | [ [ |
[davon mittelb. Belegung, ger. EK | 3 [ 21600 3 | 21600 6 [ 432,00 m? I
[nicht geforderte Wohnungen | [ | [ |
[Anzahl Abstellplatze im Freien | 18 L Anzahl Garagen ] | Anzahi Einsteliplatze / TG J |
7.1.4 Aufziige
IAnzahl der neu einzubauenden Aufziige J 1 J
7.1.5 Umbauter Raum \' L
Art m? Hauptgebaude " i ” ‘
Hpigebay Tiefgarage Gesamt Nmpcur g ‘L \.,.
Wohnraum 6.127,00 6.127,00 \
Gewerbe
Summen 6.127,00 6.127,00

Antragsteller: Baugenossenschaft Lampertheim Seite 3 von Seite 9
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) bitte mit X
7.1.3 Wohneinheiten / Férderung markieren
je Wohneinheit b davon geforderte WE
2 S davon nicht
¥|E|&8|8] Obergrenze g Summe geforderte WE
S E g flache
Ele :
An- Q Elg|g|S
3l5l0l2l2| wohn- Gesamt- o | & | £ 2
zahl| €| 22 o o 2 I g clo
wel 81 E|S|5|B| fidche [ wohnfidche §O glUle S
sIN[X|&|8] m m [=|2|8ls Wohnflsche | DIN 18040 | [oraerfahige i
o alz z|8|=| e WE i it "R" Wohnfldche WE flache
=) B B L m? m?
3
-
1 313111 79,94 79,94 x 1 72,00 72,00
1 2: 121141 62,26 62,26 X 1 60,00 60,00
1 41411111 97,71 97,71 b'e 1 84,00 84,00
[ 3] Summe 239,91

Antragsteller: Baugenossenschaft Lampertheim Seite 3a von Seite 9
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7.1.3 Wohneinheiten / Férderung

bitte mit X

markieren
je Wohneinheit b davon geforderte WE
g s davon nicht
x ;C;» 5|8 Obergrenze e Summe geforderte WE
= ) E g flache
An- ) Elg|c|S
8l5|e|8[2] wohn- Gesamt- fo|B|Z|2
zhl| S 1ElG 215 fiache | wohnfiache | | & | @ LED
welelEl2izlg| m 22|28 Wohnfliche | DIN 18040 |  forderfahige hoscahid
o o3 z|8|2| e WE s s Wohnflache WE flache
) 5 s ﬁ m mit "R’ m? m?
&
b
1 3131141 79,94 79,94 X 1 72,00 72,00
1 212|111 62,26 62,26 1 60,00 60,00
1 4140111111 97,71 97,71 X 1 84,00 84,00

I 3 | Summe

| 23991 |

Antragsteller: Baugenossenschaft Lampertheim

Seite 3a von Seite 9
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